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Bekanntmachung 
Leitfaden zur Stilllegung, zum sicheren Einschluss 
und zum Abbau von Anlagen oder Anlagenteilen 
nach § 7 des Atomgesetzes 
 
vom 12. August 2009 (BAnz 2009, Nr. 162a) 
 

 
Angesichts der zunehmenden Anzahl der zukünftig 
durchzuführenden Stilllegungsverfahren sind die für den 
Vollzug des Atomgesetzes zuständigen Genehmigungs- 
und Aufsichtsbehörden der Länder und das Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
im Länderausschuss für Atomkernenergie - Hauptaus-
schuss - am 26. Juni 2009 übereingekommen, den „Leit-
faden zur Stilllegung, zum sicheren Einschluss und Abbau 
von Anlagen oder Anlagenteilen nach § 7 des Atomgeset-
zes" in atomrechtlichen Genehmigungs- und Aufsichts-
verfahren zur Stilllegung kerntechnischer Anlagen anzu-
wenden. 
 
Ziel des Leitfadens ist es, 
- die bei Genehmigung und Aufsicht relevanten Aspekte 

zusammenzustellen, 
- ein gemeinsames Verständnis von Bund und Ländern 

zur zweckmäßigen Durchführung von Stilllegungsver-
fahren anzustreben und 

- die bestehenden Auffassungen und Vorgehensweisen 
zu harmonisieren. 

 
Der Leitfaden enthält daher Vorschläge für eine zweck-
mäßige Vorgehensweise bei der Stilllegung von Anlagen 
nach § 7 des Atomgesetzes im Hinblick auf die Anwen-
dung des untergesetzlichen Regelwerkes, für die Planung 
und Vorbereitung der Stilllegung sowie für Genehmigung 
und Aufsicht. 
 
Nachstehend gebe ich den „Leitfaden zur Stilllegung, zum 
sicheren Einschluss und zum Abbau von Anlagen oder 
Anlagenteilen nach § 7 des Atomgesetzes" vom 26. Juni 
2009 bekannt (Anlage). 
 
Gleichzeitig wird der „Leitfaden zur Stilllegung von Anla-
gen nach § 7 des Atomgesetzes" vom 14. Juni 1996 
(BAnz. Nr. 211a vom 12. November 1996) zurückge-
zogen. 
 
 
Bonn, den 12. August 2009 
RS III 4-17031-3/6.1 
 
 

Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

 
Im Auftrag 

Dr. Dr. Mathiak 
Regierungsdirektor 
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1 Einleitung 
 
Die bisher durchgeführten Stilllegungsverfahren von 
kerntechnischen Anlagen in der Bundesrepublik 
Deutschland zeigen sowohl hinsichtlich der technischen 
Durchführung als auch beim hierbei anzuwendenden 
technischen und rechtlichen Regelwerk, dass ein ausrei-
chendes Instrumentarium existiert, um Stilllegungsvorha-
ben genehmigen und Stilllegungsverfahren sicher durch-
fuhren zu können. 
 
Bei den bisher nach § 7 Absatz 3 des Atomgesetzes 
(AtG) erteilten Genehmigungen legten die Genehmi-
gungsbehörden die Anforderungen für die Stilllegung 
sowie den sicheren Einschluss oder den Abbau von Anla-
gen oder Anlagenteilen z. T. unter sinngemäßer Anwen-
dung der für Errichtung und Betrieb bestehenden Regeln 
und Richtlinien fest. Die Anforderungen wurden in wichti-
gen Teilen auf die spezifischen Gegebenheiten im Hin-
blick auf die Stilllegung sowie den sicheren Einschluss 
oder den Abbau der Anlage zugeschnitten. 
 
Angesichts der erheblichen Zahl zukünftig durchzuführen-
der Stilllegungsverfahren ist es das Ziel des Leitfadens, 
- die im Stilllegungsverfahren relevanten Aspekte der 

Genehmigung und Aufsicht zusammenzustellen, 
- ein gemeinsames Verständnis von Bund und Ländern 

zur zweckmäßigen Durchführung von Stilllegungsver-
fahren anzustreben und 

- die bestehenden Auffassungen und Vorgehensweisen 
nach Möglichkeit zu harmonisieren. 

 
Der Leitfaden enthält dementsprechend Vorschläge für 
eine zweckmäßige Vorgehensweise bei der Stilllegung 
sowie beim sicheren Einschluss und beim Abbau von 
Anlagen oder Anlagenteilen nach § 7 AtG im Hinblick auf 
die Anwendung des untergesetzlichen Regelwerkes, für 
die Planung und Vorbereitung der Stilllegungsmaßnah-
men sowie für die Genehmigung und Aufsicht. Diese 
Vorschläge orientieren sich vorrangig an dem Stillle-
gungsverfahren von Kernkraftwerken. Bei Forschungsre-
aktoren und Anlagen des Kernbrennstoffkreislaufs können 
abweichende Bedingungen vorliegen, die anlagenspezi-
fisch zu berücksichtigen sind. 
 
Die Anlage 1 des Leitfadens enthält die Erläuterung der 
im Leitfaden verwendeten wesentlichen Begriffe. So wird 
das Wort „Stilllegung" im Leitfaden sowohl als Einzelwort 
als auch als zusammengesetzter Begriff (z. B. Stillle-
gungsverfahren) generell im weiteren Sinne als Ober-
begriff für sämtliche stilllegungsgerichteten Tätigkeiten 
(einschl. sicherem Einschluss und Abbau) gebraucht. Das 
entspricht dem technischen und internationalen Sprach-
gebrauch. Im AtG hingegen ist von „Stilllegung, sicherem 
Einschluss und Abbau" die Rede. Dort wird der Begriff 
„Stilllegung" also in einem engeren juristischen Sinne 
verwendet. Im Leitfaden ist dieser engere juristische 
Gebrauch des Wortes „Stilllegung" nur dann ausnahms-
weise gemeint, wenn ein direkter Bezug zum AtG im Text 
hergestellt wird oder wenn Stilllegung, sicherer Einschluss 
und Abbau aufgezählt werden. 
 
Dieser überarbeitete Leitfaden ersetzt den Leitfaden zur 
Stilllegung von Anlagen vom 14. Juni 1996 (BAnz. Nr. 
211a vom 12. November 1996) und stellt ein Dokument 
dar, in dem die für künftige Stilllegungsverfahren rele-
vanten Aspekte und die zu deren Durchführung geeigne-
ten Hilfsmittel zusammengestellt sind. Er kann auch be-
reits in laufenden Verfahren als Orientierungshilfe genutzt 
werden, soweit dies die zuständige Behörde für zweck-
dienlich erachtet. 
 
 

2 Rahmenbedingungen 
 
2.1 Grundsätzliches 
 
Ausgehend von den Schutzzielen des § 1 AtG sollte, auch 
in Übereinstimmung mit internationalen Empfehlungen /1/, 
/2/, /3/, letztendliches Ziel aller Stilllegungsmaßnahmen 
die Entlassung kerntechnischer Anlagen aus der atom-
rechtlichen Überwachung sein. Die Stilllegungsmaßnah-
men können auch durch die Überführung der noch nicht 
freigegebenen Restanlage in eine andere nach Atom- 
oder Strahlenschutzrecht genehmigte Nutzung beendet 
werden. 
 
Nach Maßgabe des § 7 Absatz 3 AtG sind die Stilllegung, 
der sichere Einschluss sowie der Abbau von Anlagen 
oder Anlagenteilen genehmigungsbedürftig. Für die Ent-
lassung der dabei anfallenden radioaktiven Stoffe sowie 
beweglicher Gegenstände, von Gebäuden, Bodenflächen, 
Anlagen oder Anlagenteilen, die aktiviert oder radioaktiv 
kontaminiert sind, aus der atom- oder strahlenschutz-
rechtlichen Überwachung ist nach § 29 der Strahlen-
schutzverordnung (StrlSchV) eine Freigabe, d. h. ein 
Verwaltungsakt erforderlich. Stoffe sowie bewegliche 
Gegenstände, Gebäude, Anlagen oder Anlagenteile, die 
von der Genehmigung nach § 7 Abs. 1 AtG umfasst sind, 
können ohne eine Freigabe nach § 29 StrlSchV heraus-
gegeben werden, sofern sie nicht aus dem Kontrollbereich 
stammen und nicht kontaminiert oder aktiviert sind. Auch 
eine Bodenfläche kann ohne eine Freigabe nach § 29 
StrlSchV aus der atomrechtlichen Überwachung entlas-
sen (herausgegeben) werden, wenn ausgeschlossen ist, 
dass sie kontaminiert ist. Die grundsätzliche Vorgehens-
weise für diese Art der Entlassung (Herausgabe) ist in 
einer Genehmigungsunterlage zu beschreiben. 
 
Ausgangspunkt für die sicherheitstechnische Bewertung 
der Stilllegungsmaßnahmen ist das Gefährdungspoten-
zial, das durch das Inventar an radioaktiven Stoffen, den 
technischen Zustand der Anlage sowie ihre sicherheits-
technische Auslegung bestimmt wird. Für die Sicherheits-
beurteilung der Stilllegungsmaßnahmen können die gel-
tenden Auslegungsanforderungen für Errichtung und 
Betrieb nicht uneingeschränkt herangezogen werden. 
Ausgehend von der abgeschalteten Anlage im jeweiligen 
Zustand muss sich die sicherheitstechnische Bewertung 
der vorgesehenen Maßnahmen an den Vorgaben der §§ 
46, 47, 50 StrlSchV sowie an allen anderen Schutzvor-
schriften der StrlSchV orientieren. Für Störfallbetrachtun-
gen sind die Ereignisabläufe zu unterstellen, die sich 
aufgrund von Art, Menge und Verteilung der noch vorhan-
denen radioaktiven Stoffe in Verbindung mit den bean-
tragten Stilllegungstätigkeiten ableiten lassen. 
 
Solange sich während des Stilllegungsverfahrens noch 
Kernbrennstoff über den in § 2 Absatz 3 AtG genannten 
Massen oder Konzentrationen in der Anlage befindet, sind 
die dafür notwendigen Anforderungen zur Gewährleistung 
der Sicherheit weiterhin zu erfüllen. 
 
Sollen die radioaktiven Abfälle aus der Stilllegung am 
Standort der stillgelegten und im Abbau befindlichen An-
lage zwischengelagert werden, kommt für die Genehmi-
gung zur Errichtung und zum Betrieb des Zwischenlagers 
§ 7 Absatz 1 StrlSchV als Rechtsgrundlage in Betracht. 
Die alternativ nach § 7 Absatz 2 StrlSchV mögliche 
Erstreckung der Stilllegungsgenehmigung gemäß § 7 
Absatz 3 AtG auf die Zwischenlagerung kann jedoch nur 
bis zum Ende der Stilllegung bzw. dem Abschluss des 
Abbaus der Anlage vorgenommen werden. Falls im Rah-
men der Stilllegung und des Abbaus der Anlage zugleich 
auch radioaktive Abfälle Dritter behandelt werden, bedarf 
dies einer gesonderten Genehmigung nach § 7 Absatz 1 
StrlSchV. 
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2.2 Rechtliche Bestimmungen 
 
Rechtsgrundlagen für Stilllegungsverfahren sind das 
Atomgesetz sowie die zugehörigen Rechtsverordnungen 
und allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Über diese 
Vorschriften hinaus existieren zum Stilllegungsverfahren 
keine weiteren spezifischen Rechtsvorschriften. Auch das 
untergesetzliche Regelwerk enthält hauptsächlich Rege-
lungen für Errichtung und Betrieb von kerntechnischen 
Anlagen. 
 
Die Bestimmungen, die für Stilllegungsverfahren von 
besonderer Bedeutung sind, werden im Folgenden kurz 
behandelt und sind im Handbuch Reaktorsicherheit und 
Strahlenschutz /6/ aufgeführt. 
 
Atomgesetz 
 
Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie 
und den Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz - AtG) 
vom 23. Dezember 1959, Neufassung vom 15. Juli 1985 
(BGBI. I, S. 1565), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 17. März 2009 (BGBl. I, S. 556) 
 
Das AtG enthält in § 7 Absatz 3 die grundlegende Vor-
schrift für die Genehmigung der Stilllegung einer kern-
technischen Anlage sowie des sicheren Einschlusses 
oder des Abbaus der Anlage oder von Anlagenteilen. Sie 
ist zugleich die einzige stilllegungsspezifische Vorschrift 
des AtG für Anlagen nach § 7 Absatz 1 AtG. 
 
Bezüglich der Verwertung radioaktiver Reststoffe sowie 
ausgebauter oder abgebauter radioaktiver Anlagenteile 
und der Beseitigung radioaktiver Abfälle gelten die 
grundlegenden Vorschriften des § 9a AtG. 
 
Der § 2a AtG beschreibt die Stellung der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung innerhalb des atomrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens und legt grundsätzliche Regeln zu deren 
Durchführung fest. 
 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz - UVPG - vom 12. 
Februar 1990 (BGBl. I, S. 205), Neufassung vom 25. Juni 
2005 (BGBl. I, S. 1757), berichtigt am 9. September 2005 
(BGBl. I, S. 2797), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I, S. 2986) 
 
Das UVPG legt in der zugehörigen Anlage 1 Nummer 11 
im Einzelnen fest, für welche kerntechnischen Anlagen 
die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP) besteht. 
 
Atomrechtliche Verfahrensverordnung 
 
Verordnung über das Verfahren bei der Genehmigung 
von Anlagen nach § 7 des Atomgesetzes (Atomrechtliche 
Verfahrensverordnung - AtVfV) vom 18. Februar 1977, 
Neufassung vom 3. Februar 1995 (BGBl. I, S. 180), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 9. De-
zember 2006 (BGBl. I, S. 2819) 
 
Das Genehmigungsverfahren für Stilllegung, sicheren 
Einschluss und Abbau von Anlagen oder von Anlagentei-
len nach § 7 AtG richtet sich nach der AtVfV. Sie enthält 
stilllegungsspezifische Regelungen insbesondere für die 
Beteiligung Dritter und für die UVP in § 4 Absatz 4 und § 
19b AtVfV. 
 
Zur Prüfung der übrigen das Vorhaben betreffenden öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften wird auf § 14 AtVfV, für 
UVP-pflichtige Vorhaben auch auf § 14a AtVfV verwiesen. 
 
Weitere hier relevante Regelungen in der AtVfV betreffen 
die vorzulegenden Unterlagen zum Bereich radioaktiver 
Reststoffe (§ 3 Absatz 1 Nummer 8 AtVfV). 

Strahlenschutzverordnung 
 
Verordnung über den Schutz vor Schäden durch ionisie-
rende Strahlen (Strahlenschutzverordnung - StrlSchV) 
vom 20. Juli 2001 (BGBl. I, S. 1714), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. August 2008 (BGBl. 
I, S. 1793) 
 
Von besonderer Bedeutung für die Stilllegungsmaßnah-
men ist die Strahlenschutzverordnung, deren Vorschriften 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c für die Stillle-
gung, den sicheren Einschluss einer Anlage sowie den 
Abbau einer Anlage oder von Anlagenteilen nach § 7 AtG 
gelten und die daher die technischen und betrieblichen 
Maßnahmen, Verfahren und Vorkehrungen zum Schutz 
vor Schäden durch ionisierende Strahlen wesentlich be-
stimmt. Insbesondere regelt § 29 StrlSchV die Freigabe, 
falls nicht bestehende Altregelungen gemäß der Über-
gangsbestimmung § 117 Absatz 10 StrlSchV aufrecht-
erhalten werden. 
 
Atomrechtliche Deckungsvorsorge-Verordnung 
 
Verordnung über die Deckungsvorsorge nach dem Atom-
gesetz (Atomrechtliche Deckungsvorsorge-Verordnung - 
AtDeckV) vom 25. Januar 1977 (BGBl. I, S. 220), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 Absatz 12 des Gesetzes vom 23. 
November 2007 (BGBl. I, S. 2631) 
 
Eine spezifische Vorschrift für die Stilllegung ist § 12 
AtDeckV. Soweit sich in der Anlage keine Kernbrennstoffe 
mehr befinden, gilt Anlage 2 Spalte 3. In Verbindung mit 
Anlage 2 der AtDeckV kann die Regeldeckungssumme 
anhand der in der Anlage verbleibenden Aktivität als 
Vielfaches der Freigrenzen nach Anlage III Tabelle 1 
Spalte 2 StrlSchV festgelegt werden. 
 
 
Sonstige atomrechtliche Verordnungen 
 
Von den übrigen atomrechtlichen Rechtsverordnungen 
sind die 
 
- Kostenverordnung zum Atomgesetz 
 Kostenverordnung zum Atomgesetz - AtKostV - vom 

17. Dezember 1981 (BGBl. I, S. 1457), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 29. August 
2008 (BGBl. I, S. 1793) 

 
- Atomrechtliche Sicherheitsbeauftragten- und Melde-

verordnung 
 Verordnung über den kerntechnischen Sicherheitsbe-

auftragten und über die Meldungen von Störfallen und 
sonstigen Ereignissen (Atomrechtliche Sicherheitsbe-
auftragten- und Meldeverordnung - AtSMV) vom 14. 
Oktober 1992 (BGBl. I, S. 1766), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 18. Juni 2002 (BGBl. I, S. 
1869) 

 
- Atomrechtliche Zuverlässigkeitsüberprüfungs- Verord-

nung 
 Verordnung für die Überprüfung der Zuverlässigkeit 

zum Schutz gegen Entwendung oder erhebliche Frei-
setzung radioaktiver Stoffe nach dem Atomgesetz 
(Atomrechtliche Zuverlässigkeitsüberprüfungs-Verord-
nung - AtZüV) vom 1. Juli 1999 (BGBl. I, S. 1525), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Oktober 2002 
(BGBl. I, S. 3970) 

 
auch im Stilllegungsverfahren anzuwenden. 
 
Auf die Endlagervorausleistungsverordnung wird hinge-
wiesen. 
 

Verordnung über Vorausleistungen für die Einrichtung 
von Anlagen des Bundes zur Sicherstellung und zur 
Endlagerung radioaktiver Abfälle (Endlagervoraus-
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leistungsverordnung - EndlagerVIV) vom 28. April 
1982 (BGBl. I, S. 562), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 6. Juli 2004 (BGBl. I, S. 1476) 

 
2.3 Regelwerk 
 
Die für kerntechnische Anlagen bestehenden Regeln, wie 
 
- Bekanntmachungen (Kriterien, Grundsätze, Richtli-

nien, Empfehlungen) des Bundesministeriums des In-
nern (BMI) und des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 

 
- Regeln des Kerntechnischen Ausschusses (KTA) 
 
- Technische Normen 
 
- Empfehlungen der Entsorgungskommission (ESK), 

der Reaktor-Sicherheitskommission (RSK) und der 
Strahlenschutzkommission (SSK) 

 
sind vorwiegend für die Errichtung und den Betrieb dieser 
Anlagen geschaffen worden. 
 
Bekanntmachungen des BMI/BMU und KTA-Regeln 
 
Die Bekanntmachungen des BMI/BMU sowie die KTA-
Regeln wurden auf ihre Anwendbarkeit bei Stilllegungs-
verfahren von kerntechnischen Anlagen bewertet und in 
die folgenden drei Kategorien eingeteilt: 
 
Kategorie 1: Die Regel ist allgemeingültig und deshalb 
auch im Stilllegungsverfahren zu berücksichtigen. 
 
Kategorie 2: Die Regel ist nicht relevant für das Stillle-
gungsverfahren. Bei etwaigen im Rahmen der Stilllegung 
durchzuführenden Errichtungsmaßnahmen oder wesentli-
chen Nutzungsänderungen kann sie aber schutzzielorien-
tiert im Sinne der Kategorie 3 angewendet werden. 
 
Kategorie 3: Die Regel ist bei Stilllegungsverfahren unter 
Berücksichtigung des veränderten Gefährdungspotenzials 
und der im Vergleich zu Errichtung und Betrieb veränder-
ten und in vieler Hinsicht verringerten Anforderungen 
schutzzielorientiert anzupassen bzw. kann nur teilweise 
angewendet werden. 
 
Die Zuordnung der Regeln zu den Kategorien findet sich 
in Anlage 2. Es wurde die im Handbuch Reaktorsicherheit 
und Strahlenschutz /6/ enthaltene Aufstellung zugrunde 
gelegt. 
 
Kommentare zur schutzzielorientierten Anpassung bzw. 
teilweisen Anwendung der Regeln, die in die Kategorie 3 
eingeordnet wurden, enthält Anlage 3. 
 
Soweit keine speziellen Anforderungen der kerntechni-
schen Sicherheit oder des Strahlenschutzes zu stellen 
sind, genügt anstelle der KTA-Regeln die Anwendung der 
allgemeinen technischen Normen. 
 
Technische Normen 
 
Nur wenige Normen sind explizit für die Stilllegung, den 
sicheren Einschluss und den Abbau kerntechnischer 
Anlagen heranzuziehen. Die für die Kerntechnik spezifi-
schen DIN-Normen decken verschiedene Bereiche der 
Kerntechnik ab, u. a.: grundlegende Anforderungen, Be-
griffe und Zeichen; Errichtung, Betrieb und Prüfung ein-
zelner Komponenten oder ganzer Systeme; Strahlen-
messtechnik, Dosimetrie; Messtechniken für Kontamina-
tion, Ableitungen und zur Freigabe von radioaktiven Stof-
fen; Betrieb von Geräten, usw. Diese Normen sind, soweit 
für stillzulegende Anlagen zutreffend, anzuwenden. Ab-
weichungen von den technischen Normen können im 
Einzelfall zugelassen werden, wenn die erforderliche 

Sicherheit in vergleichbarem Maße auf andere Weise 
gewährleistet ist. 
 
Empfehlungen der Reaktor-Sicherheitskommission 
 
Allgemeine Empfehlungen zu Stilllegungsverfahren von 
kerntechnischen Anlagen liegen derzeit nicht vor. Bis-
herige Stellungnahmen beziehen sich auf konkrete Stillle-
gungsverfahren. 
 
Die Empfehlung der RSK mit dem Titel „Sicherheitsanfor-
derungen an die längerfristige Zwischenlagerung 
schwach- und mittelradioaktiver Abfälle" /14/ ist auch für 
die Stilllegung von kerntechnischen Anlagen von Rele-
vanz. 
 
Empfehlungen der Strahlenschutzkommission 
 
Allgemeine Empfehlungen zu Stilllegungsverfahren von 
kerntechnischen Anlagen liegen derzeit nicht vor. Bis-
herige Stellungnahmen beziehen sich auf konkrete Stillle-
gungsverfahren. Die vorliegenden Empfehlungen zu all-
gemeinen oder anlagenspezifischen Strahlenschutzfragen 
sind auch im Stilllegungsverfahren zu berücksichtigen. 
 
Von besonderer Bedeutung für die Stilllegungsmaßnah-
men waren vor der Novellierung der StrlSchV die Emp-
fehlungen der SSK vom 12. Februar 1998 zur Freigabe 
von Materialien, Gebäuden und Bodenflächen mit ge-
ringfügiger Radioaktivität aus anzeige- und genehmi-
gungspflichtigem Umgang /7/. Nach der umfassenden 
Regelung der Freigabe in der Novelle der StrlSchV vom 
20. Juli 2001 sind nunmehr diese Vorgaben der StrlSchV 
verbindlich. Sofern bereits erteilte Genehmigungen die 
Stilllegung, den sicheren Einschluss oder den Abbau von 
Anlagen oder Anlagenteilen zum Gegenstand haben, 
gelten nach den Übergangsvorschriften des § 117 Absatz 
10 StrlSchV die in diesen Genehmigungen enthaltenen 
Freigaberegelungen unbegrenzt fort. In diesen Fällen 
können die SSK-Empfehlungen weiterhin relevant sein. 
 
Empfehlungen der Entsorgungskommission 
 
Allgemeine Empfehlungen zu Stilllegungsverfahren von 
kerntechnischen Anlagen liegen derzeit nicht vor. Bis-
herige Stellungnahmen beziehen sich auf konkrete Stillle-
gungsverfahren. 
 
2.4 Internationale Regelungen, Standards und Emp-

fehlungen 
 
Im Handbuch Reaktorsicherheit und Strahlenschutz /6/ 
werden multilaterale Vereinbarungen, Recht der Europä-
ischen Union sowie Sicherheitsstandards der Internatio-
nalen Atomenergieorganisation (IAEO) aufgeführt, die u. 
a. auch für die Stilllegung als Orientierung dienen können. 
Darunter sind insbesondere zu nennen: 
 
Euratom-Vertrag 
 
Der Artikel 37 des Euratom-Vertrages schreibt vor, dass 
für jeden Plan zur Ableitung radioaktiver Stoffe aller Art 
der Kommission „Allgemeine Angaben" zu übermitteln 
sind, aus denen eventuelle Auswirkungen auf das Gebiet 
anderer Staaten der Europäischen Union ermittelt werden 
können. 
 
Beim Abbruch von Kernreaktoren und Wiederaufarbei-
tungsanlagen sind gemäß Anhang 2 der Empfehlung der 
Kommission vom 6. Dezember 1999 zur Anwendung von 
Artikel 37 allgemeine Angaben zu Standort und Umge-
bung, zur Anlage, zur Ableitung radioaktiver Stoffe in die 
Atmosphäre bei normalem Betrieb, zur Ableitung flüssiger 
radioaktiver Stoffe im Normalbetrieb, zur Beseitigung 
fester radioaktiver Abfälle aus der Anlage (hierzu zählen 
auch die festgelegten Freigabewerte, Materialarten und 
Mengenanfall), zu nicht geplanten Ableitungen radioakti-
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ver Stoffe, zu Notfallplänen und schließlich zur Umge-
bungsüberwachung zu machen. 
 
Die Angaben sind möglichst ein Jahr, mindestens jedoch 
6 Monate, bevor von der zuständigen Genehmigungsbe-
hörde eine Genehmigung zur Ableitung radioaktiver Stoffe 
erteilt wird, über das zuständige Bundesministerium mit-
zuteilen. 
 
Übereinkommen zur nuklearen Entsorgung 
 
Das am 5. September 1997 bei der IAEO in Wien ge-
schlossene „Übereinkommen zur nuklearen Entsorgung" 
(Gemeinsames Übereinkommen über die Sicherheit der 
Behandlung abgebrannter Brennelemente und über die 
Sicherheit der Behandlung radioaktiver Abfälle) hat keine 
direkte rechtliche Verbindlichkeit für die Genehmigungs- 
und Aufsichtsbehörde oder den Antragsteller, es muss 
aber von der Bundesrepublik Deutschland im nationalen 
Bereich umgesetzt werden /16/. Das Übereinkommen 
erstreckt sich auch auf die Stilllegung, den sicheren Ein-
schluss und den Abbau von kerntechnischen Anlagen. 
Der Artikel 26 (Stilllegung) des Übereinkommens ist die 
für die Stilllegung zentrale Bestimmung mit Querverwei-
sen zu anderen, in diesem Zusammenhang relevanten 
Artikeln wie Artikel 22 (Personal und Finanzmittel), Artikel 
24 (Strahlenschutz) sowie Artikel 25 (Notfallvorsorge). 
Weiterhin wird in Artikel 26 (Stilllegung) die Pflicht zur 
Aufzeichnung und Aufbewahrung von Informationen, die 
für die Stilllegung wichtig sind, genannt. Über die engeren 
Verpflichtungen des Artikels 26 (Stilllegung) hinaus sind 
weitere Anforderungen für die Stilllegung relevant. 
 
Sicherheitsstandards der IAEO 
 
Die Bundesrepublik Deutschland erkennt die international 
anerkannten Sicherheitsprinzipien, wie sie beispielsweise 
in den „Safety Fundamentals" der IAEO festgehalten sind, 
an und setzt sie soweit erforderlich in nationales Recht 
um. Folgende IAEO-Sicherheitsstandards sind für die 
Stilllegung relevant: 
 
- Safety Fundamentals on the Principles of Radioactive 

Waste Management /4/, 
 
- Safety Requirements on Predisposal Management of 

Radioactive Waste Including Decommissioning /5/, 
 
- Safety Guide on Decommissioning of Nuclear Fuel 

Cycle Facilities /1/, 
 
- Safety Guide on Decommissioning of Nuclear Power 

and Research Reactors /2/, 
 
- Safety Guide on Decommissioning of Medical, Indus-

trial and Research Facilities /3/, 
 
- Safety Requirements on Decommissioning of Facilities 

Using Radioactive Material /17/, 
 
- Safety Guide on Release of Sites from Regulatory 

Control on Termination of Practices /18/, 
 
- Safety Guide on Storage of Radioactive Waste /19/. 
 
 
3 Stilllegungsplanung und Antragsunterlagen 
 
Die im Folgenden beschriebenen Vorgehensweisen bei 
der Planung und Zusammenstellung der Antragsunterla-
gen wurden aus den bisher gemachten Erfahrungen ent-
wickelt, um eine einheitliche Praxis für zukünftige atom-
rechtliche Stilllegungsverfahren zu fördern. 
 
Eine grundlegende Entscheidung bei der Stilllegungspla-
nung ist die Wahl der Stilllegungsstrategie, also welche 
der beiden Optionen - direkter Abbau oder sicherer Ein-

schluss - durchgeführt werden soll. Unter einem Stillle-
gungskonzept wird die schon bei Errichtung und Betrieb 
der Anlage vorhandene konzeptionelle Vorgehensweise 
für die Stilllegung verstanden. Dieses Stilllegungskonzept 
wird parallel zum Betrieb der Anlage fortentwickelt, so 
dass zum Zeitpunkt des erstmaligen Antrags auf Stillle-
gung eine Stilllegungsplanung im Sinne von § 19b Absatz 
1 AtVfV vorgelegt werden kann. 
 
Die Stilllegung einer Anlage nach § 7 Absatz 1 AtG, der 
sichere Einschluss der endgültig stillgelegten Anlage 
sowie der Abbau der Anlage oder von Anlagenteilen be-
dürfen gemäß § 7 Absatz 3 AtG der Genehmigung, ohne 
dass die genehmigungsrechtlichen Tatbestände näher 
abgegrenzt sind. In der bisherigen Genehmigungspraxis 
wurden die erforderlichen Genehmigungen überwiegend 
schrittweise erteilt. Im Rahmen des Verfahrens für die 
erste Genehmigung sind die insgesamt geplanten Maß-
nahmen zur Stilllegung sowie die verfahrensmäßige Um-
setzung der Maßnahmen in den Blick zu nehmen und 
unter dem Gesichtspunkt zu beurteilen, ob die in der ers-
ten Genehmigung beantragten Maßnahmen weitere Maß-
nahmen nicht erschweren oder verhindern und ob eine 
sinnvolle Reihenfolge der Abbaumaßnahmen vorgesehen 
ist (§ 19b Absatz 1 AtVfV). Zugleich ist im Verfahren für 
die erste Genehmigung eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung für das gesamte Stilllegungsvorhaben durchzuführen 
(§ 19b Absatz 3 AtVfV). 
 
Für stillzulegende Anlagen ist das vorhandene Sicher-
heitsmanagementsystem dem veränderten Gefährdungs-
potenzial und den Erfordernissen der Stilllegung anzu-
passen. 
 
3.1 Stilllegungsstrategien 
 
Folgende grundlegende Stilllegungsstrategien stehen 
nach § 7 Absatz 3 AtG in Deutschland zur Verfügung: 
 
- Abbau ... 
 direkter Abbau der Anlage oder von Anlagenteilen und 

Entlassung aus der atomrechtlichen Überwachung 
 
- sicherer Einschluss ... 
 wobei der endgültige Abbau auf einen späteren Zeit-

raum verschoben wird, während dessen die Anlage 
sicher vor Ort verwahrt wird 

 
Stilllegungsstrategien können auch Mischformen aus 
diesen beiden grundlegenden Alternativen sein. 
 
Die dauerhafte vor-Ort-Verwahrung (sog. entombment) 
wird zwar international diskutiert, ist aber für Deutschland 
auszuschließen. 
 
Das Atomgesetz und das deutsche gesetzliche Regelwerk 
sehen die Stilllegungsstrategien „direkter Abbau" und 
„sicherer Einschluss" als gleichwertig an. Bei der Ent-
scheidung des Betreibers, welche Stilllegungsstrategie 
angewendet werden soll, können u. a. folgende Faktoren 
eine Rolle spielen /2/: 
 
- Vorgaben der Gesetze, Verordnungen und Richtlinien, 

die für die Stilllegung gelten, 
 
- Beschaffenheit der Anlage, Betriebshistorie und Um-

fang des radioaktiven Inventars, sowohl unmittelbar 
nach der endgültigen Abschaltung der Anlage, als 
auch im zeitlichen Verlauf danach, 

 
- Sicherheitsbewertung der radiologischen und konven-

tionellen Gefahren, 
 
- Entsorgung radioaktiver Abfälle einschließlich deren 

Zwischen- und Endlagerung, 
 



3- 73 
 
RS-Handbuch Stand 11/09 
 

Seite 6 von 35 

- baulicher und struktureller Zustand der Anlage und 
dessen Änderung während der gesamten Stilllegung, 

 
- Sicherung der Finanzierung, 
 
- Vorhandensein von erfahrenem Personal und erprob-

ter Stilllegungstechnik, 
 
- Bewertung von Erfahrungen aus früheren Stilllegungs-

projekten, 
 
- Aspekte des Umweltschutzes und sozialökonomische 

Belastungen, inklusive öffentlicher Vorbehalte gegen 
die Stilllegungsaktivitäten sowie 

 
- geplante Nutzung des Geländes bzw. der 

Anlage(nteile) nach Abschluss der Stilllegung. 
 
Beim sicheren Einschluss kann ausgenutzt werden, dass 
die zu einem bestimmten Zeitpunkt vorhandene Aktivität 
im weiteren Zeitverlauf ständig abnimmt („Abklingen" der 
Aktivität). Zu diesem Zweck wird nach Entfernen des 
Kernbrennstoffes das in der Anlage verbleibende Aktivi-
tätsinventar für einen längeren Zeitraum fixiert oder ein-
geschlossen und gegen den Zutritt Unbefugter gesichert. 
Beim sicheren Einschluss ist zu prüfen, dass nach dem 
Ende des sicheren Einschlusses eine messtechnische 
radiologische Bewertung mit vertretbarem Aufwand noch 
möglich ist. 
 
Ein Ziel des sicheren Einschlusses ist folglich, das Aktivi-
tätsinventar soweit abklingen zu lassen, dass die nachfol-
genden Abbauarbeiten bei reduzierter Ortsdosisleistung 
und unter Umständen technisch einfacher durchgeführt 
werden können. 
 
Der Aufwand für Personalbesetzung, Wartung und Über-
wachung bei dem sicheren Einschluss richtet sich nach 
dem Gefährdungspotenzial, den vorhandenen Aktivitäts-
barrieren und den jeweils notwendigen Instandhaltungs-
maßnahmen. 
 
In der Stilllegungsgenehmigung sind Art und Umfang der 
im sicheren Einschluss regelmäßig durchzuführenden 
Überprüfungen der Anlagensicherheit zu spezifizieren. 
 
Auf internationaler Ebene ist eine Bevorzugung des di-
rekten Abbaus klar erkennbar /15/. Diese Bevorzugung 
basiert auf den bisherigen Erfahrungen, insbesondere im 
Hinblick auf die Verfügbarkeit von mit der Betriebshistorie 
vertrautem Personal aus der Betriebsphase, die Milde-
rung von wirtschaftlichen Folgen der Stilllegung in der 
Region und die Sicherheit der Finanzierung. In Deutsch-
land wird der direkte Abbau bisher überwiegend prakti-
ziert. 
 
Eine besondere Variante des direkten Abbaus, mit der 
auch Vorteile des sicheren Einschlusses genutzt werden 
können, ist die Herausnahme ganzer unzerlegter Groß-
komponenten aus der Anlage, deren Zwischenlagerung 
und spätere Zerlegung. Dadurch wird nicht nur der Stillle-
gungsablauf optimiert, sondern - wie im Fall des sicheren 
Einschlusses - das Aktivitätsinventar klingt soweit ab, 
dass die nachfolgenden Zerlegearbeiten bei reduzierter 
Ortsdosisleistung und unter Umständen technisch ein-
facher durchgeführt werden können. 
 
3.2 Stilllegungskonzept 
 
In den BMI-Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke /8/ ist 
für die Vorbereitung der Stilllegung als Kriterium 2.10 
festgelegt: 
 
„Kriterium 2.10: Stilllegung und Beseitigung von Kern-
kraftwerken 
 

Kernkraftwerke müssen so beschaffen sein, dass sie 
unter Einhaltung der Strahlenschutzbestimmungen still-
gelegt werden können. Ein Konzept für eine Beseitigung 
nach der endgültigen Stilllegung unter Einhaltung der 
Strahlenschutzbestimmungen muss vorhanden sein." 
 
In Nummer 2.15 der Sicherheitsanforderungen für Kern-
brennstoffversorgungsanlagen vom April 1997 wird Ent-
sprechendes gefordert. 
 
Damit wird eine Auseinandersetzung mit der Stilllegung 
und Beseitigung weit im Vorgriff auf die Beendigung des 
Betriebes gefordert. 
 
In den Betriebsgenehmigungen für die Kernkraftwerke ist 
in der Regel eine periodische Überprüfung des Stillle-
gungskonzeptes festgelegt. Wesentlich dabei sind die 
technische Dokumentation der Anlage, ihrer Systeme, 
Komponenten, Gebäude und Werkstoffe sowie strahlen-
schutzrelevante Daten (Dosisleistungsatlas und Kontami-
nationsatlas) sowie für das Stilllegungsverfahren rele-
vante Auswirkungen besonderer Vorkommnisse. 
 
Im Übrigen können alle Instandhaltungsvorkehrungen, wie 
auch unter Kriterium 2.4 in den BMI-Sicherheitskriterien 
/8/ angesprochen, zur Planung der Stilllegungsmaßnah-
men herangezogen werden. 
 
Das Stilllegungskonzept wird parallel zum Betrieb der 
Anlage fortentwickelt, sodass zum Zeitpunkt des erstma-
ligen Antrags auf Stilllegung eine Stilllegungsplanung im 
Sinne von § 19b Absatz 1 AtVfV vorgelegt werden kann. 
 
3.3 Antragsunterlagen 
 
Dem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung nach § 7 
Absatz 3 AtG sind gemäß § 3 Absatz 1 AtVtV sämtliche 
Unterlagen beizufügen, die zur Prüfung der Zulassungs-
voraussetzungen unter sinngemäßer Anwendung von § 7 
Absatz 2 AtG erforderlich sind. 
 
Mit dem erstmaligen Antrag müssen gemäß § 19b Absatz 
1 AtVfV auch Informationen über die insgesamt geplanten 
Maßnahmen zur Stilllegung, zum sicheren Einschluss 
oder zum Abbau von Anlagen oder Anlagenteilen vorge-
legt werden. Sie sollen darstellen, in welchen Antrags- 
und Genehmigungsschritten das Stilllegungsverfahren 
unter Berücksichtigung der Genehmigungstatbestände 
des § 7 Absatz 3 AtG ablaufen soll. Diese Informationen 
sollen die Beurteilung ermöglichen, ob insbesondere 
weitere Maßnahmen nicht erschwert oder verhindert wer-
den und ob eine sinnvolle Reihenfolge der Abbaumaß-
nahmen auch unter Strahlenschutzgesichtspunkten vor-
gesehen ist. Nach § 19b Absatz 3 AtVfV erstreckt sich die 
UVP bei erstmaligem Antrag auf die insgesamt geplanten 
Maßnahmen zur Stilllegung, zum sicheren Einschluss 
oder zum Abbau der Anlage oder von Anlagenteilen (vgl. 
Kapitel 4.4). 
 
Dies bedeutet für die Stilllegung von kerntechnischen 
Anlagen, dass im Hinblick auf den technischen Inhalt der 
Antragsunterlagen insbesondere folgende Angaben erfor-
derlich sind: 
 
a) Beschreibung der Anlage, des Standortes und der 

Umgebung sowie der Betriebsgeschichte der Anlage, 
soweit sie für die Stilllegung relevant sind, und ggf. 
eine Vorschau auf die spätere Nutzung des Stand-
ortes, 

 
b) für das Stilllegungsverfahren berücksichtigte Rechts-

vorschriften, Regeln der Technik und sonstige Vor-
schriften, 

 
c) Beschreibung der beantragten Stilllegungsmaßnah-

men und des insgesamt vorgesehenen Stilllegungs-
verfahrens sowie Nachweis, dass durch die bean-
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tragten Maßnahmen der spätere Abbau nicht er-
schwert wird, 

 
d) Beschreibung der zur Anwendung vorgesehenen 

Stilllegungs- und Abbautechniken wie Dekontaminati-
onsverfahren, Zerlegetechniken und fernbediente Ab-
bautechniken, 

 
e) Beschreibung neuer oder zu ändernder Systeme, 
 
f) Sicherheitsbetrachtungen einschließlich Störfallanaly-

sen unter Berücksichtigung der Vorgaben des § 50 
StrlSchV für die vorgesehenen Stilllegungstätigkeiten 
und den Betrieb neuer oder geänderter Systeme und 
im Hinblick auf die Einhaltung des Reduzierungsge-
botes in § 6 Absatz 2 StrlSchV sowie der weiteren 
Strahlenschutzgrundsätze und der Strahlenschutzbe-
stimmungen für das Personal, die Umgebung und die 
Bevölkerung. Es ist darzulegen, wie die erforderliche 
Schadensvorsorge gewährleistet wird. 

 
g) Abschätzung und Bewertung des radioaktiven Inven-

tars und ggf. von Gefahrstoffen sowie Nachweise 
hierzu, 

 
h) Beschreibung und Klassifizierung der anfallenden 

radioaktiven Abfälle, ihrer Konditionierung, Lagerung 
und Beseitigung, sowie der Maßnahmen zur Redu-
zierung des Anfalls von radioaktiven Abfällen, 

 
i) Beschreibung der Vorgehensweise zur Freigabe radio-

aktiver Stoffe und ihrer Verwertung sowie Beschrei-
bung der Vorgehensweise zur Herausgabe, 

 
j) Beschreibung der radioaktiven Ableitungen mit Fortluft 

und Abwasser, Antragswerte für die Ableitungen und 
daraus errechnete Strahlenexposition, 

 
k) Programm zur Umgebungsüberwachung, 
 
l) Maßnahmen zum Arbeits-, Brand- und Strahlenschutz 

bei Durchführung der Stilllegungsmaßnahmen ein-
schließlich der Errichtung neuer oder der Veränderung 
vorhandener Einrichtungen, 

 
m) Beschreibung der Betriebsorganisation und der Ver-

antwortlichkeiten bei der Stilllegung; Nachweise zur 
Fachkunde des verantwortlichen Personals und zum 
Fachkundeerhalt sowie über die notwendigen Kennt-
nisse der sonst tätigen Personen, 

 
n) Beschreibung der begleitenden Kontrolle (Qualitäts-

sicherung) und ihrer Durchführung (z. B. mittels 
Arbeitsplänen), 

 
o) Beschreibung des Verfahrens für die Freigabe des 

Standortes bzw. der Vorgehensweise für dessen 
Herausgabe, 

 
p) Vorgesehene Berichterstattung an die Aufsichts-

behörden, 
 
q)  Darstellung der Sicherungsmaßnahmen, 
 
r) Angaben über sonstige Umweltauswirkungen des 

Stilllegungsvorhabens, 
 
s) Vorgesehenes Verfahren für die Erlaubnis zur Durch-

führung eines Demontageschrittes (z. B. Demontage-
schrittverfahren). 

 
Bei UVP-pflichtigen Vorhaben (z. B. erstmalige Antrag-
stellung der Stilllegung) sind dem Antrag neben dem 
Bericht über die Untersuchungen zur Umweltverträglich-
keit folgende Unterlagen zusätzlich beizufügen (§ 3 Ab-
satz 2 AtVfV): 
 

t) eine Übersicht über die wichtigsten, vom Antragsteller 
geprüften technischen Verfahrensalternativen, ein-
schließlich der Angabe der wesentlichen Auswahl-
gründe für ein Verfahren, 

 
u)  Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammen-

stellung der Angaben für die Umweltverträglichkeits-
prüfung aufgetreten sind. 

 
Im Falle der Herbeiführung eines sicheren Einschlusses 
sind sowohl für die Einschlussphase als auch für die 
Phase der Herbeiführung entsprechende Aussagen in den 
Antragsunterlagen zu machen. 
 
Zusätzlich sind für den sicheren Einschluss 
 
aa) die Beschreibung des physikalisch-technischen Zu-

standes der Anlage im sicheren Einschluss, 
 
bb) das vorgesehene Überwachungs- und Instandhal-

tungsprogramm, 
 
cc) die Beschreibung bestehender oder neuer Systeme 

zur Erhaltung des sicheren Einschlusses, z. B. Barrie-
ren, Lüftung, Kondensatableitung, messtechnische 
Überwachung, 

 
vorzulegen. 
 
3.4 Sicherheitsbetrachtungen 
 
Das Gefährdungspotenzial einer stillgelegten kerntechni-
schen Anlage beruht fast ausschließlich auf ihrem Aktivi-
tätsinventar und den mit der Stilllegung verbundenen 
Möglichkeiten zu einer Freisetzung von Radionukliden. Im 
Gegensatz zum Betrieb der Anlage fehlt weitgehend das 
Energiepotenzial, das aus Kritikalität und Zerfall der ra-
dioaktiven Stoffe resultiert bzw. in den Druck- und Tem-
peraturbedingungen der Betriebsmedien vorliegt. 
 
Bei Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen wird 
allein durch die Entfernung der Brennelemente bereits 
eine erhebliche Reduzierung des Aktivitätsinventars er-
reicht. Kritikalität ist dann ausgeschlossen. Aktivierungs-
aktivität ist in den aktivierten Komponenten selbst sicher 
eingeschlossen. Die in der Anlage vorliegende Kontami-
nation und die durch Zerlegearbeiten möglicherweise in 
eine freisetzbare Form überführbare Aktivierungsaktivität 
sind somit bei Stilllegungstätigkeiten die maßgeblichen 
Sachverhalte für Störfallbetrachtungen. 
 
Bei Anlagen des Kernbrennstoffkreislaufs unterscheidet 
sich das radioaktive Inventar wesentlich vom Inventar in 
Reaktoranlagen. Aktivierungsaktivität liegt nicht vor. Das 
wesentliche Gefährdungspotenzial der Anlagen des Kern-
brennstoffkreislaufs stellen das radioaktive Material in 
dispergierbarer Form und die Möglichkeit einer Kritikalität 
dar, solange noch spaltbares Material in der Anlage vor-
handen ist. Das Entfernen des Kernbrennstoffs aus den 
Anlagen verringert das Gefährdungspotenzial entschei-
dend. Die in den Anlagen verbleibenden Alphastrahler 
führen bei Inkorporation zu Strahlenexpositionen, die in 
der Anlage für die Beschäftigten und bei Freisetzungen 
für die allgemeine Bevölkerung dominierend sind. 
 
Nach § 50 Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1 StrlSchV 
sind bei Stilllegungsverfahren nach § 7 Absatz 3 AtG 
bauliche und technische Schutzmaßnahmen unter Be-
rücksichtigung des potenziellen Schadensausmaßes zu 
treffen, um die Strahlenexposition bei Störfallen zu be-
grenzen. Die Genehmigungsbehörde legt Art und Umfang 
der Schutzmaßnahmen unter Berücksichtigung des Ein-
zelfalls, insbesondere des Gefährdungspotenzials der 
Anlage und der Eintrittswahrscheinlichkeit eines Störfalls 
fest. Gemäß § 50 Absatz 4 StrlSchV sollen die Schutz-
ziele zur Störfallvorsorge durch allgemeine Verwaltungs-
vorschriften präzisiert werden. Bis zu deren Inkrafttreten 
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gilt nach § 117 Absatz 18 StrlSchV ein Störfallplanungs-
wert für die effektive Dosis von 50 mSv. Einige der bereits 
für die Errichtung und den Betrieb der stillgelegten Anlage 
durchgeführten Sicherheitsbetrachtungen (Störfallanaly-
sen) können weiter herangezogen werden. Solange sich 
während der Stilllegung noch Kernbrennstoff über den in 
§ 2 Absatz 3 AtG genannten Massen oder Konzentratio-
nen in der Anlage befindet, müssen alle dafür erforder-
lichen Sicherheitsvorkehrungen weiter berücksichtigt und 
in die entsprechenden Betrachtungen einbezogen wer-
den. 
 
Viele der Stilllegungstätigkeiten, insbesondere beim Ab-
bau von Anlagenteilen, sind in ihrer technischen Durch-
führung vergleichbar mit den bereits für den Betrieb ge-
nehmigten Instandhaltungsvorgängen und Änderungs-
maßnahmen. Insoweit sind spezielle Sicherheitsbetrach-
tungen oder Störfallanalysen lediglich für den ggf. anders 
zu bewertenden Zustand der Anlage, den Abbau von 
Komponenten, für neu zu errichtende oder zu ändernde 
Systeme sowie für neue technische Verfahren erforder-
lich. Maßgeblich für Art und Umfang der erforderlichen 
Schadensvorsorge sind die Maßstäbe, die sich nach dem 
Stand von Wissenschaft und Technik für das verminderte 
Gefahrenpotenzial einer in Stilllegung befindlichen kern-
technischen Anlage ergeben. 
 
Folgende Ereignisse sind bei Stilllegungsverfahren fall-
bezogen sicherheitstechnisch zu betrachten und zu be-
werten: 
 
- Brand in der Anlage 
 
- Leckage von Behältern oder Systemen 
 
- Absturz von Lasten 
 
- Ausfall von Versorgungseinrichtungen 
 
- Kritikalitätsstörfall 
 
- Eindringen von Wasser in den sicheren Einschluss 
 
- Einwirkungen von außen (z. B. Erdbeben, Sturm, 

Hochwasser, Eindringen von Gasen). 
 
Neben den radiologischen Belastungen können sich Ge-
fährdungen durch Mineralwolle und Asbest sowie Chemi-
kalien (Restmengen aus dem Anlagenbetrieb, Dekonta-
minationsmittel etc.) ergeben, die in der Anlage vorhan-
den sind oder bei der Stilllegung eingesetzt werden. 
 
Das während des Betriebes vorhandene Barrierensystem 
gegen den Austritt radioaktiver Stoffe in die Anlage oder 
Umgebung wird während der Stilllegungsarbeiten modifi-
ziert. Zum Beispiel werden bei Kernkraftwerken im Verlauf 
der Abbauarbeiten die Kerneinbauten und der Primärkreis 
thermisch oder mechanisch zerlegt. Insofern kann es im 
Stilllegungsverfahren erforderlich werden, Barrierensys-
teme in Form von lokalen Einhausungen oder von Ge-
bäuden mit festen/mobilen Lüftungs- und Filtersystemen 
zu errichten. 
 
Die anlageninternen Störfälle lassen sich fast alle auf die 
„Grundtypen" Brand, Leckage von Behältern oder Syste-
men mit radioaktiver Flüssigkeit und Lastenabsturz zu-
rückführen. Von diesen „Grundtypen" ist in der Regel der 
Störfall Brand in der Anlage radiologisch repräsentativ, 
insbesondere dann, wenn das Filtersystem als Folge des 
Brandes ausfallen sollte. 
 
3.5 Festlegung von Dekontaminations- und Abbau-

techniken 
 
Zu diesen Techniken zählen alle Prozesse zur Dekon-
tamination von Systemen, Komponenten und Gebäuden 
sowie die Trenn-, Zerlege- und Abrisstechniken. 

Art und Umfang der durchzuführenden Dekontamination 
sind von der Anlagenart (unterschiedliche radioaktive 
Stoffe, Kontaminationszustand), von der Art der Freigabe 
und Beseitigung der radioaktiven Stoffe und vom Ziel der 
Stilllegung abhängig. 
 
Die Dekontaminationsverfahren werden im Einzelnen 
unter Beachtung folgender Aspekte ausgewählt: 
 
a) Aspekt Strahlenschutz 
 

- Vermeidung unnötiger Strahlenexposition, 
 
- Dosisreduzierung, 
 
- Entfernung von Kontamination zur Erhöhung der zu-

lässigen Aufenthaltsdauer von Personen in Arbeits-
bereichen oder zur Erreichung eines für die Durch-
führung von Stilllegungsarbeiten geeigneten Zu-
standes. 

 
b) Aspekt Verwertung von radioaktiven Stoffen 
 

- möglichst weitgehende schadlose Verwertung von 
radioaktiven Stoffen bzw. Anlagenteilen, 

 
- Reduktion des Volumens von radioaktiven Stoffen, 

welche als radioaktive Abfälle bis zur endgültigen 
Beseitigung zwischengelagert werden müssen, 

 
- Minimierung von Sekundärabfällen bei Dekontami-

nation und Demontage. 
 

c) Sonstige Aspekte 
 

- Ggf. Herstellung der Randbedingungen für eine an-
derweitige Nutzung der Anlage oder des Stand-
ortes. 

 
Bei den Abbautechniken sind einerseits die konventionell 
üblichen Verfahren einschließlich der im Betrieb ange-
wendeten Instandhaltungstechniken und andererseits die 
fernbedienten Techniken mit den jeweils dazugehörigen 
Strahlen- und Arbeitsschutzmaßnahmen zu unterschei-
den. 
 
Die Auswahl der Abbautechniken richtet sich nach: 
 
a) der technologischen Aufgabe (Werkstoff, Größe des 

Bauteils, Umgebungsbedingungen, Zugänglichkeit), 
 
b) den Strahlenschutzbedingungen (Art und Umfang der 

vorhandenen Aktivität, Vermeidung von Freisetzun-
gen, Möglichkeit der Aerosolbildung, Kontaminations-
gefahr, Einschluss mobiler Aktivität und Maßnahmen 
zur Begrenzung der Individual- und Kollektivdosis), 

 
c) der vorgesehenen Weiterbehandlung und Verwertung 

von Stoffen, der konventionellen Beseitigung von Ab-
fällen sowie der Beseitigung von radioaktiven Abfällen, 

 
d) dem Anfall von Sekundärabfall. 
 
Es stehen heute eine große Zahl erprobter und bewährter 
Technologien für die Dekontamination und Zerlegung von 
Anlagen oder Anlagenteilen zur Verfügung. Die Betriebs-
sicherheit, das Emissionsverhalten, die anzuwendenden 
Maßnahmen zum radiologischen Arbeitsschutz und die 
Kosten sind hierfür bekannt. 
 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist es deshalb 
ausreichend, wenn diese erprobten und bewährten Ver-
fahren in hinreichendem Umfang sicherheitstechnisch 
beschrieben und die Randbedingungen für deren Anwen-
dung festgelegt werden. 
 



3- 73 
 
RS-Handbuch Stand 11/09 
 

Seite 9 von 35 

Welche Dekontaminations- und Abbautechniken bei den 
dosisrelevanten Zerlegeschritten, d. h. bei solchen, die ein 
spezielles Strahlenschutzverfahren nach IWRS-Richtlinie 
Teil II /13/ erfordern, angewendet werden, wird in der 
Detailplanung festgelegt und aufsichtlich begleitet. Wer-
den nicht betriebsbewährte Verfahren beantragt, die für 
das Stilllegungsprojekt von grundsätzlicher Bedeutung 
sind, ist die grundsätzliche Machbarkeit des betreffenden 
Abbauschrittes im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
nachzuweisen und festzulegen, wie der endgültige Nach-
weis der Eignung im Aufsichtsverfahren erbracht werden 
kann. Dieser bestätigende Nachweis der Eignung ist vor 
dem Einsatz eines solchen Verfahrens zu erbringen. 
 
Für die in einigen Fällen erforderlichen fernbedienten 
Zerlegetechniken ist der Einsatz von speziellen Manipu-
latoren und Vorrichtungen erforderlich. Soweit deren Be-
triebsbewährung nicht ohne weiteres vorausgesetzt wer-
den kann und außerdem anlagenspezifische Gegeben-
heiten zu berücksichtigen sind, müssen hierfür Nachweise 
(Vorprüfungen, Abnahme- und Funktionsprüfungen, wie-
derkehrende Prüfungen, Sicherheitsbetrachtungen) er-
bracht werden. In diesem Fall ist die prinzipielle Vorge-
hensweise des Zerlegeablaufs bereits mit den Antrags-
unterlagen vorzulegen. Gegebenenfalls können Vorver-
suche an Testständen zur Optimierung der einzelnen 
Zerlegeabläufe vorgenommen werden. 
 
3.6 Personelle Vorsorge 
 
Die Anforderungen zur personellen Vorsorge gelten so-
wohl für das Eigen- als auch für das Fremdpersonal. Der 
Antragsteller/ Betreiber hat dafür zu sorgen, dass das 
jeweils benötigte Personal in allen Phasen und zeitlichen 
Abschnitten des Stilllegungsverfahrens bis zur Entlassung 
aus der atomrechtlichen Überwachung in ausreichender 
Zahl vorhanden ist und die erforderliche Qualifikation und 
Kenntnis aufweist. Der Einsatz von Eigenpersonal als 
verantwortliche Personen im Sinne der Fachkundericht-
linie hat sich im Hinblick auf die personelle Kontinuität 
bewährt. Die verantwortlichen Personen müssen entspre-
chend § 7 Absatz 2 Nummer 1 AtG die erforderliche 
Fachkunde besitzen, und es müssen die für die Gewähr-
leistung der Sicherheitsanforderungen notwendigen Or-
ganisationsstrukturen vorhanden sein. Die bei den Stillle-
gungsmaßnahmen sonst tätigen Personen müssen die 
notwendigen Kenntnisse gemäß § 7 Absatz 2 Nummer 2 
AtG besitzen. Darüber hinaus muss sichergestellt sein, 
dass bei allen personellen Veränderungen, auch bei ei-
nem eventuellen Wechsel des Genehmigungsinhabers, 
die Dokumentation des Ist-Standes der Anlage vollständig 
übertragen wird und erhalten bleibt, sodass keine wesent-
lichen Kenntnisse über die Anlage verloren gehen. Über 
diese personelle Vorsorge hat der Antragsteller/Betreiber 
die entsprechenden Nachweise vorzulegen. 
 
Hinsichtlich der Zuverlässigkeit des Eigen- wie auch des 
Fremdpersonals gelten die Regelungen der Atomrecht-
lichen Zuverlässigkeitsüberprüfungs-Verordnung (AtZüV). 
 
3.7 Deckungsvorsorge 
 
In § 12 AtDeckV wird für Stilllegung oder sonstige Außer-
betriebsetzung einer Anlage die Festlegung von De-
ckungssummen in Abhängigkeit von der in der stillgeleg-
ten Anlage verbleibenden Aktivität gestattet, wobei für die 
Festlegung der Regeldeckungssummen eine Bewertung 
der Aktivität über das Vielfache der Freigrenzen nach 
Anlage III Tabelle 1 Spalte 2 StrlSchV erfolgt. 
 
Bedingung für die Anwendung von § 12 AtDeckV ist, dass 
sich in der Anlage nur noch die aktivierten und kontami-
nierten Anlagenteile sowie ggf. radioaktive Stoffe zu Prüf-
zwecken befinden. Sofern die Bestimmung der Aktivität 
wegen der Besonderheiten des Einzelfalles nicht oder nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist, kann die 
Verwaltungsbehörde die Deckungssumme bis auf fünf 

vom Hundert der zuletzt vor der Stilllegung oder sonstigen 
Außerbetriebsetzung festgesetzten Deckungssumme 
ermäßigen. 
 
Im Einzelfall - insbesondere wenn noch Kernbrennstoff in 
der Anlage vorhanden ist - sind die entsprechenden Re-
gelungen der AtDeckV zu beachten. 
 
Der Genehmigungsinhaber hat die entsprechenden 
Nachweise für die festgesetzte Deckungsvorsorge zu 
erbringen. 
 
 
4 Genehmigungsverfahren 
 
Die Ausgestaltung einer Genehmigung zur Stilllegung, 
zum sicheren Einschluss oder zum Abbau von Anlagen 
nach § 7 Absatz 3 AtG erfolgt hinsichtlich ihrer Gestattun-
gen und Auflagen auf der Grundlage des Antrages durch 
die sinngemäße Anwendung des § 7 Absatz 2 AtG. 
 
Die Stilllegungsmaßnahmen bei kerntechnischen Anlagen 
können entsprechend der jeweiligen Antragstellung mit 
einer einzigen Genehmigung geregelt werden oder aber 
auch in Schritte aufgeteilt werden, die mit eigenen Ge-
nehmigungsinhalten nach § 7 Absatz 3 AtG getrennt ge-
nehmigt werden. In den bisher durchgeführten Verfahren 
hat es sich bewährt, das Stilllegungsvorhaben bei größe-
ren Projekten, wie den Abbau von Kernkraftwerken oder 
von Anlagen des Brennstoffkreislaufes, in technisch ab-
grenzbare Schritte aufzuteilen. Eine umfassende Stillle-
gungsgenehmigung kann für kleinere Projekte, z. B. für 
Forschungsreaktoren, Heiße Zellen oder gegebenenfalls 
für die Herbeiführung des sicheren Einschlusses, vorteil-
haft sein. 
 
4.1 Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 
 
Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn die Ge-
nehmigungsvoraussetzungen nach § 7 Absatz 3 in Ver-
bindung mit sinngemäß anzuwendendem § 7 Absatz 2 
AtG erfüllt sind oder ihre Erfüllung durch Nebenbestim-
mungen sichergestellt werden kann (§ 15 Absatz 2 Satz 1 
AtVfV) und wenn die übrigen öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften beachtet wurden (§ 14 AtVfV). Die Vollzähligkeit 
der Antragsunterlagen gemäß § 3 AtVfV und deren Zu-
ordnung zu den Genehmigungsvoraussetzungen kann 
anhand der Aufstellung in Anlage 4 überprüft werden. Die 
Anlage 4 gibt darüber hinaus Hinweise auf Unterlagen zu 
anderen rechtlichen Vorschriften, die aufgrund der Kon-
zentrationswirkung der atomrechtlichen Genehmigung (§ 
8 Absatz 2 AtG) zu prüfen oder nach § 14 AtVfV im atom-
rechtlichen Verfahren zu beachten sind. 
 
4.2 Übergang von der Betriebsgenehmigung zur Still-

legungsgenehmigung 
 
Nach der endgültigen Einstellung des Betriebes können in 
der Nachbetriebsphase Maßnahmen durchgeführt wer-
den, die durch die Betriebsgenehmigung abgedeckt sind 
und die im Wesentlichen Bestandteil der betrieblichen 
Praxis sind. Dazu gehören in der Regel: 
 
- Entladung von Brennelementen oder Kernbrenn-

stoffen, 
 
- Verwertung radioaktiver Stoffe und Beseitigung radio-

aktiver Abfälle aus der Betriebsphase, 
 
- für die Antragstellung der Stilllegung erforderliche 

Probenahmen an Systemen und Komponenten, 
 
- Anlagen- bzw. Systemdekontamination. 
 
Weitere Entsorgungsmaßnahmen, beispielsweise für nicht 
routinemäßig anfallende Abfälle, können der Phase nach 



3- 73 
 
RS-Handbuch Stand 11/09 
 

Seite 10 von 35 

Erteilung der Stilllegungsgenehmigung vorbehalten blei-
ben. 
 
Die erforderliche Verfügbarkeit der Systeme in der Nach-
betriebsphase richtet sich nach den im Betriebshandbuch 
(BHB) festgelegten Regelungen für den Stillstand der 
kerntechnischen Anlage. Es bleibt dem Betreiber vorbe-
halten, weitergehende Anpassungen an längerfristige 
Stillstände unter besonderer Berücksichtigung der jewei-
ligen nuklearen Gefährdung zu beantragen. Auch sind 
Vereinfachungen im Bereich der Sicherheitsspezifikatio-
nen (SSP), z. B. Verfügbarkeit von Systemen oder Re-
duktion von wiederkehrenden Prüfungen denkbar. In der 
Nachbetriebsphase können unter Umständen schon Vor-
bereitungsmaßnahmen für den sicheren Einschluss oder 
für die Beseitigung der Anlage durchgeführt werden, so-
weit sie von der Betriebsgenehmigung gedeckt sind oder 
keine wesentlichen Änderungen darstellen (Abwicklung 
gemäß BHB als nicht wesentliche Änderungen). 
 
Sofern eine Betriebsgenehmigung nicht oder nicht mehr 
existiert, sind die technischen Bedingungen und Regelun-
gen für die Gewährleistung der Sicherheit in der Nachbe-
triebsphase durch die zuständige Behörde festzulegen. 
 
Wird die Betriebsgenehmigung mit der Stilllegungsge-
nehmigung aufgehoben, sind weiterhin notwendige Be-
dingungen und Regelungen der Betriebsgenehmigung in 
die Stilllegungsgenehmigung aufzunehmen. 
 
Wird die Betriebsgenehmigung mit der Stilllegungsge-
nehmigung nicht vollständig aufgehoben, bleiben die nicht 
geänderten Bedingungen und Regelungen der Betriebs-
genehmigung in Kraft. Die fortbestehenden Bedingungen 
und Regelungen der Betriebsgenehmigung sind dann in 
der Stilllegungsgenehmigung zu spezifizieren. 
 
4.3 Genehmigungsverfahren mit mehreren Schritten 
 
Bei einem derartigen Genehmigungsverfahren wird der 
gesamte Ablauf des Stilllegungsverfahrens in einzelne 
Schritte unterteilt, die getrennt beantragt und genehmigt 
werden. Stilllegung, sicherer Einschluss, Abbau der An-
lage und Abbau von Anlagenteilen sind eigene Geneh-
migungstatbestände nach § 7 Absatz 3 AtG. 
 
Nach § 19b Absatz 1 AtVfV müssen die Unterlagen, die 
einem erstmaligen Antrag auf Erteilung einer Genehmi-
gung nach § 7 Absatz 3 AtG beizufügen sind, auch Anga-
ben zu den insgesamt geplanten Maßnahmen zur Stillle-
gung, zum sicheren Einschluss oder zum Abbau enthal-
ten. Diese Angaben sollen insbesondere die Beurteilung 
ermöglichen, ob die beantragten Maßnahmen weitere 
Maßnahmen nicht erschweren oder verhindern und ob 
eine sinnvolle Reihenfolge der Abbaumaßnahmen vorge-
sehen ist. Diese Beurteilung stellt allerdings kein vorläufi-
ges positives Gesamturteil mit einer entsprechenden 
Verklammerungsfunktion dar, wie es nach § 18 Absatz 1 
AtVfV für den Erlass von Teilgenehmigungen zur Errich-
tung und zum Betrieb erforderlich ist. 
 
Auch bei einer grundlegenden Änderung des Gesamtkon-
zepts, falls beispielsweise statt des sicheren Einschlusses 
der direkte Abbau verfolgt wird, sind dem Genehmigungs-
antrag Unterlagen beizufügen, die eine Beurteilung des 
Gesamtkonzepts hinsichtlich seiner Machbarkeit und 
Schlüssigkeit sowie der Kompatibilität und logischen Ab-
folge der Schritte ermöglichen. 
 
Die Aufteilung des Stilllegungsfortganges erleichtert die 
Einführung neuer Techniken und die Umsetzung des 
Erfahrungsgewinnes aus den bereits abgeschlossenen 
Abschnitten. Auch die Begutachtung kann für den nächs-
ten Schritt parallel zur Ausführung des bereits genehmig-
ten Abschnittes durchgeführt werden. Unter Umständen 
kann dies auch zu einem Zeitgewinn in der Abwicklung 
des Gesamtvorhabens fuhren. 

Mit den separaten Genehmigungen nach § 7 Absatz 3 
AtG können die Bedingungen festgelegt werden, nach 
denen Anlagenteile oder Nebeneinrichtungen, die für die 
Erreichung der in § 1 AtG bezeichneten Zwecke im Rah-
men des Stilllegungsvorhabens nicht mehr benötigt wer-
den und gegebenenfalls anderweitig verwendet werden 
sollen, aus der atomrechtlichen Überwachung entlassen 
werden und gegebenenfalls somit der Anlagenumfang wie 
auch die Grenzen des Kontroll- und Überwachungsberei-
ches nach StrlSchV neu festgelegt werden. 
 
Dies bedeutet, dass sicherheitstechnisch nicht erforder-
liche Anlagenteile (Gebäude, Systeme, Komponenten), 
die nicht zur Einhaltung der Schutzziele nach § 1 AtG und 
zur sicheren Innehabung der Anlage erforderlich sind (z. 
B. „inaktive Anlagenteile"), nur nach Erhalt einer entspre-
chenden Genehmigung abgebaut und beseitigt werden 
können, soweit sie zum Anlagenumfang nach § 7 Absatz 
1 AtG gehören. 
 
Nach dem Abbau von Systemen und Komponenten 
verbleibende Gebäude können je nach Vorliegen der 
Voraussetzungen herausgegeben oder nach § 29 
StrlSchV für eine uneingeschränkte Nutzung freigegeben 
werden. Gebäude eines Kontrollbereichs bedürfen immer 
einer Freigabe nach § 29 StrlSchV zur Entlassung aus der 
atomrechtlichen Überwachung. 
 
4.4 Umweltverträglichkeitsprüfung und Beteiligung 

Dritter 
 
Nach dem UVPG Anlage 1 Nummer 11 ist eine UVP für 
die Stilllegung, den sicheren Einschluss und den Abbau 
von ortsfesten Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstof-
fen mit > 1 kW thermischer Dauerleistung vorgeschrieben. 
 
Wird für solche Anlagen erstmals eine Stilllegung nach § 
7 Absatz 3 AtG beantragt, kann auch nach § 19b Absatz 2 
AtVfV abweichend von § 4 Absatz 4 AtVfV nicht von einer 
Bekanntmachung und Auslegung des Vorhabens abge-
sehen werden. Die Antragsunterlagen sollen gemäss § 
19b Absatz 1 AtVfV insbesondere die Beurteilung ermög-
lichen, ob die beantragten Maßnahmen weitere Maßnah-
men nicht erschweren oder verhindern und ob eine sinn-
volle Reihenfolge der Abbaumaßnahmen vorgesehen ist. 
Nach § 19b Absatz 3 AtVfV erstreckt sich die UVP dann 
auf die insgesamt geplanten Maßnahmen zur Stilllegung, 
zum sicheren Einschluss oder zum Abbau der Anlage 
oder von Anlagenteilen. Zu diesem Zweck sind die nach § 
6 Absatz 1 und Absatz 2 AtVfV vorgeschriebenen Unter-
lagen auszulegen. 
 
Bei weiteren Anträgen zu einzelnen atomrechtlich zu 
genehmigenden Maßnahmen der Stilllegung oder des 
sicheren Einschlusses oder des Abbaus der Gesamtan-
lage oder von einzelnen Anlagenteilen ist eine Vorprüfung 
des Einzelfalles nach § 3e Absatz 1 Nummer 2 in Verbin-
dung mit § 3c UVPG erforderlich (vgl. Nummer 11.1 der 
Anlage 1 zum UVPG). 
 
Bei der Vorprüfung durch die Genehmigungsbehörde sind 
Kriterien wie das noch vorhandene (ggf. um mehrere 
Größenordnungen verringerte) radioaktive Inventar, das 
Fehlen größerer Freisetzungskräfte (wie hohe Drücke und 
Temperaturen) sowie die sich während des Abbaus stän-
dig verändernde Struktur der Anlage zu berücksichtigen. 
 
Bei UVP-pflichtigen Vorhaben umfasst die Prüfung der 
Umweltverträglichkeit die Ermittlung, Beschreibung und 
Bewertung der für die Prüfung der Zulassungsvorausset-
zungen bedeutsamen Auswirkungen auf die in § 1a AtVfV 
genannten Schutzgüter (Menschen, Tiere und Pflanzen, 
Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, Kulturgüter 
und sonstige Sachgüter, einschließlich der jeweiligen 
Wechselwirkungen). 
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Vorhaben nach § 7 AtG hat die Genehmigungsbehörde 
entsprechend den §§ 4 bis 6 AtVfV öffentlich bekannt zu 
machen und die Unterlagen zur Einsicht auszulegen. In 
Verfahren zur Erteilung von Genehmigungen nach § 7 
Absatz 3 AtG (Stilllegung, Abbau, sicherer Einschluss) 
kann die Genehmigungsbehörde nach § 4 Absatz 4 AtVfV 
von einer Bekanntmachung und Auslegung absehen, 
wenn gemäß § 4 Absatz 2 AtVfV im Sicherheitsbericht 
keine zusätzlichen oder anderen Umstände darzulegen 
wären, die nachteilige Auswirkungen für Dritte besorgen 
lassen. 
 
Von einer Bekanntmachung und Auslegung des Stillle-
gungsvorhabens darf nach § 4 Absatz 4 AtVfV nicht ab-
gesehen werden, wenn nach dem UVPG die Verpflich-
tung zur Durchführung einer UVP besteht. 
 
Ist eine Bekanntmachung und Auslegung erforderlich, 
bleiben die Einwendungsmöglichkeiten und die Erörterung 
auf das beantragte Vorhaben beschränkt (§ 4 Absatz 4 
Satz 3 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 4 AtVfV). 
 
Die Genehmigungsbehörde hat nach § 8 Absatz 1 AtVfV 
die rechtzeitig erhobenen Einwendungen mit dem An-
tragsteller und denjenigen, die Einwendungen erhoben 
haben, mündlich zu erörtern (Erörterungstermin). Wäre 
nach § 4 Absatz 4 AtVfV eine Beteiligung Dritter nicht 
erforderlich - da keine zusätzlichen oder anderen Um-
stände darzulegen wären, die nachteilige Auswirkungen 
für Dritte besorgen lassen - kann die Genehmigungsbe-
hörde nach § 19b Absatz 2 AtVfV davon absehen, Ein-
wendungen mündlich zu erörtern (vgl. auch § 7 Absatz 4 
AtG). 
 
Nach § 2a AtG ist die UVP ein unselbständiger Teil des 
atomrechtlichen Genehmigungsverfahrens, der durch die 
Vorschriften der AtVfV geregelt wird. Grundsätzlich sind 
nach § 7 Absatz 4 AtG im Genehmigungsverfahren alle 
Behörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
der sonstigen Gebietskörperschaften zu beteiligen, deren 
Zuständigkeitsbereiche berührt werden. 
 
 
5 Aufsicht 
 
Im § 19 Absatz 1 AtG ist u. a. festgelegt, dass der Um-
gang mit radioaktiven Stoffen und der Besitz von Anlagen 
der in § 7 AtG bezeichneten Art der staatlichen Aufsicht 
unterliegen. Damit unterliegen auch die Stilllegung kern-
technischer Anlagen und alle weiteren Maßnahmen des 
sicheren Einschlusses oder des Abbaus der atomrechtli-
chen Aufsicht wie bereits der Betrieb der Anlage vor ihrer 
Stilllegung. 
 
Die atomrechtliche Aufsichtsbehörde hat im Rahmen der 
aufsichtlichen Überwachung (begleitende Kontrolle) dafür 
zu sorgen, dass insbesondere die Bestimmungen der 
Genehmigung nach § 7 Absatz 3 AtG eingehalten wer-
den. Hierzu können von der atomrechtlichen Aufsichts-
behörde nach § 20 AtG Sachverständige hinzugezogen 
werden. Dies setzt eine klare Formulierung des Gegen-
standes der Genehmigung voraus. Dementsprechend ist 
bereits vor Erteilung der Genehmigung im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens zu prüfen, ob die vorgesehe-
nen Verfahren und Abläufe für die Stilllegung geeignet 
und hinreichend genau festgelegt sind und ob sie die 
nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforder-
liche Vorsorge gegen Schäden bei der Durchführung der 
vorgesehenen Stilllegungsmaßnahmen gewährleisten. 
Insofern ist in der Genehmigung auch festzulegen, ob und 
inwieweit Entscheidungen, z. B. über die in einzelnen 
Arbeitsschritten jeweils anzuwendenden Verfahren und 
Abläufe, dem Erlaubnisverfahren im Rahmen der Aufsicht 
vorbehalten bleiben können. 
 

5.1 Erlaubnis von Stilllegungsarbeiten 
 
Für die praktische Arbeit bei der Stilllegung von Nuklear-
anlagen werden geeignete Erlaubnisverfahren benötigt, 
die für Planung und Durchführung konkreter Demontage-
maßnahmen angewendet werden können. In der Geneh-
migung zur Stilllegung kann ein für das Stilllegungsverfah-
ren geeignetes Erlaubnisverfahren festgelegt werden. Im 
Stilllegungsablauf kommt einem solchen Organisations-
instrument eine besondere Bedeutung für die Gewähr-
leistung des Strahlenschutzes und der Arbeitssicherheit 
zu. Alle einschlägigen Tätigkeiten in der stillzulegenden 
Anlage sollten deshalb einem solchen Verfahren unter-
worfen werden, um die Anforderungen des Strahlen-
schutzes (z. B. IWRS-Richtlinie Teil II /13/), des Arbeits- 
und Brandschutzes, des Objektschutzes und aller ande-
ren sicherheitstechnischen Schutzziele zu berücksichti-
gen. 
 
Zur Planung, Steuerung und Überwachung der mit dem 
Abbau verbundenen Arbeiten haben sich in der Praxis 
verschiedene Erlaubnisverfahren bewährt. So können z. 
B. mit Hilfe eines Demontageschrittverfahrens die kon-
kreten Arbeitsschritte und Hilfsmittel, die vorgesehenen 
Trenn- und Zerlegeverfahren, die einzusetzenden Geräte, 
die Dekontaminationsverfahren, das Entsorgungsziel, die 
Brandschutzmaßnahmen, die Transportmaßnahmen 
sowie die Strahlenschutzmaßnahmen (Einhausung, Ab-
saugung, Atemschutz usw.) für ein definiertes Abbauge-
werk abgewickelt werden. Hierbei sind die wesentlichen 
radiologischen Randbedingungen zu berücksichtigen. Mit 
Hilfe des Demontageschrittverfahrens kann die Durchfüh-
rung z. B. dosisrelevanter Arbeiten an vorher festgelegten 
Arbeitspunkten aufsichtlich bzw. gutachterlich überwacht 
und die Arbeitsdurchführung abschließend dokumentiert 
werden. 
 
Abwicklungstechnisch kann für einzelne Demontagemaß-
nahmen eine Erlaubnis erteilt werden. Sie kann wie folgt 
aufgebaut sein: 
 
- Zusammenstellung der Ergebnisse von Voruntersu-

chungen an inaktiven Modellen (mock-up) zur Durch-
führung der Maßnahme, 

 
- zugehörige Arbeitsauftragsliste mit Angaben zu Ar-

beitszeiten, Personal, Dosisleistung, radiologische 
Planung, Dekontaminationsverfahren, Demontage-
ablaufplan, Entsorgung, Gutachterbeteiligung, 

 
- Angaben zur geplanten Weiterbehandlung der radio-

aktiven Stoffe, wie z. B. nachfolgende Dekontamina-
tionsmaßnahmen, vorgesehener Freigabepfad bzw. 
Konditionierung der nicht freigebbaren Anteile zu 
endlager- oder zwischenlagerfähigen Abfallgebinden, 

 
- Angabe der anzuwendenden Strahlenschutzanwei-

sungen, 
 
- erläuternde Unterlagen in Text- und Zeichnungsform 

zur detaillierten Beschreibung der geplanten Maß-
nahme. 

 
Die im Erlaubnisverfahren verwendeten Unterlagen und 
Hilfsmittel können zur Dokumentation von Stilllegungsvor-
gängen, der Erfahrungen und der Individual- und Kollek-
tivdosis des Personals für einzelne Arbeitsabläufe heran-
gezogen werden. 
 
Es kann sinnvoll sein, das bereits beim Leistungsbetrieb 
der Anlage entsprechend den Regelungen des Betriebs-
handbuches (Instandhaltungsordnung) und entsprechend 
der IWRS-Richtlinie Teil II /13/ eingeführte Arbeitserlaub-
nisverfahren weiterzuführen und auch auf Demontage-
maßnahmen anzuwenden. 
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5.2 Dokumentation 
 
Die während des Stilllegungsablaufs durchgeführten 
Maßnahmen werden nach Maßgabe der Stilllegungsge-
nehmigung dokumentiert. Dabei muss der aktuelle Status 
der Anlage im Hinblick auf 
 
- das radioaktive Inventar und seine Verteilung und 
 
- den Zustand der noch vorhandenen Gebäude, Rest-

betriebssysteme und Komponenten 
 
ersichtlich und der aufsichtlichen Überprüfung zugänglich 
sein. Zu dokumentieren sind weiterhin Daten über den 
Strahlenschutz des Personals und die Abgabe radioakti-
ver und nicht radioaktiver Stoffe. Die BMI-Richtlinien 
„Grundsätze zur Dokumentation technischer Unterlagen 
durch Antragsteller/ Genehmigungsinhaber bei Errichtung, 
Betrieb und Stilllegung von Kernkraftwerken" /11/, „Anfor-
derungen an die Dokumentation bei Kernkraftwerken" /12/ 
und die KTA-Regel 1404 „Dokumentation bei Bau und 
Betrieb von KKW" geben in ihren wesentlichen Teilen die 
grundsätzlichen Erfordernisse an die Dokumentation an 
(siehe Anlage 3). Die Führung einer Zweitdokumentation 
ist nur bis zum Abtransport der Kernbrennstoffe erforder-
lich. 
 
In Anbetracht des § 1 Nummer 2 AtG kann die Doku-
mentationspflicht nach Maßgabe der Stilllegungsgeneh-
migung auch sicherheitstechnisch bedeutsame Feststel-
lungen beim Abbau der Anlage umfassen. In diesem 
Sinne soll z. B. dokumentiert und der Aufsichtsbehörde 
unverzüglich als sicherheitstechnisch bedeutsame Be-
triebserfahrung zur Kenntnis gegeben werden, wenn 
während des Abbaus der Anlage neuartige Befunde oder 
Erkenntnisse an Komponenten, die zu sicherheitstech-
nisch wichtigen Einrichtungen von in Betrieb befindlichen 
kerntechnischen Anlagen gehören können, festgestellt 
werden und dies dem Genehmigungsinhaber aufgrund 
seiner Fachkenntnis aus dem eigenen früheren Betrieb 
noch bekannt ist. 
 
Für den sicheren Einschluss ist die Dokumentation so 
zusammenzustellen, dass auch bei einem eventuellen 
Wechsel des Genehmigungsinhabers sowie bei der Wei-
terführung der Stilllegungsmaßnahmen (Abbau der An-
lage) alle erforderlichen sicherheitstechnisch wichtigen 
Informationen verfügbar sind. 
 
Die Strahlenschutzdokumentation entsprechend den 
Anforderungen der StrlSchV bleibt davon unberührt. 
 
Zur Entlassung der Anlage einschliesslich des Standortes 
aus der atomrechtlichen Überwachung (Abschluss des 
Abbaus der Anlage im genehmigten Umfang) ist der zu-
ständigen Aufsichtsbehörde nach Maßgabe der Geneh-
migung eine Dokumentation zu übergeben, aus der her-
vorgeht: 
 
- eine Beschreibung des Zustandes des Standortes 

nach Abschluss der Stilllegungsmaßnahmen, 
 
- die verwendeten Kriterien für die Freigabe und Her-

ausgabe, Messmethoden und Messergebnisse für alle 
am Standort verbleibenden Strukturen und für die 
Standortfläche selbst. 

 
Diese Dokumentation ist analog § 70 StrlSchV für einen 
Zeitraum von 30 Jahren ab dem Zeitpunkt der Entlassung 
der Anlage aus der atomrechtlichen Überwachung aufzu-
bewahren. 
 
Nach Beendigung sämtlicher Stilllegungsarbeiten sollte 
der Betreiber einen abschließenden Stilllegungsbericht 
erstellen und zusammen mit der Dokumentation aufbe-
wahren /17/. 
 

Der abschließende Stilllegungsbericht soll die Stilllegung, 
den Abbau der Anlage und den Endzustand des Anlagen-
geländes bei der Entlassung der Anlage aus der atom-
rechtlichen Überwachung bzw. - falls der Standort in eine 
andere atomrechtliche oder strahlenschutzrechtliche Nut-
zung überführt wird -den Zustand des Anlagengeländes 
bei der Überführung in die andere Nutzung zusammen-
fassend darstellen. 
 
 
6 Umgang mit radioaktiven und nicht radioaktiven 

Stoffen aus der Stilllegung 
 
Bei der Stilllegung von kerntechnischen Anlagen fallen 
radioaktive Reststoffe sowie ausgebaute oder abgebaute 
radioaktive Anlagenteile an, die gem. § 9a AtG entweder 
schadlos verwertet (z. B. durch Freigabe oder Wiederver-
wendung in einer anderen nach Atom- oder Strahlen-
schutzrecht genehmigten Anlage) oder als radioaktiver 
Abfall geordnet beseitigt werden müssen. Regelungen 
zum Bereich der Abfallbehandlung und Freigabe von 
radioaktiven Stoffen im Stilllegungsverfahren sind im 
Gesamtkomplex der einschlägigen atomrechtlichen Vor-
schriften enthalten (insbesondere § 2 Absatz 2 und § 9a 
AtG, §§ 29, 70, 72 bis 79 StrlSchV, Abfallkontrollrichtlinie 
/10/). 
 
Die Freigabe ist ein Verwaltungsakt, der die Entlassung 
radioaktiver Stoffe sowie beweglicher Gegenstände, von 
Gebäuden, Bodenflächen, Anlagen oder Anlagenteilen, 
die aktiviert oder mit radioaktiven Stoffen kontaminiert 
sind und die aus Tätigkeiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe a, c oder d StrlSchV stammen, aus dem Re-
gelungsbereich 
 
a) des Atomgesetzes und 
 
b) darauf beruhender Rechtsverordnungen sowie verwal-

tungsbehördlicher Entscheidungen 
 
zur Verwendung, Verwertung, Beseitigung, Innehabung 
oder zu deren Weitergabe an einen Dritten als nicht ra-
dioaktive Stoffe bewirkt, kurz eine Entlassung aus der 
atomrechtlichen Überwachung (siehe Kapitel 6.1). Die 
Voraussetzungen für die Freigabe sind in § 29 StrlSchV 
geregelt (siehe Kapitel 6.3). 
 
Da bei der Stilllegung auch erhebliche Mengen an Stoffen 
anfallen, die zwar der atomrechtlichen Überwachung 
unterliegen, die aber nicht kontaminiert oder aktiviert sind, 
können diese Stoffe durch Herausgabe aus der atom-
rechtlichen Überwachung entlassen werden (siehe Kapitel 
6.4). 
 
6.1 Entlassung aus der atomrechtlichen Über-

wachung 
 
Die Entlassung einer Anlage nach § 7 Absatz 1 AtG oder 
von Anlagenteilen aus der atomrechtlichen Überwachung 
erfolgt nach Maßgabe der Genehmigung nach § 7 Absatz 
3 AtG. Für aktivierte oder kontaminierte Stoffe erfolgt die 
Entlassung durch einen gesonderten Verwaltungsakt, die 
Freigabe nach § 29 StrlSchV. 
 
Stoffe sowie bewegliche Gegenstände, Gebäude, Anla-
gen oder Anlagenteile, die von einer Genehmigung nach 
§ 7 Absatz 1 AtG umfasst sind, von § 29 StrlSchV aber 
nicht erfasst werden, können herausgegeben werden, 
sofern sie nicht aus dem Kontrollbereich stammen und 
nicht kontaminiert oder aktiviert sind. Auch eine Bodenflä-
che kann ohne eine Freigabe nach § 29 StrlSchV aus der 
atomrechtlichen Überwachung entlassen (herausgege-
ben) werden, wenn ausgeschlossen ist, dass sie kontami-
niert ist. Die grundsätzliche Vorgehensweise für diese Art 
der Entlassung (Herausgabe) ist in einer Genehmigungs-
unterlage zu beschreiben. § 44 Absatz 3 StrlSchV bleibt 
hiervon unberührt. 
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Darüber hinaus können die Anlage einschließlich Anla-
gengelände mit den noch vorhandenen Reststrukturen 
(Gebäude, Systeme) ohne Freigabe nach § 29 StrlSchV 
in eine andere nach Atom- oder Strahlenschutzrecht ge-
nehmigte Anlage (als neue Anlage oder durch Angliede-
rung an eine benachbarte bestehende Anlage) überführt 
werden. In diesem Fall wird das atomrechtliche Verfahren 
in ein anderes atom- oder strahlenschutzrechtliches Ver-
fahren überführt und damit die atomrechtliche Überwa-
chung weitergeführt. 
 
6.2 Messverfahren und Probenahme 
 
Eine wesentliche Voraussetzung für die Freigabe von 
radioaktiven Stoffen nach § 29 StrlSchV besteht darin, 
dass geeignete Freimessungen durchgeführt werden, um 
die Einhaltung der Freigabekriterien gemäß § 29 StrlSchV 
nachzuweisen. 
 
Sofern ein Nuklidvektor ermittelt wird, spielt die Probe-
nahmestrategie eine wichtige Rolle. Hierzu gehören die 
Festlegung repräsentativer Probenahmestellen an verfah-
renstechnischen Kumulationspunkten sowie die Wahl 
geeigneter Probenahmeverfahren. Diese Probenahme-
verfahren müssen die chemischen Eigenschaften des 
Trägermaterials sowie der Kontamination berücksichtigen 
und reproduzierbare Entnahmefaktoren aufweisen. 
 
Für die Freimessung von Beta/Gamma-kontaminiertem 
Material stehen u. a. folgende Verfahren zur Verfügung: 
 
- Beta-Oberflächenmessung 
 
- Gamma-Spektrometrie 
 
- Gesamt-Gamma-Messung. 
 
Bei der Anwendung dieser Verfahren ist in Anlehnung an 
die geltenden technischen Normen vorzugehen /21/. 
 
Für die Freimessung von Alpha-kontaminiertem Material 
liegen ebenfalls bewährte Verfahren vor. Das sind Alpha-
Spektrometrie und Gesamt-Gamma-Messung sowie Ge-
samt-Alpha-Aktivitätsmessung. Für Material aus Anlagen 
des Kernbrennstoffkreislaufs sind die Messmethoden im 
Einzelfall festzulegen. 
 
Die oben genannten Messverfahren können auch zur 
Beweissicherungsmessung vor der Herausgabe von nicht 
kontaminierten und nicht aktivierten Stoffen zur Anwen-
dung kommen. 
 
Die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit eines be-
stimmten Messverfahrens sind im Rahmen einer Vor-
untersuchung zu klären. Dabei sind zunächst i. d. R. das 
Radionuklidgemisch und die relativen Anteile der einzel-
nen Radionuklide (Nuklidvektor) an repräsentativen Mate-
rialproben mittels spektrometrischer Messverfahren und 
ggf. erforderlicher Radionuklidanalysen zu ermitteln bzw. 
im Einzelfall können auch bilanzierende Verfahren ver-
wendet werden. Ebenso ist die räumliche Aktivitätsvertei-
lung mittels Materialstichproben oder bei Oberflächen 
mittels Beta-Oberflächenmessungen zu ermitteln. Aus 
dem ermittelten Radionuklidgemisch sind die „Schlüssel-
nuklide" (gut messbare Radionuklide) festzulegen, über 
die mit Hilfe des Nuklidvektors bei der Freimessung die 
Gesamtaktivität sowie die Aktivität der Einzelnuklide ab-
geleitet werden kann. 
 
Die Freimessung erfolgt nach den Maßgaben des Freiga-
bebescheids. Zur Freigabe von Material sind hinsichtlich 
der räumlichen Aktivitätsverteilung und des Nuklidvektors 
möglichst homogene Materialchargen zu bilden, um re-
präsentative Messergebnisse zu erhalten. Die Freimes-
sung ist so durchzuführen, dass die spezifische Aktivität 
bzw. die Kontamination des Materials nicht unterschätzt 
werden kann (Konservativität der Messung). 

6.3 Freigabe 
 
Nach § 29 StrlSchV können radioaktive Stoffe sowie be-
wegliche Gegenstände, Gebäude, Bodenflächen, Anlagen 
oder Anlagenteile, die kontaminiert oder aktiviert sind und 
die aus Tätigkeiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a, c oder d StrlSchV stammen, dann als nicht radio-
aktive Stoffe verwendet, verwertet, beseitigt, innegehabt 
oder an einen Dritten weitergegeben werden, wenn die 
zuständige Behörde auf Antrag einen Freigabebescheid 
erteilt hat und daraufhin festgestellt worden ist (z. B. durch 
Messung), dass die im Freigabebescheid festgelegten 
Anforderungen erfüllt sind. Die Freigabe ist ein Verwal-
tungsakt, der die Entlassung aus der atomrechtlichen 
Überwachung bewirkt. Durch die freigegebenen Stoffe 
darf für Einzelpersonen der Bevölkerung nur eine effektive 
Dosis im Bereich von 10 Mikrosievert im Kalenderjahr 
auftreten (10-Mikrosievert-Konzept). 
 
Die Freigabe wird durch den Inhaber einer Genehmigung, 
wie in § 29 Absatz 1 Satz 1 StrlSchV geregelt, beantragt 
und an diesen der Freigabebescheid erteilt. Dies gilt auch 
dann, wenn dieser sich zum Zwecke der Freigabe seiner 
radioaktiven Stoffe eines Dienstleisters zur Durchführung 
einzelner Bearbeitungsschritte (z. B. Dekontamination 
oder Messung) bedient. 
 
Die Buchführung und Mitteilung an die zuständige Be-
hörde über die freigegebenen Stoffe wird in § 70 StrlSchV 
geregelt. Eine Freigabe ersetzt keine Genehmigung zur 
Stilllegung nach § 7 Absatz 3 AtG. 
 
Die in § 29 StrlSchV getroffenen Freigaberegelungen sind 
auf diejenigen Bereiche anzuwenden, in denen eine 
Kontamination oder Aktivierung durch Tätigkeiten nach § 
2 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a, c oder d StrlSchV 
nicht ausgeschlossen werden kann. Für Stoffe in Kontroll-
bereichen, in denen mit offenen radioaktiven Stoffen um-
gegangen wurde, kann eine Kontamination nicht ausge-
schlossen werden (z. B. Kontrollbereich eines Kernkraft-
werks). 
 
Das 10-Mikrosievert-Konzept kann als erfüllt angesehen 
werden, wenn die in Anlage III Tabelle 1 der StrlSchV für 
verschiedene Freigabeoptionen festgelegten Freigabe-
werte eingehalten und die in Anlage IV der StrlSchV fest-
gelegten Randbedingungen beachtet werden. Es kann 
nach Anlage IV Teil A Nummer 2 StrlSchV auch im Ein-
zelfall bei Abweichungen von den Werten der Anlage III 
der StrlSchV bzw. den Randbedingungen der Anlage IV 
der StrlSchV - z. B. durch Vorlage von Gutachten - nach-
gewiesen werden, dass bei einem vorgesehenen Freiga-
bepfad nur eine geringfügige Dosis im Bereich von 10 
Mikrosievert im Kalenderjahr für Einzelpersonen der Be-
völkerung auftreten kann. Nach § 29 Absatz 2 Satz 4 
StrlSchV dürfen die Voraussetzungen für eine Freigabe 
nicht zielgerichtet durch Vermischen oder Verdünnen 
herbeigeführt, veranlasst oder ermöglicht werden (siehe 
hierzu auch /20/). 
 
Es werden in Anlage III Tabelle 1 der StrlSchV folgende 
Freigabeoptionen aufgeführt: 
 
1. eine uneingeschränkte Freigabe von 
 

a) festen Stoffen und Flüssigkeiten, 
 
b) Bauschutt, Bodenaushub, 
 
c) Bodenflächen, 
 
d) Gebäuden zur Wieder- und Weiterverwendung; 

 
2. Freigabe von 
 

a) festen Stoffen, Flüssigkeiten zur Beseitigung, 
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b) Gebäuden zum Abriss, 
 
c) Metallschrott zur Rezyklierung. 

 
Feste oder flüssige Stoffe, die zur Beseitigung in einer 
Deponie oder Verbrennungsanlage freigegeben werden 
(2a), sowie Metallschrott, der für eine Rezyklierung vorge-
sehen ist (2c), unterliegen nach der atomrechtlichen Frei-
gabe den Bestimmungen des Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetzes (KrW-/ AbfG). Eine anderweitige Verwen-
dung und Verwertung muss dabei ausgeschlossen sein. 
In diesem Zusammenhang sind die Regelungen des § 29 
Absatz 5 StrlSchV zu beachten. Im Fall (2a) dürfen der 
zuständigen Behörde keine Anhaltspunkte vorliegen, dass 
am Standort der Entsorgungsanlage für Einzelpersonen 
der Bevölkerung eine effektive Dosis im Bereich von 10 
Mikrosievert im Kalenderjahr überschritten wird. 
 
Bei der Freigabe von Bodenflächen (1c) sind nur die 
Kontaminationen zu berücksichtigen, die durch die Anla-
gen auf dem Betriebsgelände verursacht worden sind. 
Vorbelastungen durch natürliche Radionuklide und durch 
radioaktiven Fallout infolge der Kernwaffenversuche und 
des Tschernobyl-Unfalls können z. B. auf der Basis von 
Messungen auf Vergleichsflächen in der Umgebung einer 
Anlage bei der Freigabe unberücksichtigt bleiben. 
 
Zur Freigabe von Gebäuden zur Wieder- und Weiterver-
wendung (1d) sind die Freigabewerte gemäß § 29 Absatz 
2 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe e sowie die in Anlage IV 
Teil A Nummer 1 und Teil D der StrlSchV genannten 
Festlegungen einzuhalten. 
 
Zur Freigabe von Gebäuden zum Abriss (2b) wird das 
Gebäude unter Berücksichtigung der Freigabewerte ge-
mäß § 29 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe c 
StrlSchV nach Maßgabe des Freigabebescheids freige-
messen und anschließend konventionell abgerissen. 
Nach Anlage IV Teil D StrlSchV soll die Freimessung 
eines Gebäudes grundsätzlich an der stehenden Struktur 
erfolgen. In diesem Fall muss der beim Abriss des Ge-
bäudes anfallende Bauschutt nicht gesondert freigegeben 
werden. 
 
Die Freimessung eines Gebäudes soll an der stehenden 
Struktur erfolgen. Nur in begründeten Einzelfällen kann 
ein Gebäude nach dem Abriss des Gebäudes freigemes-
sen werden. In diesem Fall müssen nach dem Abriss des 
Gebäudes Messungen durchgeführt werden, um die Ein-
haltung der Freigabewerte gemäß § 29 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1 Buchstabe a (uneingeschränkte Freigabe bis 
1000 t/a), Nummer 1 Buchstabe c (uneingeschränkte 
Freigabe bei mehr als 1000 t/a) sowie Nummer 2 Buch-
stabe a (Freigabe zur Beseitigung bis 1000 t/a) StrlSchV 
für den Bauschutt nachzuweisen (1a, 1b sowie 2a). 
 
Bei der Stilllegung kann die zuständige Behörde das 
Verfahren zur Erfüllung der Freigabe-Anforderungen des 
§ 29 Absatz 2 StrlSchV in einer Genehmigung nach § 7 
Absatz 3 AtG oder in einem gesonderten Bescheid fest-
legen (§ 29 Absatz 4 StrlSchV). Die Behörde kann im 
Rahmen der Prüfung des Freimessverfahrens des Betrei-
bers ergänzende Gutachten anfordern und die Eignung 
bestimmter Freimessverfahren feststellen. 
 
Grundsätzlich umfasst das Freigabeverfahren 
 
- den Antrag des Genehmigungsinhabers im Sinne des 

§ 29 Absatz 1 Satz 1 StrlSchV auf Freigabe an die zu-
ständige Behörde. Dieser Antrag beinhaltet z. B. die 
entsprechenden Arbeitsanweisungen und Freigabe-
ablaufpläne, nach denen das Freigabeverfahren 
durchgeführt wird. 

 
- die schriftliche Erteilung der Freigabe durch einen 

Bescheid der zuständigen Behörde an den Genehmi-
gungsinhaber gemäß § 29 Absatz 2 Satz 1 StrlSchV, 

sofern nur eine effektive Dosis im Bereich von 10 
Mikrosievert im Kalenderjahr für Einzelpersonen der 
Bevölkerung auftreten kann. Dieser Bescheid legt u. a. 
auch die Anforderungen fest (z. B. das Messverfah-
ren), nach denen die Freimessungen durchzuführen 
sind. 

 
- die Feststellung des Strahlenschutzverantwortlichen 

bzw. -beauftragten der Anlage im Sinne von § 29 Ab-
satz 3 StrlSchV, ob die Ergebnisse der Freimessun-
gen mit den im Bescheid festgelegten Anforderungen 
übereinstimmen. Die Freimessungen und deren Er-
gebnisse sind zu dokumentieren und aufzubewahren 
(§ 70 StrlSchV). 

 
- die aufsichtliche Kontrolle, z. B. durch stichprobenar-

tige weitere Prüfschritte der zuständigen Behörde ggf. 
mit Beteiligung eines Sachverständigen im Rahmen 
der Aufsicht, 

 
- die weitere Verwendung, Verwertung, Beseitigung, 

Innehabung oder Weitergabe an einen Dritten als 
„nicht radioaktiver Stoff“. 

 
Im Rahmen der Aufsicht sind von der zuständigen Be-
hörde die Einhaltung der im Freigabebescheid festgeleg-
ten Freigabekriterien, die Probenahme- und Messverfah-
ren sowie die Freigabe betreffende Bestimmungen der 
Genehmigung zu kontrollieren. 
 
Dabei wird stichprobenartig ggf. unter Einbeziehung eines 
Gutachters geprüft, ob die gemäß § 29 Absatz 3 StrlSchV 
vorgeschriebene Feststellung des Strahlenschutzverant-
wortlichen bzw. -beauftragten getroffen worden ist, dass 
die jeweils freigemessene Charge tatsächlich mit den 
Anforderungen des Freigabebescheids übereinstimmt. 
 
Die behördliche Kontrolle kann umfassen: 
 
- die Prüfung der Dokumentation, 
 
- die Prüfung der Eignung der Messverfahren, der 

Messgeräte, des Einsatzes der Messgeräte und der 
fachlichen Qualifikation des Personals, 

 
- die Prüfung auf Einhaltung des genehmigten Ver-

fahrens und 
 
- ggf. eigene oder durch einen zugezogenen Sachver-

ständigen vorgenommene Stichprobenmessungen. 
 
6.4 Herausgabe 
 
Mit Herausgabe wird in diesem Leitfaden eine Vorge-
hensweise zur Entlassung von nicht kontaminierten und 
nicht aktivierten Stoffen sowie beweglichen Gegenstän-
den, Gebäuden, Anlagen oder Anlagenteilen (in diesem 
Kapitel kurz „Stoffe" genannt) aus der atomrechtlichen 
Überwachung bezeichnet, sofern die Stoffe nicht aus dem 
Kontrollbereich stammen. Die Herausgabe kann für Stoffe 
aus Bereichen angewendet werden, bei denen aufgrund 
der Betriebshistorie und aufgrund der Nutzung eine Kon-
tamination oder Aktivierung ausgeschlossen ist. Dement-
sprechend kann auch eine Bodenfläche ohne eine Frei-
gabe nach § 29 StrlSchV aus der atomrechtlichen Über-
wachung entlassen (herausgegeben) werden. Die grund-
sätzliche Vorgehensweise für die Herausgabe ist in einer 
Genehmigungsunterlage zu beschreiben. Die Kontamina-
tions- und Aktivierungsfreiheit bei der Herausgabe nicht 
kontaminierter und nicht aktivierter Stoffe bzw. von Bo-
denflächen ist unter Berücksichtigung der Betriebshistorie 
durch geeignete Messungen zu bestätigen. Art und Um-
fang der Messungen können im Einzelfall im atomrecht-
lichen Aufsichtsverfahren festgelegt werden. Nach 
Durchführung der festgelegten Vorgehensweise zur Ent-
lassung endet die atomrechtliche Aufsicht, ohne dass es 
eines Freigabebescheides nach § 29 StrlSchV bedarf. 
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§ 44 Absatz 3 StrlSchV bleibt hiervon unberührt, d. h. die 
Herausgabe ist vom Fall des Herausbringens zu unter-
scheiden. Beim letzteren handelt es sich um den in § 44 
Absatz 3 StrlSchV geregelten Fall, bei dem bewegliche 
Gegenstände, die mit dem Ziel der Wiederverwendung 
oder Reparatur aus dem Kontrollbereich (oder dem Über-
wachungsbereich bei behördlicher Festlegung gemäß § 
44 Absatz 3 Satz 3 StrlSchV) herausgebracht werden 
sollen und dabei zu prüfen ist, ob diese potenziell konta-
minierten Gegenstände die in § 44 Absatz 3 StrlSchV 
festgelegten Voraussetzungen erfüllen. Im Unterschied 
hierzu handelt es sich bei der Herausgabe um Stoffe, die 
bezüglich ihrer Verwendung keiner einschränkenden 
Zielsetzung unterliegen und bei denen durch Beweis-
sicherungsmessungen bestätigt werden kann, dass diese 
nicht kontaminiert oder aktiviert sind. 
 
6.5 Behandlung und Lagerung radioaktiver Stoffe 
 
Die Methoden zur Behandlung von radioaktiven Stoffen 
bzw. Abfällen aus der Stilllegung kerntechnischer Anlagen 
sind grundsätzlich mit den Methoden der Behandlung von 
radioaktiven Stoffen bzw. Abfällen aus dem Betrieb von 
kerntechnischen Anlagen vergleichbar. 
 
Im Unterschied zu Kernkraftwerken oder Forschungsre-
aktoren enthalten Anlagen des Kernbrennstoffkreislaufs in 
der Regel nur kontaminierte, aber keine aktivierten Mate-
rialien. Der überwiegende Teil der bei einer totalen Besei-
tigung anfallenden Stoffe ist sowohl bei Kernreaktoren als 
auch bei Anlagen des Kernbrennstoffkreislaufs weder 
aktiviert noch kontaminiert. 
 
Für die Sammlung, Sortierung, Lagerung, Konditionierung 
und Dokumentation radioaktiver Abfälle gelten die glei-
chen Randbedingungen wie für die Betriebsabfälle (vergl. 
StrlSchV, Abfallkontrollrichtlinie /10/, KTA 3604). Zur Re-
duzierung des Abfallvolumens sollte bereits bei der Ent-
stehung von Reststoffen eine Trennung in verwertbare 
Stoffe und radioaktive Abfälle erfolgen. 
 
Durch eine Abklinglagerung von radioaktiven unzerlegten 
Großkomponenten kann ggf. eine Volumenreduktion des 
radioaktiven Abfalls erreicht und eine unnötige Strahlen-
exposition vermieden werden. Die langfristige Zwischen-
lagerung von Großkomponenten ist, soweit die Genehmi-
gungsvoraussetzungen des § 6 AtG oder des § 7 
StrlSchV gegeben sind, rechtlich zulässig. Die weitere 
Behandlung der Großkomponenten kann dann im Rah-
men einer Umgangsgenehmigung erfolgen. 
 
Solange sich der Inhaber der Anlage aber noch nicht auf 
eine Behandlungsart der Komponenten festgelegt hat und 
es noch objektiv Verwertungsmöglichkeiten gibt, sind 
diese Stoffe nicht als radioaktive Abfälle anzusehen 
(subjektiver Abfallbegriff des § 9a Absatz 1 AtG). Im Hin-
blick auf das Freigabeziel können sie somit als radioaktive 
Reststoffe zwischengelagert werden. 
 
Zur Vermeidung unnötiger Strahlenexpositionen des Per-
sonals braucht hierbei die Behandlung des radioaktiven 
Reststoffes nur so weit zu erfolgen, dass eine längerfris-
tige Zwischenlagerung möglich ist, bzw. die radioaktiven 
Abfälle später ohne erheblichen Aufwand zu der dann 
aktuell geforderten endlagergerechten Form konditioniert 
werden können. Handelt es sich insbesondere um konta-
minierte und aktivierte Metallteile, bei denen der Nuklid-
vektor ein Abklingen der Aktivität in überschaubarer Zeit 
verspricht, sodass das Material freigemessen oder in der 
Kerntechnik wieder verwendet werden kann, kommt an-
stelle der Endlagerung vorrangig eine spätere Verwertung 
in Frage. 
 
Hinsichtlich einer nach entsprechend langer Zwischenla-
gerung vorgesehenen späteren Zerlegung von Großkom-
ponenten ist sicherzustellen, dass die bei der Verwertung 
ggf. anfallenden radioaktiven Abfälle ins Endlager ver-

bracht werden können. Dies ist objektiv dann nicht mehr 
möglich, wenn das Endlager verschlossen worden ist. 
 
Bei Genehmigungen zum sicheren Einschluss oder zum 
Abbau von Reaktoranlagen mit der Entsorgungsstrategie, 
die Komponenten zum Abklingen ihrer Radioaktivität 
zunächst langfristig zwischenzulagern, sollte die Geneh-
migung zum Schutz von Leben, Gesundheit und Sach-
gütern (§ 1 Nummer 2 AtG) und angesichts der begrenz-
ten Offenhaltung eines Endlagers mit einer Auflage ver-
bunden werden. Mit dieser Auflage ist sicherzustellen, 
dass der nach § 9a Absatz 1 AtG Verpflichtete sein 
grundsätzlich unbefristetes Wahlrecht (Verwertung oder 
Beseitigung) rechtzeitig ausübt. Dies ist durch eine ent-
sprechende Formulierung der Auflage zu gewährleisten. 
Der Verpflichtete sollte bei Inbetriebnahme des Endlagers 
Konrad, spätestens aber rechtzeitig vor der voraussicht-
lichen Beendigung der Einlagerung verbindlich erklären, 
ob er die zwischengelagerten Komponenten schadlos 
verwerten oder als radioaktive Abfälle geordnet beseitigen 
will. Im Falle der schadlosen Verwertung soll er nachwei-
sen, dass nach der Beendigung der Einlagerung ins End-
lager Konrad aus der Verwertung keine radioaktiven Ab-
fälle mehr anfallen werden, die einer Endlagerung bedür-
fen. 
 
Die Lagerung von nicht konditionierten Abfällen (Rohab-
fällen) in der Anlage ist zu beschreiben und gegebenen-
falls im Genehmigungsbescheid zu regeln, ebenso die 
Transportbereitstellung oder auch die Lagerung konditio-
nierter Abfallgebinde auf dem Anlagengelände. Für die 
Zwischenlagerung von radioaktiven Betriebs- und Stillle-
gungsabfällen und radioaktiven Reststoffen zur Abkling-
lagerung kann die Errichtung und der Betrieb eines Zwi-
schenlagers am Stilllegungsstandort beantragt werden, 
welches während der Stilllegung und dem Abbau in den 
Restbetrieb eingebunden werden kann, nach dem Abbau 
der Anlage aber autark weiterbetrieben werden muss. Die 
radioaktiven Abfälle aus dem vorangegangenen Betrieb 
und der Stilllegung der Anlage sind gemäß § 78 StrlSchV 
so lange zwischenzulagern, bis sie an ein Endlager abge-
geben werden können und vom Betreiber des Endlagers 
abgerufen werden. Zur Optimierung des Stilllegungsab-
laufs können im Zwischenlager unter den oben hierzu 
dargelegten Voraussetzungen auch Plätze für Großkom-
ponenten geschaffen werden. 
 
Für die Genehmigung des Zwischenlagers am Standort 
der stillzulegenden Anlage kommt § 7 Absatz 1 StrlSchV 
als Rechtsgrundlage in Betracht. Bei einer gemäß § 7 
Absatz 2 StrlSchV möglichen Erstreckung der Stillle-
gungsgenehmigung nach § 7 Absatz 3 AtG ist jedoch zu 
berücksichtigen, dass § 7 Absatz 3 AtG in Verbindung mit 
§ 7 Absatz 1, 2 StrlSchV nur bis zum Abschluss des Ab-
baus der Anlage als Rechtsgrundlage herangezogen 
werden kann. Eine Zwischenlagerung über diesen Zeit-
punkt hinaus bedarf einer gesonderten Genehmigung. 
 
Weiterhin kann im Genehmigungsbescheid unbeschadet 
von der Abfallkontrollrichtlinie /10/ ggf. spezifiziert werden, 
unter welchen Voraussetzungen externe Konditionie-
rungsanlagen in Anspruch genommen werden können. 
Für in diesem Zusammenhang eventuell erforderliche 
externe Transporte, die u. U. eine eigene Genehmigung 
erfordern, sind die Regelungen der §§ 16 bis 18 StrlSchV 
relevant. 
 
Sollen in die Behandlung der Stilllegungsabfälle auch 
radioaktive Abfälle Dritter einbezogen werden, bedarf es 
hierfür einer separaten Genehmigung nach § 7 Absatz 1 
StrlSchV. Eine Erstreckung der nach § 7 Absatz 3 AtG 
erteilten Genehmigung auf die Behandlung der im Rah-
men der Stilllegung zugleich behandelten radioaktiven 
Abfälle Dritter ist nicht ausreichend, da der Gestattungs-
zweck der jeweiligen Stilllegungsgenehmigung nach § 7 
Absatz 3 AtG auf die Stilllegung der konkreten Anlage 
ausgerichtet ist. Inwieweit hierfür auch die bestehenden 
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Stilllegungsgenehmigungen für die Anlage zu ändern 
sind, ist festzustellen und ggf. eine Änderungsgeneh-
migung nach § 7 Absatz 3 AtG zu erteilen. 
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8 Anlage 1: Begriffsbestimmungen 
 
Im Folgenden werden die in diesem Dokument in Verbin-
dung mit der Stilllegung sowie dem sicheren Einschluss 
oder Abbau von nuklearen Anlagen benutzten Begriffe 
erläutert. 
 
„Abbau der Anlage" 
 
„Der Abbau einer kerntechnischen Anlage umfasst die 
Beseitigung von Strukturen (Gebäude, Systeme, Kompo-
nenten), die Regelungsgegenstand der Genehmigung zur 
Errichtung und zum Betrieb der Anlage nach § 7 Absatz 1 
AtG waren oder entsprechend zu bewerten sind." 
 
„Abbau von Anlagenteilen" 
 
„Der Abbau von Anlagenteilen einer kerntechnischen 
Anlage umfasst die Demontage bestimmter Strukturen." 
 
Der Abbau von Anlagenteilen kann dabei einzelne Kom-
ponenten, Systeme oder auch ganze Gebäude umfassen. 
 
In der Regel kommt ein Abbau von Anlagenteilen in 
Frage, wenn diese weder für einen sicheren Einschluss in 
Frage kommen noch für eine zukünftige Nutzung der 
Restanlage benötigt werden. 
 
„Abfälle, radioaktive" 
 
„Radioaktive Abfälle sind gemäß § 3 Absatz 2 StrlSchV 
radioaktive Stoffe im Sinne des § 2 Absatz 1 AtG, die 
nach § 9a AtG geordnet beseitigt werden müssen, aus-
genommen Ableitungen im Sinne des § 47 StrlSchV." 
 
„Abschaltung" 
 
„Die Abschaltung einer Anlage ist jede Beendigung oder 
Unterbrechung des Leistungsbetriebes." 
 
Die Abschaltung als solche ist von der Betriebsgeneh-
migung erfasst. 
 
„Anlage" 
 
„Zur Anlage gehören alle Teile, die in einem Genehmi-
gungsverfahren nach § 7 Absatz 1 AtG erfasst worden 
sind." 
 
Da sich die Anlage während des Stilllegungsverfahrens 
(ausgenommen ist der sichere Einschluss) in einer stän-
digen physischen Veränderung befindet, können sich Art 
und Umfang der Anlage z. B. durch Entlassungen mit dem 
Fortschritt der Stilllegungsarbeiten ändern. 
 
„Betrieb" 
 
„Der Betrieb umfasst alle Zustände und Vorgänge in der 
Anlage zwischen dem Vollzug der ersten Teilgenehmi-
gung zum Betrieb und der endgültigen Beendigung dieses 
Betriebes." 
 
Hat der Betreiber die endgültige Einstellung des 
Leistungs- bzw. Produktionsbetriebes der Anlage vor-
genommen, beginnt bei weiterhin gültiger Betriebsge-
nehmigung die sog. Nachbetriebsphase. 
 
„Entlassung" 
 
„Die Entlassung einer Anlage nach § 7 Absatz 1 AtG oder 
von Anlagenteilen aus dem Regelungsbereich des AtG 
(auch: Entlassung aus der atomrechtlichen Überwachung) 
erfolgt nach Maßgabe der Genehmigung nach § 7 Absatz 
3 AtG. Im Falle von aktivierten oder kontaminierten Stof-
fen erfolgt die Entlassung durch Freigabe nach § 29 
StrlSchV in einem gesonderten Verwaltungsakt." 
 

„Freigabe" 
 
„Freigabe ist ein Verwaltungsakt, der die Entlassung ra-
dioaktiver Stoffe sowie beweglicher Gegenstände, von 
Gebäuden, Bodenflächen, Anlagen oder Anlagenteilen, 
die aktiviert oder mit radioaktiven Stoffen kontaminiert 
sind und die aus Tätigkeiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 
Buchstabe a, c oder d StrlSchV stammen, aus dem Re-
gelungsbereich 
a) des Atomgesetzes und 
b) darauf beruhender Rechtsverordnungen sowie verwal-

tungsbehördlicher Entscheidungen 
zur Verwendung, Verwertung, Beseitigung, Innehabung 
oder zu deren Weitergabe an einen Dritten als nicht ra-
dioaktive Stoffe bewirkt." 
 
Dabei ist zu unterscheiden zwischen der uneinge-
schränkten Freigabe (vgl. StrlSchV § 29 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 1 sowie StrlSchV Anlage III, Tabelle 1) ohne 
gesonderte Verwertungs- und Verwendungsart und der 
Freigabe von festen Stoffen und Flüssigkeiten zur Besei-
tigung, von Gebäuden zum Abriss oder von Metallschrott 
zur Rezyklierung (vgl. StrlSchV § 29 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 2 sowie StrlSchV Anlage III, Tabelle 1) mit Aus-
richtung auf eine bestimmte Verwertungs- und Verwen-
dungsart. 
 
„Herausgabe" 
 
„Mit Herausgabe wird in diesem Leitfaden die Entlassung 
von nicht kontaminierten und nicht aktivierten Stoffen 
sowie beweglichen Gegenständen, Gebäuden, Anlagen 
oder Anlagenteilen ohne eine Freigabe nach § 29 
StrlSchV aus der atomrechtlichen Überwachung auf 
Grund einer in der Genehmigung nach § 7 Absatz 3 AtG 
beschriebenen Vorgehensweise bezeichnet. Dement-
sprechend kann auch eine Bodenfläche aus der atom-
rechtlichen Überwachung entlassen (herausgegeben) 
werden, wenn deren Kontamination ausgeschlossen ist." 
 
„Leistungsbetrieb" 
 
„Die Betriebsphase eines Kernkraftwerks, in der eine 
gezielte nukleare Wärmeproduktion erfolgt." 
 
Bei Forschungsreaktoren ist der Begriff Leistungsbetrieb 
sinngemäß zu verstehen. Bei Anlagen des Kernbrenn-
stoffkreislaufes ist der Begriff Produktionsbetrieb üblich 
und dem Leistungsbetrieb gleichzusetzen. 
 
„Nachbetriebsphase" 
 
„Die Nachbetriebsphase einer kerntechnischen Anlage 
umfasst den Zeitraum zwischen der endgültigen Beendi-
gung des Leistungs- bzw. des Produktionsbetriebes der 
Anlage und der Erteilung einer vollziehbaren Genehmi-
gung zur Stilllegung, zum sicheren Einschluss oder zum 
Abbau nach § 7 Absatz 3 AtG an den Inhaber der kern-
technischen Anlage." 
 
Für die Nachbetriebsphase wird vielfach auch der hier als 
gleichbedeutend anzusehende Begriff Stillstandsbetrieb 
verwendet. 
 
„Restbetrieb" 
 
„Als Restbetrieb wird der Betrieb aller für die Stilllegung 
notwendigen Versorgungs-, Sicherheits- und Hilfssysteme 
sowie der Betrieb der für den Abbau von Komponenten, 
Systemen und Gebäuden notwendigen Einrichtungen 
nach Erteilung der Stilllegungsgenehmigung bezeichnet." 
 
„Reststoffe, radioaktive" 
 
„Radioaktive Stoffe, ausgebaute oder abgebaute radioak-
tive Anlagenteile, Gebäudeteile (Bauschutt) und aufge-
nommener Boden, sowie bewegliche Gegenstände, die 
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kontaminiert oder aktiviert sind, bei denen der Verwer-
tungs- bzw. Entsorgungsweg noch nicht entschieden ist, 
bis zur Entscheidung des Genehmigungsinhabers, dass 
sie dem radioaktiven Abfall zuzuordnen sind. Der Rest-
stoff in diesem Sinne kann 
- in der eigenen oder einer anderen Anlage verwertet 

werden, wobei radioaktive Abfälle anfallen können 
oder 

- sofort oder nach Abklinglagerung nach § 29 StrlSchV 
freigegeben werden." 

 
„Rückbau" 
 
„Für den Begriff Abbau wird auch synonym der Begriff 
Rückbau verwendet." 
 
„Sicherer Einschluss" 
 
„Der sichere Einschluss umfasst Zustand und Vorgänge in 
einer abgeschalteten kerntechnischen Anlage nach Ab-
transport des Kernbrennstoffes, bei dem diese in ihren 
wesentlichen Bestandteilen im jeweiligen Zustand und für 
eine längere Zeit unverändert bleibt und das radioaktive 
Inventar sicher eingeschlossen bleibt." 
 
Unabhängig davon, dass das radioaktive Inventar stets 
sicher eingeschlossen sein muss, ist hier ein bestimmter 
technischer Zustand der Anlage gemeint, der auch als 
unabhängige und selbstständige Tatbestandsvariante des 
§ 7 Absatz 3 AtG genannt ist. 
 
„Sicherheitsmanagementsystem" 
 
„Ein Sicherheitsmanagementsystem umfasst alle Festle-
gungen, Regelungen und organisatorischen Hilfsmittel, 
die innerhalb des Unternehmens vorgesehen sind, um 
sicherheitsrelevante Aufgaben sicher abzuwickeln und die 
Zielerreichung zu kontrollieren und zu verbessern. Das 
Sicherheitsmanagementsystem stellt ein Werkzeug dar, 
mit dem das Unternehmen eine hohe Sicherheitskultur 
fördert und unterstützt." 
 
„Stilllegung" 
 
„Das Wort ,Stilllegung' wird im Leitfaden sowohl als Ein-
zelwort als auch als zusammengesetzter Begriff (z. B. 
Stilllegungsverfahren) generell im weiteren Sinne als 
Oberbegriff für sämtliche stilllegungsgerichteten Tätigkei-
ten (einschl. sicherem Einschluss und Abbau) gebraucht. 
Das entspricht dem technischen und internationalen 
Sprachgebrauch. Im Gegensatz dazu beschränkt sich der 
Begriff ,Stilllegung' im Atomgesetz (Stilllegung, sicherer 
Einschluss und Abbau) auf die Maßnahmen in der zeit-
lichen Phase zwischen endgültiger Betriebseinstellung 
einerseits und dem Beginn des sicheren Einschlusses 
oder des Abbaus der Anlage oder von Anlagenteilen an-
dererseits. Diese Definition - als ,Stilllegung im engeren 
Sinne' - wird im Leitfaden nur dann verwendet, wenn ein 
Kontext zum gesetzlichen Rahmen, insbesondere dem 
AtG hergestellt ist oder wenn Stilllegung, sicherer Ein-
schluss und Abbau aufgezählt werden." 
 
„Stilllegungskonzept" 
 
„Schon im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zur 
Errichtung und zum Betrieb einer Anlage, also weit im 
Vorgriff auf die Stilllegung, ist in einem Konzept darzu-
legen, dass die Anlage unter Einhaltung der Strahlen-
schutzbestimmungen stillgelegt werden kann." 
 
„Stilllegungsplan" 
 
„Der Stilllegungsplan enthält Angaben zu den insgesamt 
geplanten Maßnahmen zur Stilllegung, zum sicheren 
Einschluss oder zum Abbau der Anlage oder von Anla-
genteilen, die insbesondere die Beurteilung ermöglichen, 
ob die beantragten Maßnahmen weitere Maßnahmen 

nicht erschweren oder verhindern und ob eine sinnvolle 
Reihenfolge der Abbaumaßnahmen vorgesehen ist. In 
den Unterlagen ist darzulegen, wie die geplanten Maß-
nahmen verfahrensmäßig umgesetzt werden sollen und 
welche Auswirkungen die Maßnahmen nach dem jewei-
ligen Planungsstand voraussichtlich auf die in § 1a AtVfV 
genannten Schutzgüter haben werden." 
 
„Stillstand" 
 
„Der Stillstand ist der Zustand einer Anlage nach Ab-
schaltung. Die Verfügbarkeit der Systeme richtet sich 
nach den im Betriebshandbuch festgelegten Regelungen 
für den Stillstand der Anlage." 
 
„Stoffe, radioaktive" 
 
„Radioaktive Stoffe im Sinne des § 2 Absatz 1 AtG sind 
alle Stoffe, die ein Radionuklid oder ein Gemisch von 
mehreren Radionukliden enthalten und deren Aktivität 
oder spezifische Aktivität im Zusammenhang mit der 
Kernenergie oder dem Strahlenschutz nach den Regelun-
gen des AtG oder einer auf Grund des AtG erlassenen 
Rechtsverordnung nicht außer Acht gelassen werden 
kann." 
 
Der Begriff umfasst auch radioaktiv kontaminierte Anla-
genteile und Gebäudestrukturen. 
 
„Voruntersuchung" 
 
„Die Voruntersuchung ist eine Untersuchung zur Fest-
stellung des Radionuklidgemisches, der relativen Anteile 
der Radionuklide sowie ihrer geometrischen Verteilung in 
einer Materialcharge." 
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9  Anlage 2: Einteilung der Bekanntmachungen des 
BMI/ BMU und der KTA-Regeln hinsichtlich ihrer 
Anwendbarkeit für Stilllegungsverfahren 

 
Die Bekanntmachungen des BMI/BMU sowie die KTA-
Regeln wurden auf ihre Anwendbarkeit bei Stilllegungs-
verfahren von kerntechnischen Anlagen bewertet und in 
die folgenden drei Kategorien eingeteilt: 
 
Kategorie 1: Die Regel ist allgemeingültig und deshalb 
auch bei Stilllegungsverfahren zu berücksichtigen. 
 
Kategorie 2: Die Regel ist nicht relevant für Stilllegungs-
verfahren. Bei etwaigen im Rahmen der Stilllegung durch-
zuführenden Errichtungsmaßnahmen oder wesentlichen 
Nutzungsänderungen kann sie aber schutzzielorientiert im 
Sinne der Kategorie 3 angewendet werden. 
 
Kategorie 3: Die Regel ist bei Stilllegungsverfahren unter 
Berücksichtigung des veränderten Gefährdungspotenzials 
und der im Vergleich zu Errichtung und Betrieb veränder-
ten und in vieler Hinsicht verringerten Anforderungen 
schutzzielorientiert angepasst bzw. teilweise anwendbar. 
 
Es wurde die im Handbuch Reaktorsicherheit und Strah-
lenschutz /6/ enthaltene Aufstellung zugrunde gelegt. 
 
Kommentare zur schutzzielorientiert angepassten bzw. 
teilweisen Anwendung der Regeln, die in die Kategorie 3 
eingeordnet wurden, enthält Anlage 3. 
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Stand 07/09 
3 Bekanntmachungen des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit und des Bundesministeriums 
des Inneren (Vorgänger) 

Kategorie

3.1 Sicherheitskriterien für Kernkraft-
werke vom 21. Oktober 1977 (BAnz. 
Nr. 206 vom 3. November 1977) 

3 

3.2 Richtlinie für den Fachkundenachweis 
von Kernkraftwerkspersonal vom 14. 
April 1993 (GMBl 1993 S. 358) 

3 

3.3 Richtlinie für den Fachkundenachweis 
von Forschungsreaktorpersonal vom 
16. Februar 1994 (GMBl 1994 S. 366)

3 

3.4 Richtlinien über die Anforderungen an 
Sicherheitsspezifikationen für 
Kernkraftwerke vom 27. April 1976 
(GMBl 1976 S. 199) 

3 

3.5 Merkpostenaufstellung mit Gliederung 
für einen Standardsicherheitsbericht 
für Kernkraftwerke mit Druckwasser-
reaktor oder Siedewasserreaktor vom 
26. Juli 1976 (GMBl 1976 S. 418) 

3 

3.6 Richtlinie für den Schutz von Kern-
kraftwerken gegen Druckwellen aus 
chemischen Reaktionen durch Ausle-
gung der Kernkraftwerke hinsichtlich 
ihrer Festigkeit und induzierten 
Schwingungen sowie durch Sicher-
heitsabstände vom 13. September 
1976 (BAnz. Nr. 179 vom 22. Sep-
tember 1976) 

2 

3.7.1 Zusammenstellung der in atomrecht-
lichen Genehmigungs- und Aufsichts-
verfahren für Kernkraftwerke zur 
Prüfung erforderlichen Informationen 
(ZPI) vom 20. Oktober 1982 (BAnz. 
Nr. 6a vom 11. Januar 1983) 

3 
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3 Bekanntmachungen des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit und des Bundesministeriums 
des Inneren (Vorgänger) 

Kategorie

3.7.2 Zusammenstellung der zur bauauf-
sichtlichen Prüfung kerntechnischer 
Anlagen erforderlichen Unterlagen 
vom 6. November 1981 (GMBl 1981 
S. 518) 

3 

3.8 Grundsätze für die Vergabe von Un-
teraufträgen durch Sachverständige 
vom 29. Oktober 1981 (GMBl 1981 S. 
517) 

1 

3.9.1 Grundsätze zur Dokumentation tech-
nischer Unterlagen durch Antrag-
steller/ Genehmigungsinhaber bei 
Errichtung, Betrieb und Stilllegung 
von Kernkraftwerken vom 19. Februar 
1988 (BAnz. S.1294) 

1 

3.9.2 Anforderungen an die Dokumentation 
bei Kernkraftwerken vom 5. August 
1982 (GMBl 1982 S. 546) 

3 

3.10 Durchführung der Strahlenschutz-
verordnung und der Röntgenver-
ordnung; Berichterstattung über be-
sondere Vorkommnisse vom 15. Juli 
2002 (GMBl 2002 S. 637) 

2 

3.11 Sicherheitsanforderungen an Kern-
brennstoffversorgungsanlagen; April 
1997 und Juni 2004 BMU RS III 3 

3 

3.12 Bewertungsdaten für Kernkraftwerks-
standorte vom 11. Juni 1975 (Umwelt 
1975, Nr. 43) 

2 

3.13 Sicherheitskriterien für die Endlage-
rung radioaktiver Abfälle in einem 
Bergwerk vom 20. April 1983 (GMBl 
1983 S. 220) 

2 

3.14 Auslegungsrichtlinien und -richtwerte 
für Jod-Sorptionsfilter zur Abschei-
dung von gasförmigem Spaltjod in 
Kernkraftwerken vom 25. Februar 
1976 (GMBl 1976 S. 168) 

2 

3.15.1 Rahmenempfehlungen für den Ka-
tastrophenschutz in der Umgebung 
kerntechnischer Anlagen vom 27. 
Oktober 2008 (GMBl 2008 S. 1278) 

3 

3.15.2 Radiologische Grundlagen für Ent-
scheidungen über Maßnahmen zum 
Schutz der Bevölkerung bei unfall-
bedingten Freisetzungen von Radio-
nukliden vom 27. Oktober 2008 
(GMBl 2008 S. 1278) mit der Anlage 
„Verwendung von Jodtabletten zur 
Jodblockade der Schilddrüse bei 
einem kerntechnischen Unfall" 

3 

3.17 Strahlenschutz in der Medizin, Richt-
linie nach der Verordnung über den 
Schutz vor Schäden durch ionisie-
rende Strahlen vom 24. Juni 2002 
(BAnz. Nr. 207a vom 7. November 
2002) und (GMBl 2003 S. 227) 

2 

3.18 Genehmigungen gemäß § 3 Absatz 1 
StrlSchV oder § 6 AtG für die Zwi-
schenlagerung von abgereichertem 
bzw. natürlichem und angereichertem 
Uran in Form von Uranhexafluorid 
(UF6); hier: Genehmigungsvorausset-
zungen und Auflagen vom 15. Feb-
ruar 1979 (GMBl 1979 S. 91) 

2 
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3 Bekanntmachungen des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit und des Bundesministeriums 
des Inneren (Vorgänger) 

Kategorie

3.19 Richtlinie nach StrlSchV und RöV 
„Arbeitsmedizinische Vorsorge beruf-
lich strahlenexponierter Personen 
durch ermächtigte Ärzte" vom 18. 
Dezember 2003 (GMBl 2004 S. 350) 

1 

3.20 Strahlenschutzkontrolle mittels biolo-
gischer Indikatoren: Chromosomen-
aberrationsanalyse beim Institut für 
Strahlenhygiene des Bundesgesund-
heitsamtes vom 9. März 1983 (GMBl 
1983 S. 176) 

2 

3.21 Auslegung des § 4 Absatz 4 Satz 1 
Nummer 2e StrlSchV vom 20. Sep-
tember 1979 (GMBl 1979 S. 631) 
(Kann für ältere Stilllegungsgeneh-
migungen noch relevant sein.) 

3 

3.23 Richtlinie zur Emissions- und Immis-
sionsüberwachung kerntechnischer 
Anlagen (REI) vom 7. Dezember 
2005 (GMBl 2006, Nr. 14-17) 

1 

3.24 Richtlinie über Dichtheitsprüfungen 
an umschlossenen radioaktiven 
Stoffen vom 20. Januar und 4. Feb-
ruar 2004 (GMBl 2004 S. 530) 

1 

3.25 Grundsätze zur Entsorgungsvorsorge 
für Kernkraftwerke vom 19. März 
1980 (BAnz. Nr. 58 vom 22. März 
1980) 

1 

3.27 Richtlinie über die Gewährleistung 
der notwendigen Kenntnisse der beim 
Betrieb von Kernkraftwerken sonst 
tätigen Personen vom 30. November 
2000 (GMBl 2001 S. 153) 

3 

3.28 Kriterien zur Standortvorauswahl für 
Wiederaufarbeitungsanlagen vom 15. 
Januar 1981 (GMBl 1981 S. 56) 

2 

3.29 Regelung der Rechtsetzungskom-
petenzen bei der Beförderung ra-
dioaktiver Stoffe (Kernbrennstoffe und 
sonstige radioaktive Stoffe) (BMU RS 
II 1, Stand März 1993) 

2 

3.31 Empfehlungen zur Planung von Not-
fallschutzmaßnahmen durch Betrei-
ber von Kernkraftwerken vom 27. 
Dezember 1976 (GMBl 1977 S. 48), 
geändert durch Bekanntmachung 
vom 18. Oktober 1977 (GMBl 1977 S. 
664) und die REI (GMBl 1993 S. 502) 

3 

3.33.1 Leitlinien zur Beurteilung der Aus-
legung von Kernkraftwerken mit 
Druckwasserreaktoren gegen Stör-
fälle im Sinne des § 28 Absatz 3 
StrlSchV (Störfall-Leitlinien) vom 18. 
Oktober 1983 (BAnz. Nr. 59/83 vom 
31. Dezember 1989) 

3 
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des Inneren (Vorgänger) 

Kategorie

3.33.2 Störfallberechnungsgrundlagen für 
die Leitlinien zur Beurteilung der 
Auslegung von Kernkraftwerken mit 
DWR gemäß § 28 Absatz 3 StrlSchV 
vom 18. Oktober 1983 (BAnz. Nr. 
59/83 vom 31. Dezember 1983) 
Fassung des Kapitels 4 „Berechnung 
der Strahlenexposition" vom 29. Juni 
1994 (BAnz. Nr. 222a vom 26. No-
vember 1994), Neufassung des Ka-
pitels 4 „Berechnung der Strahlenex-
position" gemäß § 49 StrlSchV vom 
20. Juli 2001 verabschiedet auf der 
186. Sitzung der Strahlenschutzkom-
mission am 11. September 2003, 
veröffentlicht in Heft 44, 2004 in der 
Reihe „Berichte der Strahlenschutz-
kommission" 

1 

3.34 Rahmenrichtlinie über die Gestaltung 
von Sachverständigengutachten in 
atomrechtlichen Verwaltungsverfah-
ren vom 15. Dezember 1983 (GMBl 
1984 S. 21) 

1 

3.35 Merkposten zu Antragsunterlagen in 
den Genehmigungsverfahren für 
Anlagen zur Erzeugung ionisierender 
Strahlen vom 12. November 2003 
(GMBl 2004 Nr. 1, S. 9) 

2 

3.37 Empfehlung über den Regelungsin-
halt von Bescheiden bezüglich der 
Ableitung radioaktiver Stoffe aus 
Kernkraftwerken mit Leichtwasser-
reaktor vom 8. August 1984 (GMBl 
1984 S. 327) 

1 

3.38 Richtlinie für Programme zur Er-
haltung der Fachkunde des verant-
wortlichen Schichtpersonals in Kern-
kraftwerken vom 1. September 1993 
(GMBl 1993 S. 645) 

3 

3.39 Richtlinie für den Inhalt der Fach-
kundeprüfung des verantwortlichen 
Schichtpersonals in Kernkraftwerken 
vom 23. April 1996 (GMBl 1996 S. 
555) 

3 

3.40 Richtlinie über die im Strahlenschutz 
erforderliche Fachkunde (Fachkunde-
Richtlinie Technik nach StrlSchV) 
vom 21. Juni 2004 (GMBl 2004 S. 
799), Änderung vom 19. April 2006 
(GMBl 2006, Nr. 38) 

1 

3.41 Richtlinie für das Verfahren zur Vor-
bereitung und Durchführung von 
Instandhaltungs- und Änderungsar-
beiten in Kernkraftwerken vom 1. Juni 
1978 (GMBl 1978 S. 342), in Überar-
beitung 

1 

3.42.1 Richtlinie für die physikalische Strah-
lenschutzkontrolle zur Ermittlung der 
Körperdosen 
Teil 1: Ermittlung der Körperdosen bei 
äußerer Strahlenexposition (§§ 40, 
41, 42 StrlSchV; § 35 RöV) vom 8. 
Dezember 2003 (GMBl 2004 S. 410) 

1 
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riums für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit und des Bundesministeriums 
des Inneren (Vorgänger) 

Kategorie

3.42.2 Richtlinie für die physikalische Strah-
lenschutzkontrolle zur Ermittlung der 
Körperdosen 
Teil 2: Ermittlung der Körperdosis bei 
innerer Strahlenexposition (Inkorpo-
rationsüberwachung) (§§ 40, 41 und 
42 StrlSchV) vom 12. Januar 2007 
(GMBl 2007 S. 623), Anhänge 1 bis 
6, Anhang 7.1, Anhang 7.2, Anhang 
7.3, Anhang 7.4 

1 

3.43.1 Richtlinie für den Strahlenschutz des 
Personals bei der Durchführung von 
Instandhaltungsarbeiten in Kernkraft-
werken mit Leichtwasserreaktor: 
Teil I: Die während der Planung der 
Anlage zu treffende Vorsorge - IWRS 
I vom 10. Juli 1978 (GMBl 1978 S. 
418), in Überarbeitung 

3 

3.43.2 Richtlinie für den Strahlenschutz des 
Personals bei Tätigkeiten der In-
standhaltung, Änderung, Entsorgung 
und des Abbaus in kerntechnischen 
Anlagen und Einrichtungen: 
Teil II: Die Strahlenschutzmaßnah-
men während des Betriebs und der 
Stilllegung einer Anlage oder Ein-
richtung - IWRS II vom 17. Januar 
2005 (GMBl 2005 S. 258) 

1 

3.44 Kontrolle der Eigenüberwachung 
radioaktiver Emissionen aus Kern-
kraftwerken vom 5. Februar 1996 
(GMBl 1996 S. 247) 

1 

3.45 Genehmigungen gemäß § 3 Absatz 1 
StrlSchV zur ortsveränderlichen Ver-
wendung und Lagerung radioaktiver 
Stoffe im Rahmen der zerstörungs-
freien Materialprüfung vom 14. No-
vember 1991 (GMBl 1992 S. 120) 

2 

3.46.1 Genehmigung gemäß § 8 Absatz 1 
StrlSchV zur Beförderung radioaktiver 
Stoffe für Durchstrahlungsprüfungen 
im Rahmen der zerstörungsfreien 
Materialprüfung vom 29. Mai 1978 
(GMBl 1978 S. 334) 

2 

3.46.2 Merkblatt für die Beförderung ra-
dioaktiver Stoffe für Durchstrahlungs-
prüfungen im Rahmen der zerstö-
rungsfreien Materialprüfung vom 20. 
November 1981 (GMBl 1982 S. 22) 

2 

3.47 Genehmigungen gemäß § 20 der 
Strahlenschutzverordnung (Muster-
genehmigung für genehmigungs-
pflichtige Tätigkeiten in fremden An-
lagen oder Einrichtungen) vom 21. 
September 1990 und vom 2. Novem-
ber 1990 (GMBl 1990 S. 848) 

1 

3.48 Richtlinie für die Bauartzulassung von 
Ionisationsrauchmeldern (IRM) vom 
15. Februar 1992 (GMBl 1992 S. 150)

2 

3.49 Interpretationen zu den Sicherheits-
kriterien für Kernkraftwerke; Einzel-
fehlerkonzept - Grundsätze für die 
Anwendung des Einzelfehlerkriteri-
ums vom 2. März 1984 (GMBl 1984 
S. 208) 

2 
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Kategorie

3.50 Interpretationen zu den Sicherheits-
kriterien für Kernkraftwerke vom 17. 
Mai 1979 (GMBl 1979 S. 161), 
zu Sicherheitskriterium 2.6: Einwir-
kungen von außen 
zu Sicherheitskriterium 8.5: Wär-
meabfuhr aus dem Sicherheitsein-
schluss 

2 

3.51 Interpretationen zu den Sicherheits-
kriterien für Kernkraftwerke vom 28. 
November 1979 (GMBl 1980 S. 90) 
zu Sicherheitskriterium 2.2: Prüf-
barkeit, 
zu Sicherheitskriterium 2.3: Strah-
lenbelastung in der Umgebung 
zu Sicherheitskriterium 2.6: Einwir-
kungen von außen 
zu Sicherheitskriterium 2.7: Brand- 
und Explosionsschutz 
ergänzende Interpretation zu Sicher-
heitskriterium 4.3: Nachwärmeabfuhr 
nach Kühlmittelverlusten 

2 

3.52.2 Erläuterungen zu den Meldekriterien 
für meldepflichtige Ereignisse in An-
lagen zur Spaltung von Kernbrenn-
stoffen (12/04) 
- Zusammenstellung von in den 

Meldekriterien verwendeten Be-
griffen (Anlagen zu Spaltung von 
Kernbrennstoffen) (05/04) 

- Meldeformular (Anlagen zur 
Spaltung von Kernbrennstoffen) 
(04/04) 

1 

3.52.3 Erläuterungen zu den Meldekriterien 
für meldepflichtige Ereignisse in An-
lagen, die nicht der Spaltung von 
Kernbrennstoffen dienen (Stand I/97), 
s. a. Punkt 3.60 
- Meldeformular (Anlagen die nicht 

der Spaltung von Kernbrennstof-
fen dienen) (12/92) 

1 

3.52.4 Meldung eines Befundes bzgl. Kon-
tamination oder Dosisleistung bei der 
Beförderung von entleerten Brenn-
element-Behältern, Behältern mit 
bestrahlten Brennelementen und 
Behältern mit verglasten hochradio-
aktiven Spaltprodukten (8/00) 
- Meldeformular (Behälter) (7/00) 

1 

3.52.5 Erläuterungen zu den Meldekriterien 
für meldepflichtige Ereignisse in An-
lagen zur Spaltung von Kernbrenn-
stoffen - für die Anwendung in For-
schungsreaktoren (11/92) 

1 

3.53 Richtlinie für den Inhalt der Fach-
kundeprüfung des verantwortlichen 
Schichtpersonals in Forschungs-
reaktoren vom 14. November 1997 
(GMBl 1997 S. 794) 

3 

3.54.1 Rahmenempfehlung für die Fern-
überwachung von Kernkraftwerken 
vom 12. August 2005 (GMBl 2005 S. 
1049) 

3 

3.54.2 Empfehlung zur Berechnung der 
Gebühr nach § 5 AtKostV für die 
Fernüberwachung von Kernkraft-
werken (KFÜ) vom 21. Januar 1983 
(GMBl 1983 S. 146) 

3 



3- 73 
 
RS-Handbuch Stand 11/09 
 

Seite 22 von 35 

RS 
Hand-
buch 

Stand 07/09 
3 Bekanntmachungen des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit und des Bundesministeriums 
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Kategorie

3.55.1 Musterbenutzungsordnung der Lan-
dessammelstellen für radioaktive 
Abfälle in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 17. März 1981 
(GMBl 1981 S. 163) 

2 

3.55.2 Grundsätzliche Konzeption für den 
Ausbau der Landessammelstellen für 
radioaktive Abfälle vom 26. Oktober 
1981 (GMBl 1981 S. 511) 

2 

3.56 Internationale Bewertungsskala für 
bedeutsame Ereignisse in Kernkraft-
werken (INES), kurzgefasste Dar-
stellung des BMU (1993) 

1 

3.57.1 Anforderungen an den Objektsiche-
rungsdienst und an Objektsiche-
rungsbeauftragte in kerntechnischen 
Anlagen und Einrichtungen (OSD-
Richtlinie) vom 4. Juli 2008 (GMBl 
2008 S. 810) 

3 

3.57.3 Richtlinie für den Schutz von Kern-
kraftwerken mit Leichtwasserreak-
toren gegen Störmaßnahmen oder 
sonstige Einwirkungen Dritter vom 6. 
Dezember 1995 (GMBl 1996 S. 32) 
(ohne Wortlaut) 

3 

3.58.1 Richtlinie zur Abwicklung von Aus-
gleichsansprüchen nach § 38 Absatz 
2 AtG nach dem Reaktorunfall in 
Tschernobyl (Ausgleichsrichtlinie) 
vom 21. Mai 1986 (BAnz. S. 6417) 

2 

3.58.2 Richtlinie für Entschädigung unter 
Billigkeitsgesichtspunkten wegen 
Einbußen bei bestimmten Gemüse-
arten (Billigkeitsrichtlinie Gemüse) 
vom 2. Juni 1986 (BAnz. S. 7237) 

2 

3.58.3 Richtlinie für eine allgemeine Ent-
schädigungsregelung unter Billig-
keitsgesichtspunkten für Schäden 
infolge des Unfalls im Kernkraftwerk 
Tschernobyl (Allgemeine Billigkeits-
richtlinie) vom 24. Juli 1986 (BAnz. S. 
10388) 

2 

3.59 Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver 
Abfälle mit vernachlässigbarer Wär-
meentwicklung, die nicht an eine 
Landessammelstelle abgeliefert 
werden vom 16. Januar 1989 (BAnz. 
Nr. 63a vom 4. April 1989), letzte 
Ergänzung vom 14. Januar 1994 
(BAnz. S. 725) 

1 

3.60 Richtlinie zur Kontrolle radioaktiver 
Reststoffe und radioaktiver Abfälle 
vom 19. November 2008 (BAnz. S. 
4777) 

1 

3.61 Richtlinie für die Fachkunde von 
Strahlenschutzbeauftragten in Kern-
kraftwerken und sonstigen Anlagen 
zur Spaltung von Kernbrennstoffen 
vom 10. Dezember 1990 (GMBl 1991 
S. 56) 

3 
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3.62 Richtlinie über Maßnahmen für den 
Schutz von Anlagen des Kernbrenn-
stoffkreislaufs und sonstigen kern-
technischen Einrichtungen gegen 
Störmaßnahmen oder sonstige 
Einwirkungen zugangsberechtigter 
Einzelpersonen vom 28. Januar 1991 
(GMBl 1991 S. 228) 

3 

3.63. Richtlinie für den Schutz von radio-
aktiven Stoffen gegen Störmaßnah-
men oder sonstige Einwirkungen 
Dritter bei der Beförderung vom 4. 
Dezember 2003 (GMBl 2004 S. 238) 
(ohne Wortlaut) 

2 

3.64 Anforderungen an das Sicherungs-
personal bei Beförderungen von ra-
dioaktiven Stoffen vom 4. Juni 1996 
(GMBl. 1996 S. 621 und S. 673) 

2 

3.65 Anforderungen an Lehrgänge zur 
Vermittlung kerntechnischer Grundla-
genkenntnisse für verantwortliches 
Schichtpersonal in Kernkraftwerken - 
Anerkennungskriterien - vom 10. 
Oktober 1994 

2 

3.67 Richtlinie über Anforderungen an 
Personendosismessstellen nach 
Strahlenschutz- und Röntgenver-
ordnung vom 10. Dezember 2001 
(GMBl. 2002 S. 136) 

2 

3.68 Sicherungsmaßnahmen für den 
Schutz von kerntechnischen Anlagen 
mit Kernmaterial der Kategorie III vom 
20. April 1993 (GMBl 1993 S. 365) 
(ohne Wortlaut) 

3 

3.69.1 Richtlinie für die Überwachung der 
Radioaktivität in der Umwelt nach 
dem Strahlenschutzvorsorgegesetz 
Teil I: Messprogramm für den 
Normalbetrieb (Routinemesspro-
gramm) vom 28. Juli 1994 (GMBl 
1994 S. 930), in Überarbeitung 

2 

3.69.2 Richtlinie für die Überwachung der 
Radioaktivität in der Umwelt nach 
dem Strahlenschutzvorsorgegesetz 
Teil II: Messprogramm für den In-
tensivbetrieb (Intensivmesspro-
gramm) vom 19. Januar 1995 (GMBl 
1995 S. 261), in Überarbeitung 

2 

3.71 Richtlinie für die Fachkunde von ver-
antwortlichen Personen in Anlagen 
zur Herstellung von Brennelementen 
für Kernkraftwerke vom 30. Novem-
ber 1995 (GMBl 1996 S. 29) 

3 

3.73 Leitfaden zur Stilllegung von Anlagen 
nach § 7 des Atomgesetzes vom 14. 
Juni 1996 (BAnz. Nr. 211a vom 12. 
November 1996), in Überarbeitung 

1 
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3 Bekanntmachungen des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit und des Bundesministeriums 
des Inneren (Vorgänger) 

Kategorie

3.74.1 Leitfaden zur Durchführung von Peri-
odischen Sicherheitsüberprüfungen 
(PSÜ) für Kernkraftwerke in der Bun-
desrepublik Deutschland, in Überar-
beitung 
Grundlagen zur Periodischen Si-
cherheitsüberprüfling für Kernkraft-
werke 
Leitfaden Sicherheitsstatusanalyse 
Leitfaden Probabilistische Sicher-
heitsanalyse 
Bekanntmachung vom 18. August 
1997 (BAnz. Nr. 232a vom 11. Sep-
tember 1997) 

2 

3.74.2 Leitfaden zur Durchführung von Peri-
odischen Sicherheitsüberprüfungen 
(PSÜ) für Kernkraftwerke in der Bun-
desrepublik Deutschland, in Überar-
beitung 
Leitfaden Deterministische Siche-
rungsanalyse, 
Bekanntmachung vom 25. Juni 1998 
(BAnz. S. 12257) 

2 

3.74.3 Leitfaden zur Durchführung der Si-
cherheitsüberprüfung gemäß § 19 
des Atomgesetzes 
Leitfaden Probabilistische Sicher-
heitsanalyse 
Bekanntmachung vom 30. August 
2005 (BAnz. Nr. 207a vom 3. No-
vember 2005) 

2 

3.75 Merkpostenliste für die Sicherung 
sonstiger radioaktiver Stoffe und 
kleiner Mengen Kernbrennstoff gegen 
Entwendung aus Anlagen und Ein-
richtungen vom 3. April 2003, 
RdSchr. des BMU vom 10. Juli 2003 - 
RS I 6 13151-6/.18 

1 

3.79 Schadensvorsorge außerhalb der 
Auslegungsstörfälle, RdSchr. des 
BMU vom 15. Juli 2003 RS I 3 - 
10100/0 

3 

3.80 Entschließung des Länderausschus-
ses für Atomkernenergie zu Ent-
scheidungen nach der Strahlen-
schutzverordnung, deren Wirkung 
über den Bereich eines Landes hi-
nausgeht, RdSchr. des BMU vom 8. 
Dezember 2003 RS I 1 - 17031/47 

1 

3.81 Grundlagen für Sicherheitsmana-
gementsysteme in Kernkraftwerken, 
Bekanntmachung des BMU vom 29. 
Juni 2004 (BAnz. S. 16275) 

3 

 
 
 
 

RS 
Hand-
buch 

Stand 06/09 
Gültige KTA-Regeln (Stand 06/09) 

Kategorie

1200 Allgemeines. Administration: Orga-
nisation

 

1201 Anforderungen an das Betriebs-
handbuch, 6/98 

3 

1202 Anforderungen an das Prüfhand-
buch, 6/84 

3 

RS 
Hand-
buch 

Stand 06/09 
Gültige KTA-Regeln (Stand 06/09) 

Kategorie

1300 Arbeitsschutz  
1301.1 Berücksichtigung des Strahlen-

schutzes der Arbeitskräfte bei Aus-
legung und Betrieb von Kernkraft-
werken; Teil 1: Auslegung, 11/84 

3 

1301.2 Berücksichtigung des Strahlen-
schutzes der Arbeitskräfte bei Aus-
legung und Betrieb von Kernkraft-
werken; Teil 2: Betrieb, 11/08 

1 

1400 Qualitätssicherung  
1401 Allgemeine Forderungen an die 

Qualitätssicherung, 6/96 
3 

1404 Dokumentation beim Bau und Be-
trieb von Kernkraftwerken, 6/01 

3 

1408.1 Qualitätssicherung von Schweißzu-
sätzen und -hilfsstoffen für druck- 
und aktivitätsführende Komponen-
ten in Kernkraftwerken; Teil 1: Eig-
nungsprüfung, 11/08 

2 

1408.2 Qualitätssicherung von Schweißzu-
sätzen und -hilfsstoffen für druck- 
und aktivitätsführende Komponen-
ten in Kernkraftwerken; Teil 2: Her-
stellung, 11/08 

2 

1408.3 Qualitätssicherung von Schweißzu-
sätzen und -hilfsstoffen für druck- 
und aktivitätsführende Komponen-
ten in Kernkraftwerken; Teil 3: Ver-
arbeitung, 11/08 

2 

1500 Strahlenschutz und Überwachung  
1501 Ortsfestes System zur Überwa-

chung von Ortsdosisleistungen 
innerhalb von Kernkraftwerken, 
11/04 

3 

1502 Überwachung der Radioaktivität in 
der Raumluft von Kernkraftwerken, 
11/05 

3 

(1502.2) Überwachung der Radioaktivität in 
der Raumluft von Kernkraftwerken; 
Teil 2: Kernkraftwerke mit Hoch-
temperaturreaktor, 6/89 

3 

1503.1 Überwachung der Ableitung gas-
förmiger und aerosolgebundener 
radioaktiver Stoffe; Teil 1: Überwa-
chung der Ableitung radioaktiver 
Stoffe mit der Kaminfortluft bei be-
stimmungsgemäßem Betrieb, 6/02 

3 

1503.2 Überwachung der Ableitung gas-
förmiger und aerosolgebundener 
radioaktiver Stoffe; Teil 2: Überwa-
chung der Ableitung radioaktiver 
Stoffe mit der Kaminfortluft bei 
Störfällen, 6/99 

2 

1503.3 Überwachung der Ableitung gas-
förmiger und aerosolgebundener 
radioaktiver Stoffe; Teil 3: Überwa-
chung der nicht mit der Kaminfortluft
abgegebenen radioaktiven Stoffe, 
6/99 

2 

1504 Überwachung der Ableitung radio-
aktiver Stoffe mit Wasser, 11/07 

1 

1505 Nachweis der Eignung von Strah-
lungsmesseinrichtungen, 11/03 

1 



3- 73 
 
RS-Handbuch Stand 11/09 
 

Seite 24 von 35 

RS 
Hand-
buch 

Stand 06/09 
Gültige KTA-Regeln (Stand 06/09) 

Kategorie

(1506) Messung der Ortsdosisleistung in 
Sperrbereichen von Kernkraftwer-
ken, 6/86 (diese Regel wurde am 
16.11.2004 zurückgezogen) 

3 

1507 Überwachung der Ableitung gas-
förmiger, aerosolgebundener und 
flüssiger radioaktiver Stoffe bei 
Forschungsreaktoren, 6/98 

3 

1508 Instrumentierung zur Ermittlung der 
Ausbreitung radioaktiver Stoffe in 
der Atmosphäre, 11/06 

1 

2100 Gesamtanlage, allgemein  
2101.1 Brandschutz in Kernkraftwerken; 

Teil 1: Grundsätze des Brandschut-
zes, 12/00 

3 

2101.2 Brandschutz in Kernkraftwerken; 
Teil 2: Brandschutz an baulichen 
Anlagen, 12/00 

3 

2101.3 Brandschutz in Kernkraftwerken; 
Teil 3: Brandschutz an maschinen- 
und elektrotechnischen Anlagen, 
12/00 

3 

2103 Explosionsschutz in Kernkraftwer-
ken mit Leichtwasserreaktoren 
(allgemeine und fallbezogene An-
forderungen), 6/00 

3 

2200 Einwirkungen von außen  
2201.1 Auslegung von Kernkraftwerken 

gegen seismische Einwirkungen; 
Teil 1: Grundsätze, 6/90 

2 

2201.2 Auslegung von Kernkraftwerken 
gegen seismische Einwirkungen; 
Teil 2: Baugrund, 6/90 

2 

2201.3 Auslegung von Kernkraftwerken 
gegen seismische Einwirkungen; 
Teil 3: Auslegung der baulichen 
Anlagen, 6/90 

2 

2201.4 Auslegung von Kernkraftwerken 
gegen seismische Einwirkungen; 
Teil 4: Anforderungen an Verfahren 
zum Nachweis der Erdbebensicher-
heit für maschinen- und elektro-
technische Anlagenteile, 6/90 

2 

2201.5 Auslegung von Kernkraftwerken 
gegen seismische Einwirkungen; 
Teil 5: Seismische Instrumentie-
rung, 6/96 

2 

2201.6 Auslegung von Kernkraftwerken 
gegen seismische Einwirkungen; 
Teil 6: Maßnahmen nach Erdbeben, 
6/92 

2 

2206 Auslegung von Kernkraftwerken 
gegen Blitzeinwirkungen, 6/00 

2 

2207 Schutz von Kernkraftwerken gegen 
Hochwasser, 11/04 

3 

2500 Bautechnik  
2501 Bauwerksabdichtungen von Kern-

kraftwerken,11/04 
3 

2502 Mechanische Auslegung von 
Brennelementlagerbecken in Kern-
kraftwerken mit Leichtwasserreak-
toren, 6/90 
 
 

2 

RS 
Hand-
buch 

Stand 06/09 
Gültige KTA-Regeln (Stand 06/09) 

Kategorie

3000 Systeme allgemein  
3100 Reaktorkern und Reaktorregelung alle 2 
3101.1 Auslegung der Reaktorkerne von 

Druck- und Siedewasserreaktoren, 
Teil 1: Grundsätze der thermohyd-
raulischen Auslegung, 2/80 

 

3101.2 Auslegung der Reaktorkerne von 
Druck- und Siedewasserreaktoren, 
Teil 2: Neutronenphysikalische 
Anforderungen an Auslegung und 
Betrieb des Reaktorkerns und der 
angrenzenden Systeme, 12/87 

 

(3102.1) Auslegung der Reaktorkerne von 
gasgekühlten Hochtemperatur-
reaktoren; 
Teil 1: Berechnung der Helium-
Stoffwerte, 6/78 

 

(3102.2) Auslegung der Reaktorkerne von 
gasgekühlten Hochtemperatur-
reaktoren; 
Teil 2: Wärmeübergang im Kugel-
haufen, 6/83 

 

(3102.3) Auslegung der Reaktorkerne von 
gasgekühlten Hochtemperatur-
reaktoren; 
Teil 3: Reibungsdruckverlust im 
Kugelhaufen, 3/81 

 

(3102.4) Auslegung der Reaktorkerne von 
gasgekühlten Hochtemperatur-
reaktoren; 
Teil 4: Thermohydraulisches Be-
rechnungsmodell für stationäre und 
quasistationäre Zustände im Kugel-
haufen, 11/84 

 

(3102.5) Auslegung der Reaktorkerne von 
gasgekühlten Hochtemperatur-
reaktoren; 
Teil 5: Systematische und statisti-
sche Fehler bei der thermohydrau-
lischen Kernauslegung des Kugel-
haufenreaktors, 6/86 

 

3103 Abschaltsysteme von Leichtwasser-
reaktoren, 3/84 

 

3104 Ermittlung der Abschaltreaktivität, 
10/79 

 

3200 Primär- und Sekundarkreis alle 2 
32201.1 Komponenten des Primärkreises 

von Leichtwasserreaktoren; Teil 1: 
Werkstoffe und Erzeugnisformen, 
6/98 

 

3201.2 Komponenten des Primärkreises 
von Leichtwasserreaktoren; Teil 2: 
Auslegung, Konstruktion und Be-
rechnung, 6/96 

 

3201.3 Komponenten des Primärkreises 
von Leichtwasserreaktoren; Teil 3: 
Herstellung, 11/07 

 

3201.4 Komponenten des Primärkreises 
von Leichtwasserreaktoren; Teil 4: 
Wiederkehrende Prüfungen und 
Betriebsüberwachung, 6/99 

 

3203 Überwachung des Bestrahlungs-
verhaltens von Werkstoffen des 
Reaktordruckbehälters von Leicht-
wasserreaktoren, 6/01 
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Kategorie

3204 Reaktordruckbehälter-Einbauten, 
11/08 

 

3205.1 Komponentenstützkonstruktionen 
mit nichtintegralen Anschlüssen; 
Teil 1: Komponentenstützkonstruk-
tionen mit nichtintegralen Anschlüs-
sen für Primärkreiskomponenten in 
Leichtwasserreaktoren, 6/02 

 

3205.2 Komponentenstützkonstruktionen 
mit nichtintegralen Anschlüssen; 
Teil 2: Komponentenstützkonstruk-
tionen mit nichtintegralen Anschlüs-
sen für druck- und aktivitätsfüh-
rende Komponenten in Systemen 
außerhalb des Primärkreises, 6/90 

 

3205.3 Komponentenstützkonstruktionen 
mit nichtintegralen Anschlüssen; 
Teil 3: Serienmäßige Standardhal-
terungen, 11/06 

 

3211.1 Druck- und aktivitätsführende Kom-
ponenten von Systemen außerhalb 
des Primärkreises; 
Teil 1: Werkstoffe, 6/00 

 

3211.2 Druck- und aktivitätsführende Kom-
ponenten von Systemen außerhalb 
des Primärkreises; 
Teil 2: Auslegung, Konstruktion und 
Berechnung, 6/92 

 

3211.3 Druck- und aktivitätsführende Kom-
ponenten von Systemen außerhalb 
des Primärkreises; 
Teil 3: Herstellung, 11/03 

 

3211.4 Druck- und aktivitätsführende Kom-
ponenten von Systemen außerhalb 
des Primärkreises; 
Teil 4: Wiederkehrende Prüfungen 
und Betriebsüberwachung, 6/96 

 

3300 Wärmeabfuhr alle 2 
3301 Nachwärmeabfuhrsysteme von 

Leichtwasserreaktoren, 11/84 
 

3303 Wärmeabfuhrsysteme für Brenn-
elementlagerbecken von Kernkraft-
werken mit Leichtwasserreaktoren, 
6/90 

 

3400 Sicherheitseinschluss alle 2 
3401.1 Reaktorsicherheitsbehälter aus 

Stahl; Teil 1: Werkstoffe und Er-
zeugnisformen, 9/88 

 

3401.2 Reaktorsicherheitsbehälter aus 
Stahl; Teil 2: Auslegung, Konstruk-
tion und Berechnung, 6/85 

 

3401.3 Reaktorsicherheitsbehälter aus 
Stahl; Teil 3: Herstellung, 11/86 

 

3401.4 Reaktorsicherheitsbehälter aus 
Stahl; Teil 4: Wiederkehrende Prü-
fungen, 6/91 

 

3402 Schleusen am Reaktorsicherheits-
behälter von Kernkraftwerken, 
11/76 

 

3403 Kabeldurchführungen im Reaktorsi-
cherheitsbehälter von Kernkraftwer-
ken, 10/80 

 

RS 
Hand-
buch 

Stand 06/09 
Gültige KTA-Regeln (Stand 06/09) 

Kategorie

3404 Abschließung der den Reaktorsi-
cherheitsbehälter durchdringenden 
Rohrleitungen von Betriebssyste-
men im Falle einer Freisetzung von 
radioaktiven Stoffen in den Reak-
torsicherheitsbehälter, 11/08 

 

3405 Integrale Leckratenprüfung des 
Sicherheitsbehälters mit der Abso-
lutdruckmethode, 2/79 

 

3407 Rohrdurchführungen durch den 
Reaktorsicherheitsbehälter, 6/91 

 

3409 Schleusen am Reaktorsicherheits-
behälter von Kernkraftwerken - 
Materialschleusen, 6/79 

 

3413 Ermittlung der Belastungen für die 
Auslegung des Volldrucksicher-
heitsbehälters gegen Störfälle in-
nerhalb der Anlage, 6/89 

 

3500 Instrumentierung und Reaktor-
schutz

alle 2 

3501 Reaktorschutzsystem und Überwa-
chungseinrichtungen des Sicher-
heitssystems, 6/85 

 

3502 Störfallinstrumentierung, 6/99  
3503 Typprüfung von elektrischen Bau-

gruppen des Reaktorschutzsys-
tems, 11/05 

 

3504 Elektrische Antriebe des Sicher-
heitssystems in Kernkraftwerken, 
11/06 

 

3505 Typprüfung von Messwertgebern 
und Messumformern der Sicher-
heitsleittechnik, 11/05 

 

3506 Systemprüfung der leittechnischen 
Einrichtungen des Sicherheitssys-
tems von Kernkraftwerken, 11/84 

 

3507 Werksprüfungen, Prüfungen nach 
Instandsetzung und Nachweis der 
Betriebsbewährung für leittechni-
sche Einrichtungen des Sicher-
heitssystems, 06/02 

 

3600 Aktivitätskontrolle und -führung  
3601 Lüftungstechnische Anlagen in 

Kernkraftwerken, 11/05 
3 

3602 Lagerung und Handhabung von 
Brennelementen und zugehörigen 
Einrichtungen in Kernkraftwerken 
mit Leichtwasserreaktoren, 11/03 

1 

3603 Anlagen zur Behandlung von radio-
aktiv kontaminiertem Wasser in 
Kernkraftwerken, 6/91 

1 

3604 Lagerung, Handhabung und inner-
betrieblicher Transport radioaktiver 
Stoffe (mit Ausnahme von Brenn-
elementen) in Kernkraftwerken, 
11/05 

1 

3605 Behandlung radioaktiv kontami-
nierter Gase in Kernkraftwerken mit 
Leichtwasserreaktoren, 6/89 
 
 
 
 
 
 

3 
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Kategorie

3700 Energie- und Medienversorgung  
3701 Übergeordnete Anforderungen an 

die elektrische Energieversorgung 
des Sicherheitssystems in Kern-
kraftwerken, 6/99 

2 

3702 Notstromerzeugungsanlagen mit 
Dieselaggregaten in Kernkraftwer-
ken, 6/00 

2 

3703 Notstromanlagen mit Batterien und 
Gleichrichtergeräten in Kernkraft-
werken, 6/99 

3 

3704 Notstromanlagen mit Gleichstrom-
Wechselstrom-Umformern in Kern-
kraftwerken, 6/99 

2 

3705 Schaltanlagen; Transformatoren 
und Verteilungsnetze zur elektri-
schen Energieversorgung des 
Sicherheitssystems in Kernkraft-
werken, 11/06 

2 

3900 Systeme, sonstige  
3901 Kommunikationseinrichtungen für 

Kernkraftwerke, 11/04 
3 

3902 Auslegung von Hebezeugen in 
Kernkraftwerken, 6/99 

1 

3903 Prüfungen und Betrieb von Hebe-
zeugen in Kernkraftwerken, 6/99 

1 

3904 Warte, Notsteuerstelle und örtliche 
Leitstände in Kernkraftwerken, 
11/07 

2 

3905 Lastanschlagpunkte an Lasten in 
Kernkraftwerken, 6/99 

1 

 
 
 
 
 
 

10  Anlage 3: Kommentare zur schutzzielorientiert 
angepassten bzw. teilweisen Anwendung der 
Bekanntmachungen des BMI/BMU und der KTA-
Regeln bei Stilllegungsverfahren 

 
Die Bekanntmachungen des BMI/BMU sowie die KTA-
Regeln wurden auf ihre Anwendbarkeit bei Stilllegungs-
verfahren von kerntechnischen Anlagen bewertet und in 
die folgenden drei Kategorien eingeteilt: 
 
Kategorie 1: Die Regel ist allgemeingültig und deshalb 
auch bei Stilllegungsverfahren zu berücksichtigen. 
 
Kategorie 2: Die Regel ist nicht relevant für Stilllegungs-
verfahren. Bei etwaigen im Rahmen der Stilllegung durch-
zuführenden Errichtungsmaßnahmen oder wesentlichen 
Nutzungsänderungen kann sie aber schutzzielorientiert im 
Sinne der Kategorie 3 angewendet werden. 
 
Kategorie 3: Die Regel ist bei Stilllegungsverfahren unter 
Berücksichtigung des veränderten Gefährdungspotenzials 
und der im Vergleich zu Errichtung und Betrieb veränder-
ten und in vieler Hinsicht verringerten Anforderungen 
schutzzielorientiert angepasst bzw. teilweise anwendbar. 
 
Es wurde die im Handbuch Reaktorsicherheit und Strah-
lenschutz /6/ enthaltene Aufstellung zugrunde gelegt. Die 
Zuordnung zu den genannten Kategorien findet sich in 
Anlage 2. 
 
3.1 Sicherheitskriterien für Kernkraftwerke vom 21. 

Oktober 1977 (BAnz. Nr. 206 vom 3. November 
1977) 

 
Das Sicherheitskriterium 2.10 betrifft die Stilllegung und 
Beseitigung von Kernkraftwerken und fordert die Vorbe-
reitung der Stilllegung weit im Vorgriff auf die Beendigung 
des Betriebes. 
 
3.4 Richtlinien über die Anforderungen an Sicher-

heitsspezifikationen für Kernkraftwerke vom 27. 
April 1976 (GMBl 1976 S. 199) 

 
Die Sicherheitsspezifikationen sind gemäß KTA 1201 und 
1202 im BHB/PHB einschließlich Querverweisen erfasst. 
Nach der endgültigen Ausserbetriebnahme können die 
Themenschwerpunkte auf den veränderten Anlagenzu-
stand während der Stilllegung angepasst werden. Die 
Anpassung kann im Rahmen des Änderungsdienstes 
bzw. im Rahmen der Fortschreibung des BHB zum „De-
montagehandbuch" erfolgen. 
 
3.5 Merkpostenaufstellung mit Gliederung für einen 

Standardsicherheitsbericht für Kernkraftwerke 
mit Druckwasserreaktor oder Siedewasserreak-
tor vom 26. Juli 1976 (GMBl 1976 S. 418) 

 
Die vorliegende Merkpostenaufstellung (MPA) ist darauf 
gerichtet, dass alle mit dem Betrieb einer Anlage verbun-
denen Gefahren und die vorgesehenen Sicherheitsmaß-
nahmen dargestellt werden. 
 
Da bei der Stilllegung, insbesondere nach Entfernen des 
Kernbrennstoffs, das Gefährdungspotenzial der Anlage 
wesentlich verändert und verringert ist, kann die MPA im 
Stilllegungsverfahren nur sehr eingeschränkt angewendet 
werden. 
 
Bei der Nutzung der vorhandenen MPA ist deshalb Fol-
gendes zu beachten: 
 
Die Angaben zum Standort und zur Anlage sollten haupt-
sächlich die während der Betriebszeit und durch den 
Betrieb eingetretenen Veränderungen enthalten und ins-
besondere die radiologische Situation charakterisieren. 
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Mit dem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung und 
gegebenenfalls auch im Sicherheitsbericht sind auch 
Informationen über das gesamte Stilllegungsvorhaben 
vorzulegen. Sie sollen darstellen, in welchen Antrags- und 
Genehmigungsschritten unter Berücksichtigung der Ge-
nehmigungstatbestände des § 7 Absatz 3 AtG (Stillle-
gung, sicherer Einschluss, Abbau der Anlage oder von 
Anlagenteilen) das Stilllegungsverfahren erfolgen soll. 
Diese Informationen sollen die Beurteilung ermöglichen, 
ob insbesondere weitere Maßnahmen nicht erschwert 
oder verhindert werden, und eine sinnvolle Reihenfolge 
der Abbaumaßnahmen auch unter Strahlenschutzge-
sichtspunkten vorgesehen ist. 
 
Bei den Stilllegungsmaßnahmen sollen die vorgesehenen 
Techniken, der Ablauf und die damit verbundenen Strah-
lenschutz- und Sicherheitsaspekte sowie der angestrebte 
Endzustand dargelegt werden. 
 
Wichtig sind weiterhin die Darlegung der Entsorgung des 
abgebrannten Kernbrennstoffs und der radioaktiven 
Stoffe, die Erläuterung der Sicherungsmaßnahmen und 
Angaben zu Organisation und Personal. 
 
3.7.1 Zusammenstellung der im atomrechtlichen Ge-

nehmigungsverfahren für Kernkraftwerke zur 
Prüfung erforderlichen Informationen (ZPI) vom 
20. Oktober 1982 (BAnz. Nr. 6a vom 11. Januar 
1983) 

 
Die ZPI ist System- und anlagenorientiert in einzelne 
Informationskapitel unterteilt. Als Gliederung für diese 
Kapitel werden verschiedene Phasen der Herstellung, 
Errichtung und Inbetriebsetzung der Anlage oder einzel-
ner Systeme verwendet, die sich im Wesentlichen am 
zeitlichen Ablauf der Prüfungen im Genehmigungs- und 
Aufsichtsverfahren orientieren. 
 
Da Herstellung, Errichtung und Inbetriebsetzung von 
Systemen nur noch eine untergeordnete Rolle spielen, ist 
eine Anwendung der ZPI auf das Stilllegungsverfahren 
von Kernanlagen gar nicht oder nur stark eingeschränkt 
möglich. 
 
Bei der Zusammenstellung der Informationen für das 
Stilllegungsverfahren ist zu beachten, dass Detailinfor-
mationen für das Stilllegungsverfahren nicht (analog zu 
Errichtung und Betrieb) hauptsächlich auf die Kompo-
nenten und deren Abbau sowie anschließender Behand-
lung bezogen vorgelegt werden können, sondern vorran-
gig auf den Prozess und die Stufen des Stilllegungsver-
fahrens und die damit verbundenen Arbeitsschritte und 
Aspekte orientiert sein müssen. 
 
Detailinformationen zum Abbau und anschließender Be-
handlung von Komponenten sowie zu anderen Arbeits-
vorhaben und Maßnahmen können im Rahmen der be-
gleitenden Kontrolle vorgelegt und geprüft werden. 
 
Die vorzulegenden Informationen sollten mindestens dem 
im Kapitel 3.2. des Leitfadens enthaltenen Umfang ent-
sprechen. 
 
3.7.2 Zusammenstellung der zur bauaufsichtlichen 

Prüfung kerntechnischer Anlagen erforderlichen 
Unterlagen vom 6. November 1981 (GMBl 1981 
S. 518) 

 
Die Regel ist bei Änderungen an baulichen Anlagen, bei 
Nutzungsänderungen von Räumen/ Gebäuden, bei der 
Errichtung von Hilfseinrichtungen/ Gebäuden sowie bei 
Laständerungen durch Hilfseinrichtungen, die im Zusam-
menhang mit dem Stilllegungsvorhaben stehen, anzu-
wenden. 
 

Im Allgemeinen ist der Grad der Detaillierung der Unter-
lagen entsprechend den Anforderungen des allgemeinen 
Baurechtes ausreichend. 
 
3.9.2  Anforderungen an die Dokumentation bei Kern-

kraftwerken vom 5. August 1982 (GMBl 1982 S. 
546) 

 
Die Anforderungen gelten bestimmungsgemäß auch für 
das Stilllegungsverfahren und sind im Zusammenhang mit 
den „Grundsätzen zur Dokumentation technischer Unter-
lagen durch Antragsteller/Genehmigungsinhaber bei Er-
richtung Betrieb und Stilllegung von KKW v. 19. Februar 
1988" zu sehen. Die Anforderungen behandeln die Do-
kumentation der Werkstoff- und Bauprüfungen. Sie sollten 
nur auf Komponenten des Aktivitätseinschlusses ange-
wendet werden, wobei generell nicht über die Dokumen-
tationsklasse C hinausgegangen werden sollte. 
 
3.11 Sicherheitsanforderungen an Kernbrennstoffver-

sorgungsanlagen; April 1997 und Juni 2004 BMU 
RS III 3 

 
Die Sicherheitsanforderung 2.15 betrifft die Stilllegung 
und Beseitigung und fordert die Vorbereitung der Stillle-
gung weit im Vorgriff auf die Beendigung des Betriebes. 
 
3.15.1  Rahmenempfehlungen für den Katastrophen-

schutz in der Umgebung kerntechnischer An-
lagen vom 27. Oktober 2008 (GMBl 2008 S. 
1278) 

 
3.15.2  Radiologische Grundlagen für Entscheidungen 

über Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung 
bei unfallbedingten Freisetzungen von Radio-
nukliden vom 27. Oktober 2008 (GMBl. 2008 S. 
1278) mit der Anlage „Verwendung von Jodtab-
letten zur Jodblockade der Schilddrüse bei ei-
nem kerntechnischen Unfall" 

 
Die Rahmenempfehlungen (3.15.1) und die Radiologi-
schen Grundlagen (3.15.2) sind anzuwenden. Der Um-
fang der Katastrophenschutzmaßnahmen ist jedoch auf 
der Grundlage des jeweils noch vorhandenen geringeren 
Risiko- und Gefährdungspotenzials der konkreten Anlage 
mit den zuständigen Behörden abzustimmen. 
 
Entsprechendes gilt auch für die Landesrichtlinien. 
 
3.21  Auslegung des § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2e 

StrlSchV vom 20. September 1979 (GMBl 1979 
S. 631) (Kann für ältere Stilllegungsgenehmi-
gungen noch relevant sein.) 

 
Die Freigabe erfolgt gemäß der Festlegungen des § 29 
StrlSchV. 
 
Grundlage der Freigrenzen für die uneingeschränkte 
Freigabe von Stoffen ist die Anwendung des 10 µSv/a 
Kriteriums (s. auch Kap. 6.3 des Leitfadens). 
 
3.27  Richtlinie über die Gewährleistung der notwendi-

gen Kenntnisse der beim Betrieb von Kernkraft-
werken sonst tätigen Personen vom 30. Novem-
ber 2000 (GMBl 2001 S. 153) 

 
Die Richtlinie ist anzuwenden. Der nachzuweisende 
Kenntnisumfang und die Nachweisfristen können an das 
veränderte Gefährdungspotenzial und den jeweiligen 
Anlagenzustand angepasst werden. 
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3.31  Empfehlungen zur Planung von Notfallschutz-
maßnahmen durch Betreiber von Kernkraftwer-
ken vom 27. Dezember 1976 (GMBl 1977 S. 48), 
geändert durch Bekanntmachung vom 18. Okto-
ber 1977 (GMBl 1977 S. 664) und die REI (GMBl 
1993 S. 502) 

 
Die Empfehlungen gelten generell für kerntechnische 
Anlagen. 
 
Nach Erreichen der Kembrennstofffreiheit einer Anlage 
sind die bisherigen Anforderungen nicht mehr im vollen 
Umfang erforderlich und können dem erheblich geringe-
ren Gefahrenpotenzial angepasst werden. 
 
3.33.1  Leitlinien zur Beurteilung der Auslegung von 

Kernkraftwerken mit Druckwasserreaktoren 
gegen Störfälle im Sinne des § 28 Absatz 3 
StrlSchV (Störfall-Leitlinien) vom 18. Oktober 
1983 (BAnz. Nr. 245a vom 31. Dezember 1983) 

 
Die zu untersuchenden Störfalle sind im „Stilllegungsleit-
faden" aufgenommen, für die dann die Störfallberech-
nungsgrundlagen aus den Störfall-Leitlinien anzuwenden 
sind. Die Störfall-Leitlinien sind im Übrigen nicht anzu-
wenden. 
 
3.43.1  Richtlinie für den Strahlenschutz des Personals 

bei der Durchführung von Instandhaltungsarbei-
ten in Kernkraftwerken mit Leichtwasserreaktor: 
Teil 1: Die während der Planung der Anlage zu 
treffende Vorsorge - IWRS I vom 10. Juli 1978 
(GMBl 1978 S. 418) 

 
In dieser Regel wird der Geltungsbereich für das Stillle-
gungsverfahren ausgeschlossen. 
 
Somit kann sie nur entsprechend den Schutzzielen bei 
der für das Stilllegungsverfahren erforderlichen Neuer-
richtung von Anlagen im Umfang des § 7 Absatz 1 AtG 
angewendet werden. 
 
3.54.1 Rahmenempfehlung für die Fernüberwachung 

von Kernkraftwerken vom 12. August 2005 
(GMBl 2005 S. 1049) 

 
3.54.2 Empfehlung zur Berechnung der Gebühr nach § 

5 AtKostV für die Fernüberwachung von Kern-
kraftwerken (KFÜ) vom 21. Januar 1983 (GMBl. 
1983 S. 146) 

 
Nach Beendigung des Betriebes oder nach Erreichen der 
Kernbrennstofffreiheit der Anlage ist das Gefährdungs-
potenzial erheblich verringert, so dass die Anzahl der zu 
überwachenden Parameter und ggf. die Messbereiche 
angepasst werden müssen. Die Entscheidung über die 
Notwendigkeit des Weiterbetriebs einer Fernüberwachung 
obliegt der atomrechtlichen Aufsichtsbehörde. 
 
3.57.1  Anforderungen an den Objektsicherungsdienst 

und an Objektsicherungsbeauftragte in kern-
technischen Anlagen und Einrichtungen (OSD-
Richtlinie) vom 4. Juli 2008 (GMBl 2008 S. 810) 

 
Diese Richtlinie ist - angepasst an die noch in der Anlage 
vorhandenen Mengen von Kernbrennstoffen oder sonsti-
gen radioaktiven Stoffen - anzuwenden. 
 
3.57.3 Richtlinie für den Schutz von Kernkraftwerken 

mit Leichtwasserreaktoren gegen Störmaßnah-
men oder sonstige Einwirkungen Dritter vom 6. 
Dezember 1995 (GMBl 1996 S. 32) (ohne 
Wortlaut) 

 
Die in der Richtlinie genannten Schutzziele (Entwendung 
von Kernmaterial, Primärkühlmittelverlust, Nachkühlung) 
sind bei einer stillgelegten Anlage nach Abtransport des 

Kernbrennstoffes i. d. R. nicht mehr relevant. Schutzziel 
ist, eine unbemerkte Entwendung und Freisetzung sons-
tiger radioaktiver Stoffe zu verhindern. Die Richtlinie ist 
daher nur in diesem Sinne anzuwenden. 
 
3.61 Richtlinie für die Fachkunde von Strahlenschutz-

beauftragten in Kernkraftwerken und sonstigen 
Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen vom 
10. Dezember 1990 (GMBl 1991 S. 56) 

 
Die Richtlinie ist auch bei der Stilllegung und im sicheren 
Einschluss anzuwenden. In Anbetracht des dann abneh-
menden Aufgabenbereiches kann auf Nummer 7 Bezug 
genommen werden, derzufolge Ausnahmen von den 
Anforderungen möglich sind. 
 
Zum Beispiel ist ein Hochschul- oder Fachhochschul-
studium nicht erforderlich, wenn eine ausreichende prak-
tische Erfahrung nachgewiesen wird. 
 
Mindestens alle fünf Jahre muss die Fachkunde im 
Strahlenschutz durch eine erfolgreiche Teilnahme an 
einem von der zuständigen Stelle anerkannten Kurs oder 
anderen von der zuständigen Stelle als geeignet aner-
kannten Fortbildungsmaßnahmen aktualisiert werden. 
 
3.62 Richtlinie über Maßnahmen für den Schutz von 

Anlagen des Kernbrennstoffkreislaufs und sons-
tiger kerntechnischer Einrichtungen gegen Stör-
maßnahmen oder sonstige Einwirkungen zu-
gangsberechtigter Einzelpersonen vom 28. Ja-
nuar 1991 (GMBl 1991 S. 228) 

 
Nach Entfernung des Kernbrennstoffes sind ausschließ-
lich Maßnahmen gegen die Entwendung oder Freisetzung 
sonstiger radioaktiver Stoffe zu treffen. Mit Fortschreiten 
des Stilllegungsvorhabens können die Forderungen des § 
65 StrSchV ausreichen. 
 
3.68  Sicherungsmaßnahmen für den Schutz von 

kerntechnischen Anlagen mit Kernmaterial der 
Kategorie III vom 20. April 1993 (GMBl 1993 S. 
365) (ohne Wortlaut) 

 
Diese Richtlinie ist angepasst an die noch in der Anlage 
vorhandenen Mengen von Kernbrennstoffen und in Ab-
hängigkeit vom erreichten Stilllegungszustand anzuwen-
den. 
 
 
Kommentare zu den Fachkunde-Richtlinien 
 
3.2 Richtlinie für den Fachkundenachweis von Kern-

kraftwerkspersonal vom 14. April 1993 (GMBl 
1993 S. 358) 

 
3.38 Richtlinie für Programme zur Erhaltung der Fach-

kunde des verantwortlichen Schichtpersonals in 
Kernkraftwerken vom 1. September 1993 (GMBl 
1993 S. 645) 

 
3.39 Richtlinie für den Inhalt der Fachkundeprüfung 

des verantwortlichen Schichtpersonals in Kern-
kraftwerken vom 23. April 1996 (GMBl 1996 S. 
555) 

 
Die Richtlinien sind nur bedingt anwendbar, da die Anfor-
derungen an die Fachkunde des Kernkraftwerkspersonals 
in den Stilllegungsphasen nach Entfernung der Kern-
brennstoffe bzw. bei vergleichbarer Reduzierung des 
Gefährdungspotenzials in anderen Anlagen qualitativ und 
quantitativ neu beurteilt werden müssen. Diesem Gedan-
ken trägt die Richtlinie 3.2 bereits Rechnung, indem sie in 
Nummer 1.2 „Anwendungsbereich" die Frage der An-
wendbarkeit auf endgültig stillgelegte Reaktoranlagen der 
Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde überlässt. Für die 
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praktische Anwendung sollte Folgendes berücksichtigt 
werden: 
 
1. Solange sich noch Kernbrennstoffe oder sonstige 

radioaktive Stoffe mit vergleichbarem Gefährdungs-
potenzial in der Anlage befinden, gelten ähnliche 
Anforderungen an die Fachkunde wie in der Nachbe-
triebsphase. Fachkundeprüfungen für erstmals täti-
ges verantwortliches Schichtpersonal in Kernkraft-
werken sollten schwerpunktmäßig vor allem behan-
deln: 
- gesetzliche Grundlagen 
- kernphysikalische Grundlagen 
- Strahlenschutz 
- Betriebsordnungen 
- Sicherstellung der Unterkritikalität im Brenn-

elementbecken und im Reaktordruckbehälter 
- Gewährleistung der Nachwärmeabfuhr unter den 

Bedingungen der Nachbetriebsphase und Be-
herrschung möglicher Störungen oder Störfälle 

- Überwachung und Rückhaltung/ Einschluss ra-
dioaktiver Stoffe, insbesondere bei der Dekon-
tamination aktivitätsführender Systeme. 

 
 Fragen zur Elektrotechnik, Leittechnik und zu äuße-

ren Systemen sollten sich auf die Aufgaben dieser 
Systeme zur Einhaltung der vorgenannten Schutz-
ziele konzentrieren. 

 
 Auf eine Schulung am Kernkraftwerkssimulator kann 

in Abhängigkeit von den noch möglichen Betriebsab-
läufen und Störungen oder Störfallen im Kernkraft-
werk weitgehend verzichtet werden. 

 
2. Nach Entfernen der Kernbrennstoffe aus der Anlage 

kann es zu Veränderungen der Betriebsorganisation 
derart kommen, dass einzelne der unter den Num-
mern 1.3.1 bis 1.3.8 der Richtlinie 3.2 benannten ver-
antwortlichen Funktionen nicht mehr erforderlich sind 
(z. B. Reaktorfahrer). Der Umfang des Fachkunde-
nachweises für neu einzustellendes verantwortliches 
Personal muss der veränderten Betriebsorganisation, 
dem stark reduzierten Gefährdungspotenzial der An-
lage und der geänderten Aufgabenstruktur (Außer-
betriebnahme und Zerlegung von Systemen, Dekon-
tamination, Strahlenschutz) angepasst werden. So 
können Kenntnisse des Betriebs- und Störfallverhal-
tens der Anlage weitestgehend entfallen, ebenso die 
Ausbildung am Kernkraftwerkssimulator und eine 
Fachkundeprüfung im Sinne der Richtlinie 3.2. 

 
 Auf einen Fachkundenachweis kann jedoch grund-

sätzlich nicht verzichtet werden. 
 
 Auch der Fachkundeerhalt ist den geänderten Rand-

bedingungen anzupassen. 
 
3. Nach Entfernen der Kernbrennstoffe aus der Anlage 

können beim Fachkundenachweis des verbleibenden 
oder neu einzustellenden verantwortlichen Personals 
die Themen Reaktorphysik sowie Energiefreisetzung 
und Thermohydraulik entfallen. 

 
 Infolge des geänderten Anlagenzustandes und Ge-

fährdungspotenzials werden sich anlagenspezifische 
Kenntnisse schwerpunktmäßig auf folgende Bereiche 
konzentrieren können: 
- Gebäude und Gebäudeausrüstung, 
- Lüftungsanlagen und Abgassysteme, 
- Rohrleitungs- und Pumpensysteme, 
- Abwassersysteme, 
- elektrotechnische Anlagen, 
- erforderliche Wartentechnik und Nebenleit-

stände, 
- Gefahrenmeldeanlage einschließlich Instrumen-

tierung, 
- Strahlenschutzüberwachung, 

- erforderliche Anlagenbedienung, 
- Zugangskontrollen, 
- Brandschutzüberwachung, 
- konventionelle Überwachung 
- Umgebungsüberwachung. 

 
 Weiterhin erforderlich sind Kenntnisse der gesetz-

lichen Grundlagen und der administrativen Maßnah-
men, insbesondere der Genehmigungsbescheide und 
der Betriebsordnungen, in einem der jeweiligen Still-
legungsphase angepassten Umfang. Dies gilt auch 
für die Themenbereiche Strahlenschutz und Arbeits-
schutz. 

 
4. Verstärkt in die Fachkundevermittlung, den Fachkun-

denachweis und den Fachkundeerhalt aufzuneh-
mende Themen sind: 
- Abbauspezifische Kenntnisse bzgl. Methoden 

des Abbaus, Dekontaminationsverfahren, Ver-
hinderung der Ausbreitung/ Verschleppung ra-
dioaktiver Stoffe; 

- Behandlung der Stoffe (Stoffverwertung, Kondi-
tionierung radioaktiver Abfälle, Grenzwerte und 
Verfahren zur Freimessung). 

 
5. Für den Fachkundenachweis der Strahlenschutzbe-

auftragten während des Stilllegungsverfahrens gilt 
weiterhin die Richtlinie 3.61. 

 
6. Beim Nachweis der Fachkunde während des Stillle-

gungsverfahrens kann nach Entfernen der Kern-
brennstoffe stärker zwischen Anforderungen an vor-
handenes Personal und an neues Personal differen-
ziert werden. Vorhandenes Betriebspersonal, das 
nach den gültigen Richtlinien den Fachkundenach-
weis erbracht und erhalten hat, sollte schwerpunkt-
mäßig auf die neu zu behandelnden Bereiche Ar-
beitsschutz, Brandschutz und Strahlenschutz ge-
schult werden. Neues Betriebspersonal sollte - ab-
hängig vom erreichten Stilllegungsumfang - zusätz-
lich in den in Nummer 3 aufgeführten Bereichen ge-
schult werden. 

 
7. Die entsprechenden Änderungen der Organisations-, 

Aus- und Weiterbildungspläne des Genehmigungsin-
habers bedürfen der Zustimmung der zuständigen 
atomrechtlichen Behörde. 

 
3.3  Richtlinie für den Fachkundenachweis von For-

schungsreaktorpersonal vom 16. Februar 1994 
(GMBl. 1994 S. 366) 

 
3.53  Richtlinie für den Inhalt der Fachkundeprüfung 

des verantwortlichen Schichtpersonals in For-
schungsreaktoren vom 14. November 1997 
(GMBl 1997 S. 794) 

 
Diese Richtlinien gelten für den Betrieb von Forschungs-
reaktoren mit einer thermischen Leistung von > 300 kW. 
Auf das Stilllegungsverfahren nehmen diese Richtlinien 
keinen direkten oder indirekten Bezug. Für den Fachkun-
denachweis sollten folgende Überlegungen ausreichen: 
 
1. Das Personal der Führungslinie und der sonstigen 

Führungskräfte (Nummer 1.3.1 und 1.3.2) ist in der 
Regel auch bei den Stilllegungsarbeiten noch vor-
handen. Die Anforderungen an die fachliche Ausbil-
dung und die praktische Erfahrung dieses Personals 
(Nummer 2.1 der Richtlinie) kann nach Entfernen der 
Kernbrennstoffe aus der Anlage um die Kenntnisse 
der Energiefreisetzung und Thermohydraulik, der 
Reaktorsicherheit, des Betriebs- und Störfallverhal-
tens des Forschungsreaktors im Betrieb sowie die si-
cherheitstechnisch bedeutsamen Ereignisse reduziert 
werden. 
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2. Für neu einzustellendes verantwortliches Schichtper-
sonal ist nach Entfernung der Kernbrennstoffe eine 
Fachkundeprüfung im Sinne der Richtlinie 3.3 mit den 
Inhalten der Richtlinie 3.53 nicht mehr erforderlich. 

 
3. Strahlenschutzbeauftragte (SSB) sind nach wie vor 

unter Berücksichtigung der Richtlinie 3.61 zu bestel-
len. Die Frage der ständigen Anwesenheit eines SSB 
auf der stillgelegten Anlage kann im Zuge des Ge-
nehmigungsverfahrens geregelt werden. Je nach 
Fortgang der Stilllegungsmaßnahmen, insbesondere 
bei Änderungen oder Wegfall der Schichtbetriebe 
kann auch ein Rufbereitschaftsmodell ausreichen. 

 
4. Ob Schichtleiter, Reaktorfahrer und Leitstandsfahrer 

sowie Ausbildungsleiter noch als verantwortliche Per-
sonen benötigt werden, ist in Abhängigkeit vom er-
reichten Stilllegungszustand durch die zuständige 
atomrechtliche Behörde zu entscheiden. 

 
5. Die verbleibenden Fachkundenachweise können um 

die Themen Energiefreisetzung und Thermohydraulik 
sowie Anlagenbetrieb reduziert werden. Verstärkt 
hinzukommen sollten Kenntnisse in den Bereichen 
Dekontaminationsverfahren, Methoden des Abbaues 
und Behandlung der Stoffe sowie Stilllegungsspezifi-
sche Kenntnisse in den Bereichen Genehmigung und 
administrative Maßnahmen. 

 
3.71  Richtlinie für die Fachkunde von verantwortlichen 

Personen in Anlagen zur Herstellung von Brenn-
elementen für Kernkraftwerke vom 30. Novem-
ber 1995 (GMBl 1996 S. 29) 

 
Diese Richtlinie gilt für den Betrieb von Anlagen zur Her-
stellung von Brennelementen für Kernkraftwerke aus 
Urandioxid bzw. Uran-Plutonium Mischoxid. Auf das Still-
legungsverfahren nimmt die Richtlinie keinen direkten 
oder indirekten Bezug. Für den Fachkundenachweis soll-
ten folgende Überlegungen ausreichen: 
 
Das Personal der Führungslinie und der sonstigen Füh-
rungskräfte (Nummer 2.1 und 2.2) ist in der Regel auch 
bei den Stilllegungsarbeiten noch vorhanden. Die Anfor-
derungen an die fachliche Ausbildung und die praktische 
Erfahrung dieses Personals (Nummer 3.1 und 3.2 der 
Richtlinie) kann nach dem Leerfahren der Anlage von 
Kernbrennstoffen um die Kenntnisse des anlagenspezi-
fischen Betriebs- und Störfallverhaltens der Fertigungs-
anlagen reduziert werden. 
 
Verstärkt hinzukommen sollten Kenntnisse in den Berei-
chen Methoden des Abbaus, Dekontaminationsverfahren 
und Behandlung der Stoffe sowie stilllegungsspezifische 
Kenntnisse in den Bereichen Genehmigung und administ-
rative Maßnahmen. 
 
3.79 Schadensvorsorge außerhalb der Auslegungs-

störfalle, RdSchr. des BMU vom 15. Juli 2003 
RS I 3 - 10100/00 

 
Solange sich während der Stilllegung noch Kernbrennstoff 
über den in § 2 Absatz 3 AtG genannten Massen oder 
Konzentrationen in der Anlage befindet, sind die dafür 
notwendigen Anforderungen zur Gewährleistung der 
Schadensvorsorge zu erfüllen. 
 
3.81  Grundlagen für Sicherheitsmanagementsysteme 

in Kernkraftwerken, Bekanntmachung des BMU 
vom 29. Juni 2004 (BAnz. S. 16275) 

 
Die „Grundlagen für Sicherheitsmanagementsysteme in 
Kernkraftwerken" sind unter Berücksichtigung des sich im 
Vergleich zum Betrieb ändernden Gefährdungspotenzials 
und des Fortschritts der Stilllegung sinngemäß bei Anla-
gen in Stilllegung anzuwenden. 
 

Kommentare zu den KTA-Regeln: 
 
KTA-Regel 1201 Anforderungen an das BHB 
 
Die Regel ist beim Stilllegungsverfahren in ihren relevan-
ten Teilen anzuwenden. Nicht mehr relevant sind größ-
tenteils Teil 2: Betrieb der Gesamtanlage, Teil 3: Störfälle 
und Teil 4: Betrieb der Systeme. 
 
Zu Teil 1: Die Betriebsordnungen verlieren während der 
Stilllegung und im sicheren Einschluss teilweise ihre Be-
rechtigung und sind entsprechend der gewählten Be-
triebsorganisation anzupassen. Eine zusätzliche Abfall- 
und Reststoff-Ordnung wird empfohlen. 
 
Zu Teil 2: Dieser Teil ist zu reduzieren auf sicherheits-
technisch wichtige Grenzwerte bezüglich Emission radio-
aktiver Stoffe über den Wasser- und Luftpfad, sowie auf 
die Meldekriterien und zu beachtende Auflagen der Be-
hörden. Aufzunehmen sind die Freigabekriterien für ra-
dioaktive Stoffe. 
 
Zu Teil 3: Die zu betrachtenden Störfälle sind an die Ge-
gebenheiten des Stilllegungsvorhabens anzupassen. 
 
Zu Teil 4: Neben den betriebenen Systemen sind wichtige 
zusätzliche Systeme, z. B. zur Dekontamination sowie 
Einrichtungen zur Demontage im Grundsatz zu beschrei-
ben. Detaillierte Bedienungsanleitungen selbst sollen 
nicht Teil des BHB sein. 
 
Generell ist das Betriebshandbuch mit fortschreitendem 
Stilllegungsprozess dem Anlagenzustand anzupassen. 
 
KTA-Regel 1202 Anforderungen an das Prüfhandbuch 
 
Die Regel ist auch im Stilllegungsverfahren anzuwenden. 
Ein Prüfhandbuch ist solange erforderlich, wie sicher-
heitstechnische Anforderungen an während der Stillle-
gungsarbeiten weiter betriebene Systeme und die im 
Zuge der Stilllegung neu zu installierenden Systeme ge-
stellt sind. 
 
Generell ist das Prüfhandbuch mit Fortschreiten der Still-
legungsarbeiten dem Anlagenzustand anzupassen. Ver-
einfachungen (z. B. beim Betriebszustand) sind möglich. 
 
KTA-Regel 1301.1 Berücksichtigung des Strahlenschut-

zes der Arbeitskräfte bei Auslegung 
und Betrieb von Kernkraftwerken, Teil 
I: Auslegung 

 
Die Regel gilt für die Planung von Gebäuden und Syste-
men innerhalb des Kontrollbereiches und des außerhalb 
davon angeordneten Teils des Hygienetrakts. Sie ist nur 
bei vergleichbaren anlagentechnischen Veränderungen 
und bei Neuerrichtung von Gebäude- und Anlagenteilen 
anwendbar. Dabei ist von dem möglicherweise geringeren 
Aktivitätsinventar auszugehen. Die Aspekte der zu be-
rücksichtigenden Störfälle (Kap. 9) besitzen keine Rele-
vanz mehr. 
 
KTA-Regel 1401 Allgemeine Forderungen an die Quali-

tätssicherung 
 
Die Regel gilt für die Qualitätssicherung von der Planung 
bis zum Betrieb von ortsfesten Kernkraftwerken und ist im 
Stilllegungsverfahren unter Berücksichtigung des jeweili-
gen Aktivitätsinventars für solche Systeme/ Komponen-
ten, die dem Aktivitätseinschluss und der Aktivitätsüber-
wachung dienen, anzuwenden. Die Anforderungen an die 
Organisationsstruktur können im Vergleich zum Betrieb 
reduziert werden. 
 



3- 73 
 
RS-Handbuch Stand 11/09 
 

Seite 31 von 35 

KTA-Regel 1404 Dokumentation beim Bau und Betrieb 
von KKW 

 
Die Regel ist grundsätzlich auch auf die Dokumentation 
anzuwenden, die im Rahmen des Stilllegungsvorhabens 
für das Genehmigungs- und Aufsichtsverfahren erstellt 
wird. 
 
Das gilt insbesondere für die in der KTA 1404 enthaltenen 
Grundsätze. 
 
Die Kapitel 3, 4 und 5 der Regel sowie die Aufbewah-
rungsfristen gemäß Tabelle 9-1 sind auf das Stilllegungs-
vorhaben anwendbar. 
 
Die Dokumentation soll eine Beschreibung des sich wäh-
rend des Stilllegungsablaufes verändernden Anlagenzu-
standes beinhalten, um eine Bewertung des Ist-Zustandes 
der Anlage zu ermöglichen. 
 
Sie soll das Vorliegen und die Erfüllung der rechtlichen 
Voraussetzungen und gesetzlichen Grundlagen rückver-
folgbar und nachweislich aufzeigen. 
 
KTA-Regel 1501  Ortsfestes System zur Überwachung 

von Ortsdosisleistungen innerhalb von 
Kernkraftwerken 

 
Der Messbereich und die Anforderungen an die Messge-
räte bei Störfällen sowie die Anzahl der Messgeräte sind 
den Gegebenheiten des Stilllegungsverfahrens anzupas-
sen. 
 
Entsprechend dem Charakter der Stilllegungsarbeiten ist 
das Schwergewicht der ODL-Messung auf bewegliche 
Geräte zu legen. 
 
KTA-Regel 1502 Überwachung der Radioaktivität in der 

Raumluft von Kernkraftwerken, 
KTA-Regel 1502.2 Überwachung der Radioaktivität in der 

Raumluft von Kernkraftwerken; Teil 2: 
Kernkraftwerke mit Hochtemperatur-
reaktoren 

 
Die Anforderungen an die Messgeräte bei Störfällen so-
wie die Anzahl der Messgeräte sind den Gegebenheiten 
des Stilllegungsverfahrens anzupassen. Die Überwa-
chung kann auf die dann möglicherweise vorhandenen 
radioaktiven Stoffe reduziert werden. In der Regel ist im 
sicheren Einschluss der Einsatz mobiler Geräte ausrei-
chend. 
 
KTA-Regel 1503.1 Messung und Überwachung der Ab-

leitung gasförmiger und aerosolge-
bundener radioaktiver Stoffe, Teil 1: 
Messung und Überwachung der Ab-
leitung der radioaktiven Stoffe mit der 
Kaminabluft bei bestimmungsgemä-
ßem Betrieb 

 
Die Regel ist anzuwenden. Die Messung kann auf die 
entsprechend dem Anlagenzustand noch vorhandenen 
radioaktiven Stoffe beschränkt werden. Die Anforderun-
gen bezüglich Redundanz und Stromversorgung können 
an den Stilllegungsfortschritt angepasst werden. 
 
KTA-Regel 1506 Messung der Ortsdosisleistung in 

Sperrbereichen von Kernkraftwerken 
(diese Regel wurde am 16. November 
2004 zurückgezogen) 

 
Die Regel ist anzuwenden. Nach Entfernen des Kern-
brennstoffes kann die Messung der Neutronenstrahlung 
entfallen. 
 

KTA-Regel 1507 Überwachung der Ableitung gasförmi-
ger, aerosolgebundener und flüssiger 
Stoffe bei Forschungsreaktoren 

 
Die Messung kann auf die entsprechend dem Anlagenzu-
stand noch vorhandenen radioaktiven Stoffe beschränkt 
werden. 
 
KTA-Regel 2101.1 Brandschutz in Kernkraftwerken, Teil 

1: Grundsätze des Brandschutzes 
KTA-Regel 2101.2 Brandschutz in Kernkraftwerken, Teil 

2: Brandschutz an baulichen Anlagen 
KTA-Regel 2101.3 Brandschutz in Kernkraftwerken, Teil 

3: Brandschutz an maschinen- und 
elektrotechnischen Anlagen 

 
Die Forderungen zum Schutz von Redundanzen können 
eingeschränkt werden. 
 
KTA-Regel 2103 Explosionsschutz in Kernkraftwerken 

mit Leichtwasserreaktoren (allgemeine 
und fallbezogene Anforderungen) 

 
Die Anforderungen der Regel zielen auf die Erhaltung der 
Funktion der sicherheitstechnisch wichtigen Anlagenteile 
bei Explosionsgefahren. Eingegrenzt auf die noch jeweils 
sicherheitstechnisch wichtigen Anlagenteile sind die 
Grundsätze (3) und die Allgemeinen Anforderungen (4) 
anzuwenden. 
 
KTA-Regel 2207 Schutz von Kernkraftwerken gegen 

Hochwasser 
 
Das Schutzziel beschränkt sich bei Fortschreiten der 
Stilllegungsarbeiten auf den sicheren Einschluss der 
radioaktiven Stoffe. 
 
Bei den Lastkombinationen (Kap. 6) braucht Erdbeben in 
der Regel nicht berücksichtigt zu werden. 
 
KTA-Regel 2501 Bauwerksabdichtungen von Kernkraft-

werken 
 
Die Regel ist im Stilllegungsvorhaben bei baulichen Ver-
änderungen und neuen Bauwerksteilen anzuwenden. Das 
Schutzziel beschränkt sich bei den Stilllegungsarbeiten 
auf den sicheren Einschluss der radioaktiven Stoffe. 
 
KTA-Regel 3601 Lüftungstechnische Anlagen in Kern-

kraftwerken 
 
Die allgemeinen Anforderungen des Kap. 3 sind einzu-
halten. 
 
Die im Kap. 4 angegebene Lüftungsklasse 2 ist nach 
Abtransport des Kernbrennstoffes ausreichend, da der 
Schwerpunkt bei strahlenschutztechnischen Schutzzielen 
und der Einhaltung spezifischer Luftfeuchte (Korrosions-
schutz) liegt. 
 
Die Unterdruckstaffelungen und die Luftwechselzahlen 
sind den Erfordernissen des Stilllegungsprozesses anzu-
passen. Eine redundante Ausführung sowie ein Not-
stromanschluss sind in der Regel nicht erforderlich. 
 
KTA-Regel 3605 Behandlung radioaktiv kontaminierter 

Gase in Kernkraftwerken mit Leicht-
wasserreaktor 

 
Die Regel ist anzuwenden auf Systeme zur Sammlung, 
Führung und Behandlung von radioaktiv kontaminierten 
Abgasen in Kernkraftwerken mit Druckwasserreaktor und 
in Kernkraftwerken mit Siedewasserreaktor. Entsprechend 
dem Anlagenzustand ist die Regel für die Behandlung der 
bei der Stilllegung noch vorhandenen radioaktiv kontami-
nierten Gase relevant. 
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KTA-Regel 3703 Notstromanlagen mit Batterien und 
Gleichrichtergeräten in Kernkraft-
werken 

 
Im Allgemeinen sind die Anforderungen an die Energie-
versorgungsanlagen nicht mehr anwendbar. Zur Versor-
gung von Meldeanlagen (z. B. Brandmeldeanlagen) ist 
jedoch eine gesicherte Energieversorgung erforderlich, für 
die Anforderungen der genannten KTA-Regel herangezo-
gen werden können. 
 
KTA-Regel 3901 Kommunikationseinrichtungen für 

Kernkraftwerke 
 
Die Regel ist grundsätzlich im Stilllegungsverfahren an-
zuwenden. Eine redundante Ausführung der Alarm- und 
Personensuchanlage ist nicht erforderlich. Für den Betrieb 
des sicheren Einschlusses sind für die interne Kommuni-
kation fest installierte Kommunikationseinrichtungen nicht 
erforderlich. 
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11 Anlage 4: Genehmigungsunterlagen für die Stilllegung, den sicheren Einschluss und den Abbau von kern-
technischen Anlagen in der Bundesrepublik Deutschland 

 
 

Lfd. 
Nr. 

Unterlage Bezug Inhalt Verwendung/Bemerkung 

1 Antragsschreiben § 7(3) AtG 
 
§ 2 AtVfV 
 
§ 6 AtVfV 

- Name und Sitz des Antragstellers 
 
- Art der beantragten Genehmigung 
 
- Art und Umfang der Anlage und der 

vorgesehenen Stilllegungsmaßnahmen 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige; 
 
Einleitung des Verfahrens; 
 
u. U. Bekanntmachung und Aus-
legung 

2 Sicherheitsbericht § 3(1) Nummer 1 
AtVfV 

a)  Beschreibung und zeichnerische Dar-
stellung der Anlage und der Stillle-
gungsmaßnahmen 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige; 

  § 6 AtVfV b) Darstellung und Erläuterung Konzeption 
des Stilllegungsvorhabens, sicherheits-
technische Grundsätze 

insbesondere für Dritte u. U. 
Auslegung; 

   c) Vorsorgemaßnahmen zur Erfüllung von 
§ 7(2) Nummer 3 AtG, Strahlenschutz-
maßnahmen 

keine Geschäftsgeheimnisse 

   d) Beschreibung der Umwelt und ihrer 
Bestandteile 

 

   e) bestimmungsgemäße und störfallbe-
dingte Ableitungen rad. Stoffe (§ 47 
StrlSchV, § 50 StrlSchV) 

 

   f) Auswirkungen durch Direktstrahlung 
und Abgabe radioaktiver Stoffe 

 

 

3 Ergänzende Pläne, Zeich-
nungen und Beschreibungen 
der Anlage und der vorgese-
henen Stilllegungstechniken 
und Maßnahmen 

§ 3(1) Nummer 2 
AtVfV 

Der Sicherheitsbericht wird bei Bedarf und 
auf Anforderung der atomrechtlichen Ge-
nehmigungsbehörde in einzelnen Punkten 
durch Erläuterungsberichte ergänzt. 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige; 

   - Erläuterungsbericht über außerbetrieb-
zunehmende, zu ändernde oder neu zu 
errichtende Systeme und Einrichtungen 

Geschäftsgeheimnisse kenn-
zeichnen 

   - Dokumentation des Anlagenzustandes  
   - radiologisch (Aktivitätsinventar, Ortsdo-

sisleistungen, Oberflächen- und Raum-
kontamination, Abfallmenge) 

 

   - massenmäßig  
   - Erläuterungsberichte (sofern zutreffend) 

über: 
- bautechnische Maßnahmen 
- maschinentechnische Maßnahmen
- lüftungstechnische Maßnahmen 
- leittechnische Maßnahmen 
- elektrotechnische Maßnahmen 
- administrative bzw. organisatori-

sche Maßnahmen 
 

 

4 Sicherungsbericht § 3(1) Nummer 3 
AtVfV 
 
§ 7(2) Nummer 5 
AtVfV 
 

Angaben über Maßnahmen bei Einwirkun-
gen Dritter, Verantwortlichkeiten 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige;  
 
getrennte Vorlage; Verschluss-
sache 

5 Zuverlässigkeit und Fach-
kunde 

§ 3(1) Nummer 4 
AtVfV 
 
§ 7(2) Nummer 1 
AtG 

Benennung verantwortlicher Personen, 
Fachkundenachweis gemäß bzw. in Anleh-
nung an BMU-Richtlinie über Fachkunde 
von Kernkraftwerkspersonal 
Angaben zur Zuverlässigkeit 
 
 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige;  
 
Geschäftsgeheimnisse kenn-
zeichnen 
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Lfd. 
Nr. 

Unterlage Bezug Inhalt Verwendung/Bemerkung 

6 Kenntnisse und Zuverlässig-
keit 

§ 3(1) Nummer 5 
AtVfV 

Erforderliche Kenntnisse und Verfahren zur 
Kenntnisvermittlung für das sonstige tätige 
Personal; 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige; 

  § 7(2) Nummer 2 
AtG AtZüV 

Angaben zur Zuverlässigkeit; in gleichem 
Umfang für Fremdpersonal 
 

Geschäftsgeheimnisse kenn-
zeichnen 

7 Liste der sicherheitstech-
nisch relevanten Maßnah-
men 

§ 3(1) Nummer 6 
AtVfV 
 
§ 7(2) Nummer 3 
AtG 
 
§ 50 StrlSchV 
 

Aufstellung über Maßnahmen zur Beherr-
schung von Stör- und Schadensfällen 
(Sicherheitsspezifikationen) 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige; 
 
Geschäftsgeheimnisse kenn-
zeichnen 

8 Deckungsvorsorgemaßnah-
men 

§ 3(1) Nummer 7 
AtVfV 

Vorschläge zur Erfüllung der Schadens-
ersatzverpflichtungen 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige; 

  § 7(2) Nummer 4 
AtG 

 Geschäftsgeheimnisse kenn-
zeichnen 

  § 12 AtDeckV 
 

  

9 Radioaktive Reststoffe § 3(1) Nummer 8 
AtVfV 

Beschreibung der anfallenden radioaktiven 
Reststoffe; 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige; 

  § 9a AtG Maßnahmen zur Vermeidung von rad. 
Reststoffen, zur schadlosen Verwertung und 
Beseitigung als Abfall 

Geschäftsgeheimnisse kenn-
zeichnen 

10 Überwiegende öffentliche 
Interessen, Umweltaus-
wirkungen 

§ 3(1) Nummer 9 
AtVfV 

Aufstellung der vorgesehenen Maßnahmen 
zur Reinhaltung des Wassers, der Luft und 
des Bodens; 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde unter Zuziehung anderer 
Fachbehörden, Sachverständige; 

  § 7(2) Nummer 6 
AtG 

Angaben über sonstige Umweltauswir-
kungen 
 

Geschäftsgeheimnisse kenn-
zeichnen 

11 UVP-Unterlagen §§ 2a, 7(4) AtG Ermittlung bedeutsamer Umweltauswirkun-
gen; Darstellung von Verfahrensalter-
nativen; 

bei Öffentlichkeitsbeteiligung und 
somit UVP-pflichtigen Vorhaben 

  §§ 1a, 3, 4, 19b 
AtVfV 

  

  § 3, 3c UVPG   
  § 6 UVPG Unterlagen des Trägers des Vorhabens;  
  §§ 8 ff. AtVfV Erörterungstermin  
  § 6 AtVfV 

 
  

12 Kurzbeschreibung § 3(4) AtVfV zusammenfassende Beschreibung entspre-
chend Sicherheitsbericht 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige, Dritte; 

  § 6 AtVfV  wenn eine Öffentlichkeitsbeteili-
gung erforderlich ist: Auslegung 

    keine Geschäftsgeheimnisse 
 

13 Verzeichnis der eingereich-
ten Unterlagen 

§ 3(4) AtVfV Auflistung; 
Unterlagen, die Geschäftsgeheimnisse 
enthalten, kennzeichnen 
 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige 

14 Anpassung Betriebshand-
buch und Prüfhandbuch 

 Revision entsprechend dem neuen Anla-
genzustand; 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige 

   Demontagehandbuch 
 

 

15 Darstellung der aufzuheben-
den oder zu ändernden 
Genehmigungsbescheide, 
Auflagen und Gestattungen 

 Liste mit Erläuterungen bzw. Begründung atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, Sachverständige; 
 
Geschäftsgeheimnisse kenn-
zeichnen 
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Lfd. 
Nr. 

Unterlage Bezug Inhalt Verwendung/Bemerkung 

16 Baurechtliche Unterlagen Landesbau-
ordnung 

Darstellung von stilllegungsgerichteten Bau- 
und Abbruchmaßnahmen 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, ggf. Baurechtsbehörde 
 

17 Unterlagen zu BImSchG § 7(2) Nummer 6 
und § 8 AtG 

Unterlagen über nach § 4 BImSchG geneh-
migungsbedürftige Anlagen 

atomrechtliche Genehmigungs-
behörde, zuständige Landesbe-
hörde für den Immissionsschutz 
 

18 Unterlagen zum Wasserrecht WHG 
§ 7(2) Nummer 6 
AtG 

Antrag für wasserrechtliche Bewilligung und 
Erlaubnis, falls zu ändern 

Wasserrechtsbehörde, atomrecht-
liche Genehmigungsbehörde 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktioneller Hinweis: 
BfS bemüht sich, fehlerfreie Texte zur Verfügung zu stel-
len, übernimmt jedoch keine Haftung. Bei Rechtsakten 
sind die in den amtlichen Publikationsorganen des Bun-
des auf Papier veröffentlichten Fassungen verbindlich. 


